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Respekt und Achtung

I
n wenigen Tagen ist es soweit und das neue Jahr, für das ich 

Ihnen Glück, Gesundheit und, nicht zu vergessen, auch eine 

gehörige Portion Gelassenheit wünsche, beginnt. 

Gelassenheit habe ich in den vergangenen Monaten an mancher-

lei Stellen vermisst. Die Coronapandemie hat uns alle – ob nun im 

medizinischen oder pflegerischen Bereich, in einer Behörde, als 

Bewohner in einem Pflegeheim, als Betreiber eines Restaurants 

oder einfach als Bundesbürger – sehr gefordert. Trauer um Ange-

hörige, Ängste um das wirtschaftliche Überleben, Überforderung 

bei zu knappen Personalressourcen, anfänglich fehlende wissen-

schaftliche Erkenntnisse und nicht zuletzt fehlende menschliche 

Begegnungen haben Verunsicherung ausgelöst. Während man-

che Menschen sich in derartigen Situationen gänzlich zurückzie-

hen, gehen andere vermehrt in eine konfrontative, wenn nicht 

gar aggressive Haltung. Ein Übermaß an Emotionen erschwert 

den Austausch jedoch nicht nur im privaten Umfeld, sondern 

auch im gesellschaftlichen, politischen und wissenschaftlichen 

Bereich. Blind vor Wut oder starr vor Angst – beides bereitet mir 

Unbehagen, denn in diesen Gemütslagen ist ein rationaler Aus-

tausch nicht mehr möglich. Aber genau das brauchen wir jetzt 

unbedingt. Unser Leben wird wahrscheinlich auch nach der hof-

fentlich bald erfolgten Impfung ausreichend großer Bevölke-

rungsanteile nicht mehr so sein, wie es vor der Coronapandemie 

war. SARS-CoV-2 hat uns deutlich vor Augen geführt, dass wir in 

großen Teilen ein wenig blauäugig und vielleicht auch leichtsin-

nig waren, denn Infektionskrankheiten verschonen auch 

Deutschland nicht. Mit hoher Wahrscheinlichkeit gilt daher auch 

die Aussage „Nach der Pandemie ist vor der Pandemie.“ Wir soll-

ten deshalb mit Respekt vor dem Gegenüber wie auch mit Res-

pekt vor der Krankheit, aber nicht angsterfüllt daran gehen, uns 

künftigen Herausforderungen zu stellen. Weder Verharmlosung 

noch Panikmache sind dabei hilfreich. Auch die Medien ein-

schließlich der sogenannten sozialen Medien sollten sich ihrer 

Verantwortung bewusst sein, unabhängige und faktenbasierte 

Informationen übersichtlich, verständlich und ohne Effektha-

scherei zu präsentieren.

Verantwortliches Handeln ist integraler Bestandteil des ärztli-

chen Berufs. Das haben die hessischen Ärztinnen und Ärzte ein-

mal mehr mit ihrer beeindruckenden Bereitschaft zum Engage-

ment bei der Bekämpfung der Coronapandemie bewiesen. Dem 

Aufruf der Landesärztekammer Hessen, sich freiwillig für die Ar-

beit in den vom Land geplanten Impfzentren zur Verfügung zu 

stellen, sind zahlreiche Kolleginnen und Kollegen, aber auch Me-

dizinische Fachangestellte und Medizinstudierende gefolgt. Ih-

nen allen danke ich bereits jetzt für Ihre Hilfe, ohne die eine Impf-

aktion in diesem Format nur schwerlich zu bewältigen wäre.

Verantwortung müssen auch Bund, Länder und Versicherungen 

übernehmen. Alle Krankenhäuser, die Betten freihalten sollen, 

müssen einen Ausgleich für Erlösausfälle erhalten. In einem seit 

Jahren auf Kante genähten System gibt es keine Reserven, die 

noch angezapft werden könnten. Der Schutzschirm für die nie-

dergelassenen Praxen muss über das Jahresende 2020 hinaus 

verlängert werden, denn die nach wie vor zu hohen Infektions-

zahlen halten leider viele Menschen trotz der Hygienemaßnah-

men von einem Arztbesuch ab. Und natürlich muss für die Coro-

naimpfung eine primäre und keine subsidiäre Staatshaftung  

greifen. 

Nicht zuletzt müssen alle Bürgerinnen und Bürger gemeinsam 

Verantwortung übernehmen, indem sie sich an die allseits be-

kannten Hygieneregeln halten. 

Als Staat und Gemeinschaft wie auch als Privatpersonen haben 

wir lernen müssen, dass wir verletzlich sind. Trotz der gewaltigen 

Fortschritte in Wissenschaft und Technik sind wir nicht unver-

wundbar. Gerade Ärztinnen und Ärzten fällt es nicht immer 

leicht anzuerkennen, dass unsere Möglichkeiten im Fall des Falles 

endlich sind. 

Umso wichtiger ist es, sich gemeinsam dafür einzusetzen, abseh-

baren Problemen vorzubeugen. Ich hoffe sehr, dass die Ankündi-

gungen, nach Bewältigung der akuten Coronakrise gemeinsam 

die entsprechenden Lehren und Konsequenzen zu ziehen, wahr-

gemacht werden. Weder Politiker noch Wissenschaftler noch 

Ärzte können dies alleine tun. Und genau dafür brauchen wir eine 

Kultur des Austausches über Fakten, gerne lebhaft und enga-

giert, aber immer auf dem Boden von Respekt und Achtung. Die 

hessischen Ärztinnen und Ärzte sind dazu bereit. 

Dr. med. Edgar Pinkowski 

Präsident 
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Eine Erfolgsgeschichte
– Weiterbildung und die Landesärztekammer –

Nach dem Staatsexamen geht es weiter. Ein Fach-

arzt steht an und dafür braucht es eine Weiterbil-

dung. Das Grundgerüst für die Weiterbildung ist 

die Weiterbildungsordnung, die von der Landes-

ärztekammer stammt. Sie dient als „Leitplanke“ 

für die Weiterbildung und wird durch fachlich 

empfohlene Weiterbildungspläne ergänzt. Die für 

den Facharzt erforderlichen Kenntnisse und Kom-

petenzen werden allerdings, im Gegensatz zum 

Studium, in eigener Verantwortung erworben. 

Zu Beginn einer Weiterbildung geht es um einfa-

che Fragen der individuellen Neigungen, Präferen-

zen und Umsetzbarkeiten. Was interessiert, wo ist 

eine möglichst umfassende Ausbildung möglich, 

wie sind die Ausbildungsbedingungen? Die ersten 

Entscheidungen liegen damit bei den Weiterzubil-

denden und Weiterbildern. Im besten Fall wird die 

Weiterbildung durchlaufen und mit einer Prüfung 

abgeschlossen.

Neu ist die Dokumentation der Weiterbildung. Neben dem Zeug-

nis gibt es das eLogbuch. Alle Jahre oder bei bestimmten Anläs-

sen werden die erreichten Kenntnisse und Kompetenzen doku-

mentiert. Die oder der Weiterzubildende trägt ein, was er oder 

sie gemacht hat, und der Weiterbilder bestätigt das. Ergänzend 

sind beispielsweise OP-Berichte vorzulegen.

Interessant wird es beim Wechsel einer Weiterbildungsstätte. 

Einmal bestätigte Kompetenzen gehen nicht verloren. Erlernte 

Kompetenzen können auch vom nachfolgenden Weiterbilder  

sowohl im Zeugnis als auch im eLogbuch bestätigt werden. Für 

OP-Zahlen oder Eingriffe gilt das nicht. 

Was passiert beim Wechsel eines Bundeslandes? Die Weiterbil-

dungsordnungen der Bundesländer unterscheiden sich manch-

mal und es ist ratsam, sich darüber zu informieren. Das eLog-

buch kann das. Alle Weiterbildungsordnungen in Deutschland 

sind hinterlegt, können abgerufen und mit der eigenen Weiter-

bildung verglichen werden. Das eLogbuch verbleibt bis zur An-

meldung zur Facharztprüfung beim Weiterzubildenden. Die 

Landesärztekammer nimmt lediglich bei Fragen zu Weiterbil-

dung oder Vorwegentscheiden Einblick in die Do-

kumentation. 

Weiterbildung ist eine Kernaufgabe der Landes-

ärztekammer mit ganz prägnanten Zielen für die 

Mitglieder. Sie bestimmt eine qualitativ hochwer-

tige, vollständige und aktuelle Weiterbildung und 

beruft Weiterbilder/-innen und Prüfungsaus-

schüsse. Manche Forderungen von wissenschaftli-

chen Gesellschaften und Fachverbänden zu  

speziellen Inhalten der Weiterbildung schießen 

aber über das Weiterbildungsziel hinaus und kön-

nen nicht berücksichtigt werden. Bundesärzte-

kammer und Landesärztekammern sind aufgeru-

fen, die Weiterbildungsordnung dort fortzuentwi-

ckeln, wo der medizinische Fortschritt dies erfor-

dert. Auch nach der Facharztprüfung sind nicht al-

le Fachärztinnen und Fachärzte gleich. Alle verfü-

gen über leicht unterschiedliche Kenntnisse und  

Fähigkeiten. Bei der Differenziertheit der Gebiete und Schwer-

punkte ist dies auch wünschenswert und erforderlich. 

Und wo stehen die Patientinnen und Patienten? Entsprechend 

der Überlegungen des Freiburger Medizinethikers Prof. Dr. med. 

Giovanni Maio benötigen Patienten ein Grundvertrauen in ihre 

Behandler, dass Diagnostik und Therapie in der Medizin nicht von 

ökonomischen Interessen geleitet werden. Es wird eine zusätzli-

che Aufgabe von Weiterbildung sein, allfällige „Wenn-dann“- 

Algorithmen durch ärztliche Erfahrung, Problemlösungskompe-

tenz und Empathie zu ersetzen. Das Engagement für eine gute 

Weiterbildung beinhaltet ganz wesentlich das Augenmerk auf die 

Bedürfnisse der Patienten. 

Insgesamt sichert die Landesärztekammer eine qualitativ hoch-

wertige ärztliche Weiterbildung für Patienten, Gesellschaft und 

die Ärzteschaft. Anregungen für eine Weiterentwicklung und  

erforderliche Korrekturen werden gerne und sehr aufmerksam 

entgegengenommen. 

Dr. med. Wolf Andreas Fach

Präsidiumsmitglied der Landesärztekammer Hessen

F
o

t
o

: 
K

a
t
a

r
in

a
 I

v
a

n
is

e
v

ic

„Eine gute 

 Weiterbildung 

beinhaltet  

wesentlich das 

Augenmerk auf 

die Bedürfnisse 

der Patienten“

Aus dem Präsidium

 Neu: Newsletter der Landesärztekammer Hessen

Wir halten Sie auf dem Laufenden: Mit un-

serem neuen Newsletter erhalten Sie regel-

mäßig aktuelle Informationen und interes-

sante Themen rund um die Kammer be-

quem in Ihr E-Mail-Postfach. Den Anmel-

de-Button finden Sie rechts auf der Start-

seite in einem Kasten auf www.laekh.de. 

Der QR-Code führt direkt dorthin. 
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eLogbuch für die Ärztliche Weiterbildung in Hessen ab dem 1. Januar 2021!

In der neuen, seit dem 01.07.2020 in Kraft getretenen Weiter-

bildungsordnung (WBO 2020), ist vorgesehen, die Dokumen-

tation der Weiterbildung auf einer bundesweit einheitlichen, 

elektronischen Plattform, dem sogenannten eLogbuch zu füh-

ren. Der Start des eLogbuchs in Hessen beginnt nach einer im 

zweiten Halbjahr 2020 durchlaufenen Pilotphase am 1. Januar 

2021.

Das eLogbuch soll helfen, die Weiterbildung einheitlich, von Be-

ginn an und kontinuierlich zu dokumentieren und auch bei dem 

Kammerwechsel einer Ärztin oder eines Arztes in Weiterbil-

dung eine Vergleichbarkeit zu ermöglichen.

Bevor Sie das eLogbuch verwenden können, müssen Sie sich als 

Benutzer registrieren. Das ist nur über das Portal der Landes-

ärztekammer Hessen (LÄKH) https://portal.laekh.de möglich. 

Sobald Sie registriert sind, können Sie im Portal der LÄKH direkt 

in das eLogbuch wechseln, um dort Ihre Weiterbildung in Ihrem 

Logbuch zu dokumentieren. 

Hinweise zur Registrierung, Anmeldung und Bedienung des 

eLogbuches finden Sie ab Januar 2021 auf der Webseite der 

Landesärztekammer Hessen unter https://www.laekh.de/

elogbuch sowie unter der Webseite der Bundesärztekammer 

https://www.baek.de/faq-elogbuch. 

In der nächsten Ausgabe des hessischen Ärzteblattes 02/2021 

werden wir Sie ausführlich über das eLogbuch, seine Funktion 

und die Verankerung in der neuen Weiterbildungsordnung 

(WBO 2020) informieren. Dort wird auch die Rolle der Weiter-

bildungsbefugten bei der Führung des elektronischen Logbu-

ches erläutert.

Wir wünschen Ihnen schöne Weihnachten und freuen uns auf 

einen gemeinsamen Start im neuen Jahr!

                  Petra Hench-Rueda, Heike Bünger, 

                            Nina Walter, Ralf Münzing

Logo: © BÄK

Elektronischer Arztausweis eHBA 

 Aktuelle Entwicklungen

Seit Oktober 2020 ist die Bestellung eines 

für die Nutzung der Telematikinfrastruk-

tur notwendigen elektronischen Arztaus-

weises (eHBA) im Portal der Landesärzte-

kammer Hessen (LÄKH) möglich. Es ist 

nun zum Jahreswechsel an der Zeit ein 

kurzes Fazit zu ziehen.

 Es ist jedenfalls klar, dass die Landesärzte-

kammern ihre Hausaufgaben in der Tele-

matikinfrastruktur erledigt haben! Die He-

rausgabe der eArztausweise ist nach eini-

gen Startschwierigkeiten ins Laufen ge-

kommen und es werden nun täglich Arzt-

ausweise von den Kartenherstellern pro-

duziert. Mittlerweile ist auch die Firma me-

disign GmbH als Kartenproduzent in den 

Bestellprozess integriert, so dass die hessi-

schen Ärztinnen und Ärzte nun über die 

folgenden vier Vertrauensdiensteanbieter 

(VDA) einen eHBA bestellen können:

• D-Trust (Bundesdruckerei)

• Medisign GmbH 

• SHC Stolle&Heinz Consultants GmbH

• T-Systems GmbH

Insgesamt wurden bisher ca. 4.800  

eHBA bestellt, der Preis eines eHBA liegt 

bei ungefähr 8 Euro im Monat. Für nieder-

gelassene Ärztinnen und Ärzte wird der 

Betrag hälftig übernommen und auch für 

im Krankenhaus tätige Ärztinnen und Ärz-

te ist ein Kostenbeteiligung in Sicht. Wich-

tig dabei ist, dass die Kosten für den eHBA 

alleine von den Vertrauensdiensteanbie-

tern erhoben werden. Die Landesärzte-

kammer Hessen selbst erhebt keine Ge-

bühren für die Ausstellung eines eHBA!

Wir möchten auch noch einmal darauf 

hinweisen, dass der Antragsprozess zwei-

geteilt ist, da die Landesärztekammer 

Hessen zwar der Herausgeber des eHBA 

ist, sich bei der Kartenherstellung aber ei-

nes der oben aufgeführten VDA bedienen 

muss. Hier die Schritte zur Erlangung des 

eHBA:

1. Antrag stellen im Portal der LÄKH und 

Auswahl des VDA.

2. Antrag fortführen und fertigstellen im 

Portal des VDA; dazu erhalten Sie aus 

Schritt eins eine E-Mail mit einem Link 

und einer Vorgangsnummer.

3. PostIdent-Identifizierung bei einer 

Postfiliale durchführen und Einsendung 

der Antragsunterlagen.

Danach wird Ihr eHBA produziert und Ih-

nen postalisch zugestellt.

Eine Besonderheit muss noch erwähnt 

werden für Ärztinnen und Ärzte, die be-

reits einen Vorgänger-eHBA (G0-Karte) 

der Firma medisign erworben hatten. Die 

Firma medisign hat den kostenlosen Aus-

tausch gegen einen aktuellen G2-eHBA 

zugesagt. Allerdings muss der G2-eHBA 

per normalem Antrag bestellt werden. 

Während der Antragstellung ist dann bei 

medisign ein Formular auszufüllen, wo-

durch Ihnen Ihre alte G0-Karte kostenfrei 

gestellt wird. Bei Fragen zum Antragspro-

zess im Portal der LÄKH wenden Sie sich 

bitte an unser Zentrales Mitgliederdaten-

management unter Fon 069 97672-404. 

Aktuelle Informationen erhalten Sie auch 

im Internet unter https://www.laekh.de/

ehba/.

Ralf Münzing

Leiter EDV und 

 Organisations - 

entwicklung, 

Landesärztekammer 

Hessen

Ärztekammer
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Ein sorgfältig erarbeitetes Hygienekon-

zept und die Zustimmung des Hessischen 

Ministeriums für Soziales und Integration 

(HMSI) machten es trotz des Teil-Lock-

downs möglich, dass die 9. Delegierten-

versammlung (DV) der Landesärztekam-

mer (LÄKH) am 28.11.2020 als Präsenz-

veranstaltung stattfinden konnte. Wie 

schon im September tagten die Ärztever-

treterinnen und -vertreter unter pande-

miegeeigneten, sowohl vom Gesundheits-

amt Friedberg als auch vom Gesundheits-

amt Frankfurt unbeanstandeten Bedin-

gungen in der Stadthalle Friedberg.

Wie Ärztekammerpräsident Dr. med. Ed-

gar Pinkowski (Liste Fachärztinnen und 

Fachärzte) in seiner Begrüßung erläuter-

te, habe sich die Durchführung einer Prä-

senzsitzung als notwendig erwiesen, da 

der Gesetzgeber den Heilberufskammern 

bislang keine rechtssichere digitale Veran-

staltung erlaube. Doch Rechtssicherheit 

war zwingend geboten, zumal die Dele-

gierten u. a. den Haushalt 2021 der Lan-

desärztekammer zu beschließen hatten.

Um die Sitzung zur Minimierung des In-

fektionsrisikos so kurz wie nötig zu gestal-

ten, stimmte das Ärzteparlament einem 

Änderungsantrag des Präsidiums auf Ver-

kürzung der Tagesordnung zu, der diese 

im Wesentlichen auf den Haushaltsplan 

2021, eine Änderung der Beitragsord-

nung, Änderungen der Satzung und Ver-

sorgungsordnung des Versorgungswerks 

und Änderungen von Rechtsquellen der 

LÄKH konzentrierte. 

Haushalt und Beitragsordnung

Dass sich die Corona-Pandemie auch er-

heblich auf die Finanzen der Landesärzte-

kammer auswirkt, machte Armin Beck 

(Liste Hausärzte), Vorsitzender des Fi-

nanzausschusses, in seinem Bericht deut-

lich. So weise der Verwaltungshaushalt 

2021 unter der Annahme der geplanten 

Ertrags- und Kostenarten einen Jahres-

fehlbetrag in Höhe von 

 T€ -3.381 aus. 

In erster Linie seien vier Ursachen dafür 

verantwortlich, dass sich Ergebnis und 

Rücklagen schlechter entwickelten als in 

den Vorjahren. Zum einen stagniere das 

Beitragsaufkommen bei unveränderten 

Hebesätzen, zum anderen stiegen die Per-

sonalkosten stärker als ursprünglich ge-

plant. Schließlich führe der Corona-be-

dingte Ausfall vieler Aus-, Fort- und Wei-

terbildungsveranstaltungen zu einem 

deutlichen Gebührenrückgang. Der da-

raus resultierende negative Ergebniseffekt 

werde zudem durch steigende Aufwen-

dungen zur Sicherstellung pandemiege-

rechter Bedingungen verstärkt. 

Nachdem der Finanzausschuss einem ers-

ten Entwurf des Haushaltsplans 2021 auf-

grund der noch ungünstigeren Ergebnis- 

und Rücklagenentwicklung nicht zuge-

stimmt habe, sei dieser auf vertretbare 

Einsparungen überprüft und eine Gegenfi-

nanzierung durch Erhöhung der Beitrags- 

und Gebührenordnung für das Jahr 2021 

ausgearbeitet worden. Daraufhin habe der 

Finanzausschuss dem zweiten Entwurf zu-

gestimmt, so Beck. Auch habe der Aus-

schuss einstimmig empfohlen, die 2018 

wegen damals hoher Rücklagen beschlos-

sene, vorübergehende Senkung des Kam-

merbeitrags partiell rückgängig zu ma-

chen und diesen um 7,5 % anzuheben. 

Diese Anhebung sei notwendig, um die 

Kammerfinanzen der kommenden Jahre 

auf ein solides Fundament zu stellen. Im 

Übrigen, so betonte Beck in seinem Vor-

trag, habe er der Delegiertenversamm-

lung im November 2018 vor ihrem Be-

schluss über die Absenkung darauf hinge-

wiesen, dass spätestens im Haushaltsjahr 

2022 wieder eine deutliche Beitragserhö-

hung notwendig sei, um den in 2019 ein-

geleiteten Abschmelzungsprozess der 

Rücklagen zu stoppen. Mit Blick auf die 

gestiegenen Personalkosten wies Präsidi-

umsmitglied Dr. med. Peter Zürner (Liste 

Fachärztinnen und Fachärzte) in der an-

schließenden Diskussion daraufhin, dass 

u. a. die zum 1. Juli 2020 in Kraft getrete-

ne neue Weiterbildungsordnung eine hö-

here Personalausstattung in der Weiterbil-

dungsabteilung 

dringend erforder-

lich gemacht habe, 

um das große Auf-

gabenspektrum 

bewältigen und 

Ärztinnen und Ärz-

te in Weiterbildung 

auch künftig quali-

fiziert unterstützen 

zu können. 

Ärztekammer

Haushalt der Landesärztekammer verabschiedet

9. Delegiertenversammlung beschließt Anhebung des Kammerbeitrages 

Die 9. Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen tagte wieder mit einem sorgfältigen 

 Hygienekonzept in der Stadthalle Friedberg. 

Präsident Dr. med  Edgar Pinkowski

Dr. med. 

Lars Bodammer
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Auch Präsidiums-

mitglied Dr. med. 

Susanne Johna 

(Marburger Bund) 

stellte fest, dass ei-

ne Anhebung des 

Kammerbeitrages 

notwendig sei, um 

die Haushaltslage 

zu konsolidieren. 

Allerdings sprach 

sie sich, wie u. a. Dr. med. Lars Bodammer 

und PD. Dr. med. Andreas Scholz (alle 

Marburger Bund), für eine Anhebung um 

lediglich 5 % aus. „Wir sind zuständig da-

für, den Haushalt für die nächsten zwei, 

drei Jahre sicher zu machen“, so Johna. 

„Aber es ist nicht unsere Aufgabe, Rückla-

gen zu bilden.“ Eine fünfprozentige Anhe-

bung halte sie daher für ausreichend. 

Dr. med. H. Christian Piper (Marburger 

Bund) hielt beide Optionen – Anhebung 

um 5 oder um 7,5 % – „nicht für grund-

sätzlich falsch“, plädierte aber für eine An-

hebung in der Höhe, die tatsächlich benö-

tigt werde.

Man habe sich viele Gedanken über die 

Anhebung des Beitrages gemacht, erklär-

te Dr. med. Wolf Andreas Fach (Fachärz-

tinnen und Fachärzte). Eine Erhöhung von 

5 % reiche für ein Jahr, aber sicherlich 

nicht für zwei oder drei Jahre: „Die Kosten 

steigen.“ Auch gingen zunehmend ältere, 

gut verdienende Kolleginnen und Kollegen 

aus der Praxis in Ruhestand und fielen da-

mit als Beitragszahler aus. „Ich bin für Sta-

bilität“, bekräftigte Fach. 

Sie wünsche sich eine starke Ärztekam-

mer, hob Prof. Dr. med. Alexandra Henne-

berg (Fachärztinnen und Fachärzte) lei-

denschaftlich hervor. Man brauche eine 

starke Vertretung der Ärzteschaft in der 

Öffentlichkeit und eine gute Weiterbil-

dung für junge Ärztinnen und Ärzte. „Das 

soll sich diese Kammer leisten können. Da-

her bin ich für eine 

Anhebung um 

7,5 %.“ Auch 

Dr. med. Sabine 

Dominik (Fachärz-

tinnen und Fach-

ärzte), Stellv. Vor-

sitzende des Fi-

nanzausschusses, 

unterstrich die 

Notwendigkeit, 

den Beitrag um 7,5 % anzuheben: Die Ärz-

tekammer müsse, wie die Krankenhäuser 

auch, mit einer vernünftigen Personalde-

cke arbeiten.

 In der anschließenden Abstimmung wur-

de zunächst die geänderte Beitragsord-

nung mit 69 Stimmen und einer Enthal-

tung beschlossen, bevor der Präsidiums-

antrag auf Verabschiedung des Haushalts-

plans für das Geschäftsjahr 2021 mit einer 

Anhebung des Kammerbeitrags um 7,5 % 

mit großer Mehrheit – 69 Stimmen bei 

drei Enthaltungen – angenommen wurde. 

 TOP Versorgungswerk

Um die Sitzung wegen der Corona-Pande-

mie möglichst kurz zu halten, hat der Vor-

stand des Versorgungswerkes in Abspra-

che mit der LÄKH darauf verzichtet, einen 

Bericht abzugeben. 

Zwei Delegierte 

hatten den Antrag 

gestellt, der nächs-

ten DV eine Sat-

zungsänderung 

vorzulegen, durch 

die auch angestell-

te Ärztinnen und 

Ärzte für die Dauer 

ihrer Mitwirkung an 

der vertragsärztli-

chen Versorgung 

wie zugelassene 

(selbstständige) 

Vertragsärztinnen 

und -ärzte behan-

delt werden, also 

auch nur den hälfti-

gen Beitrag zum 

Versorgungswerk 

leisten müssen. 

Nach kontroverser 

Diskussion wurde der Antrag an den  

Vorstand überwiesen. Über das Ergebnis 

der Prüfung wird in der nächsten DV  

berichtet. 

Änderungen von Rechtsquellen 

der Landesärztekammer Hessen

Eine ganze Reihe Rechtsquellenänderun-

gen wurde auf der DV von den hessischen 

Ärztinnen und Ärzten beschlossen, die im 

Detail in den Bekanntmachungen auf den 

Seiten 30 bis 54 nachzulesen sind. 

• Änderung der Beitragsordnung mit 

neuer Beitragstabelle: S. 51 & 53ff.

• Änderung der Hauptsatzung und der 

Geschäftsordnung: Zukünftig werden 

Sitzungsunterlagen und Protokolle der 

DV’en in elektronischer Form an die De-

legierten versandt (siehe S. 30 & 43). 

• Änderung der Berufsordnung: Die An-

lage „Richtlinie zur Durchführung der 

assistierten Reproduktion“ ist von der 

Bundesärztekammer (BÄK) in der 

Muster-Berufsordnung (BO) seit lan-

gem nicht mehr abgebildet worden, 

weil das Transplantationsgesetz geän-

dert worden ist. Aufgrund der von der 

BÄK 2018 neu erarbeiteten „Richtlinie 

zur Entnahme und Übertragung von 

menschlichen Keimzellen im Rahmen 

der assistierten Reproduktion“ kann 

die alte Richtlinie als Anlage zur BO da-

her aufgehoben werden. Darin nicht 

enthaltene Regelungen zum Genehmi-

gungsverfahren und zur Qualitäts-

sicherung sind nun im Rahmen der Re-

produktion in eigenen Richtlinien der 

LÄKH festgelegt (siehe S. 31, 34 & 

36). 

• Änderung der Weiterbildungsordnung: 

Aufgrund eines handwerklichen Über-

tragungsfehlers wurde § 4 Abs. 2 der 

Weiterbildungsordnung durch die DV 

am 23. November 2019 nicht in der 

vom Weiterbildungsausschuss und Prä-

sidium empfohlenen Fassung beschlos-

sen. Dieser Fehler wurde nun korrigiert. 

Die Zusatzweiterbildung Notfallmedi-

zin wird nun im Weiterbildungs-

abschnitt „6 Monate in der Intensivme-

dizin oder in der Anästhesiologie“ um 

„oder in einer Notfallaufnahme“ er-

gänzt (siehe S. 33 & 38). 

• Änderung der Kostensatzung: Anpas-

sungen wurden in Kapitel 2 – Weiterbil-

dungswesen Ärzte, in Kapitel 3 – Be-

rufsbildung: Medizinische Fachange-

stellte/Arzthelfer/-innen, in Kapitel 4 – 

Tätigkeit der Ethikkommission sowie in 

Kapitel 5 – Durchführung von Maßnah-

men zur künstlichen Befruchtung be-

schlossen (siehe S. 47).

• Die Entschädigungsregelung für ehren-

amtlich Tätige der LÄKH und des Ver-

sorgungswerkes wurde geändert: Dazu 

gehören der Entfall des Tagegeldes, 

einzelne abteilungsspezifische Anpas-

Ärztekammer

Dr. med.  

Susanne Johna

Vizepräsidentin  

Monika Buchalik

Dr. med.  

Alexander Marković

Dr. med.  

Adelheid Rauch
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sungen sowie die Anpassung des Sta-

tuts „Übergangsgeld“.

• Änderung der Fortbildungsordnung: 

Die bereits am 1. Dezember 2018 er-

folgte Umstellung des Antragsverfah-

rens zur Zertifizierung von Fortbil-

dungsveranstaltungen auf das Mitglie-

derportal blieb bislang in der Fortbil-

dungsordnung und Richtlinie nicht ab-

gebildet und wurde nun entsprechend 

überarbeitet (siehe S. 41).

• Auch die Richtlinie zum Anerkennungs-

verfahren von Fortbildungsmaßnah-

men wurde entsprechend angepasst 

(siehe S. 44).

Keine patientennahe Tätigkeit  

bei positivem Corona-Test

Anlässlich der aktu-

ellen Entwicklun-

gen forderte die DV 

in einer Resolution, 

dass die patienten-

nahe Arbeitstätig-

keit von Ärztinnen 

und Ärzten sowie 

Pflegepersonal bei 

positivem Corona-

Test oder bei Einstufung als Katego-

rie I-Kontaktperson nicht weiter ausge-

führt werden dürfe. Es sei nicht nachvoll-

ziehbar, dass Betroffene weiterhin ärztlich 

bzw. medizinisch tätig seien, gleichzeitig 

jedoch nicht im Supermarkt einkaufen 

dürften. 

Wörtlich heißt es in der Resolution:

„Die Hessische Landesärztekammer lehnt 

die patientennahe Arbeitstätigkeit von 

Ärzten und Pflegepersonal bei positivem 

Corona-Test oder bei Einstufung als Kon-

taktperson der Kategorie I ab. Begrün-

dung: Durch die Einräumung dieser Mög-

lichkeit wird bei knappen Personalressour-

cen in Krankenhäusern, Arztpraxen und 

Pflegeheimen bei den betroffenen Perso-

nen ein starker Druck aufgebaut, ihre bis-

herige Tätigkeit weiter auszuführen. Auch 

bei zunächst symptomfreien Personen 

kann es im weiteren Verlauf zu Sympto-

men kommen, ggf. wird hier die Rekonva-

leszenz sogar im Verlauf verlängert.“

Nahezu zeitgleich wurde diese Problema-

tik von der hessischen Landesregierung 

mit der 22. Verordnung zur Bekämpfung 

des Corona-Virus vom 30. November 

2020 aufgegriffen. So sind künftig alle 

Personen, bei denen eine Infektion mit 

SARS-CoV-2 nachgewiesen worden ist, 

verpflichtet, sich unverzüglich nach Erhalt 

dieses Testergebnisses in eine 14-tätige 

Quarantäne zu begeben. „Damit hat das 

Land Hessen die Grundlage dafür geschaf-

fen, dass auch Ärztinnen und Ärzte, Pfle-

gepersonal und Medizinische Fachange-

stellte bei positivem Corona-Test oder 

Einstufung als Kontaktperson der Katego-

rie I nicht weiter in der Patientenversor-

gung tätig sein dürfen“, erklärte der hessi-

sche Ärztekammerpräsident Dr. med. Ed-

gar Pinkowski in einer Pressemitteilung 

am 4. Dezember 2020. Nur bei Vorliegen 

wichtiger Gründe könne das zuständige 

Gesundheitsamt auf Antrag von der 

Pflicht zur Absonderung befreien.

Katja Möhrle

Maren Grikscheit

Johannes Prien 

Svenja Krück vor einem Teil des Plenums. 
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Ärztekammer

Covid-19: Evidenzbasierte Therapieoptionen & neue S2k-Leitlinie  

zur stationären Therapie erschienen

Die Fachgruppe Inten-

sivmedizin, Infektiolo-

gie und Notfallmedizin 

(Fachgruppe COVRI-

IN), die das Robert 

Koch-Institut (RKI) bei 

übergeordneten Fachfragen im Manage-

ment von Covid-19-Patienten berät, hat 

eine Übersicht von Therapieoptionen bei 

Covid-19 zusammengestellt. Die Thera-

pieübersicht soll explizit nicht die aktuel-

len Leitlinien zu Covid-19 ersetzen, son-

dern einen praktischen Überblick über 

mögliche Therapeutika mit Wertung 

durch die Fachgruppe geben. Sie wird als 

„lebendes Dokument“ auf der Website 

des RKI fortgeführt. In Tabellenform gibt 

es Informationen zur antiviralen und an-

tiinflammatorischen Therapie, zu gerin-

nungshemmenden Substanzen mit nach-

gewiesenem Nutzen in der Behandlung 

von Covid-19 sowie zur passiven Immu-

nisierung und supportiven Therapie. Die 

Übersicht ist im Deutschen Ärzte-

blatt 2020 publiziert [117(48): 

A-2340/B-1974], der QR-Code links 

oben führt direkt dorthin. 

Außerdem ist kürzlich eine neue 

S2k-Leitlinie erschienen, die alle Empfeh-

lungen zur stationären Therapie von Pa-

tienten mit Covid-19 

zusammenfasst. Sie er-

weitert die bereits seit 

März 2020 vorliegen-

de intensivmedizini-

sche S1-Leitlinie um 

den gesamtstationären 

Bereich und gibt damit 

Krankenhausärzten erstmals eine ganz-

heitliche und fächerübergreifende Hand-

lungsanweisung an die Hand. Nachfol-

gender Link führt dorthin: www.awmf.

org/leitlinien/detail/ll/113–001.html/ 

sowie auch der QR-Code rechts oben. 

(red)

COVRIIN-Empfehlungen S2k-Leitlinie „Statio-

näre Therapie Co-

vid-19“

Justitiar Manuel Maier
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Ärztekammer

Ärztliches Handeln für Klimaschutz

Auch die Landesärztekammer Hessen  

und ihre  Mitglieder sind gefragt

Auf dem deutschen Ärztetag 2019 wurde 

über die Verantwortung der Ärzteschaft 

debattiert, sich für mehr Klimaschutz und 

ein klimabewusstes Handeln einzusetzen. 

Damit war nicht allein gemeint, dass Ärz-

tinnen und Ärzte auf Flugreisen verzichten 

oder öfter das Auto stehen lassen sollten.

Im Kontext der Forderung stand vielmehr 

die Schlussfolgerung, dass Klimaschutz 

auch Gesundheitsschutz ist. Die Pandemie 

hat diese Zusammenhänge noch einmal 

besonders verdeutlicht. Aus wissenschaft-

licher Sicht gibt es begründete Annah-

men, dass Zoonosen (wie beim Coronavi-

rus vermutet) durch den Klimawandel 

häufiger werden. Auch wird angenom-

men, dass 15 % der Covid-Todesfälle auf 

Luftverschmutzung zurückgeführt wer-

den können. 

Die Auswirkungen des Klimawandels auf 

die Gesundheit – besonders älterer Men-

schen – wird mittlerweile wissenschaft-

lich differenzierter untersucht. Aber 

auch ohne statistische Erfassung sehen 

die Kolleginnen und Kollegen in Klinik 

und Praxis zunehmend mehr Patienten 

mit Atembeschwerden, Exsikkose und 

Kreislaufproblemen. Ganz zu schweigen 

von den Entwicklungen in ärmeren Län-

dern südlicher Regionen, welche die Ge-

sundheitssysteme vor kaum zu bewälti-

gende Herausforderungen stellen wer-

den.

Dem Handeln der Ärzteschaft wird in 

Themen des Klimaschutzes eine besonde-

re Vorbildfunktion zugeordnet. Dies zeigt 

sich nicht nur in der Expertise der klini-

schen Umweltmedizin, sondern auch als 

Multiplikator, wenn wir von Patienten 

oder der Presse um Rat gefragt werden.

Wenn beachtet wird, dass der Gesund-

heitssektor mit 4,4 % an der globalen 

Treibhausproduktion beteiligt sein soll, 

kommt unserem Handeln eine besondere 

Bedeutung zu.

Daher möchte ich die Kolleginnen und 

Kollegen ermutigen, sich in ihrem Tätig-

keitsfeld nach Möglichkeiten zum Klima-

schutz umzuschauen. Wenn Ihr Handeln 

z. B. dazu führt, dass in einer Klinik 

Co
2
-schonende Energieressourcen ge-

nutzt werden, haben Sie bereits ein vielfa-

ches Ihrer lebenslangen privaten 

CO
2
-Emission eingespart (mit oder ohne 

Auto und Flugreise). 

Mittlerweile gibt es vom Umweltministeri-

um geförderte Projekte, um sich beispiels-

weise zum Klimamanager für die Klinik 

weiterbilden zu lassen. Aber auch das Ein-

sparpotenzial für/bei Praxen und MVZ ist 

enorm. Würde regelmäßig der Energiever-

brauch von Servern, Klimaanlagen und 

Praxisgeräten hinterfragt, könnte viel 

Geld und Co
2
 eingespart werden – insbe-

sondere wenn der hierfür genutzte Strom 

auch CO
2
-arm produziert wird.

Der Neubau der Landesärztekammer wur-

de mit der Maßgabe eines möglichst res-

sourcensparenden Betriebes erstellt. Im 

Präsidium haben wir zusätzlich beschlos-

sen, den Stromliefervertrag des Bauträ-

gers nun auf Ökostrom umzustellen (ohne 

wesentliche Kostensteigerung). Hier-

durch wird das Klima zukünftig mit ca. 

120 Tonnen CO
2
 jährlich weniger belastet. 

Doch auch weiterhin sollten wir alle Mög-

lichkeiten zum Klimaschutz in unserem 

beruflichen und privaten Handeln nutzen 

– unserer Patienten wegen. 

Dr. med.  

Lars Bodammer

Präsidiumsmitglied 

der Landesärzte-

kammer Hessen 
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Klimaschutz und praktische Umsetzung

Im Leitfaden für Klimaschutz des Bundes 

für Umwelt und Naturschutz Deutsch-

land (BUND) und des Bundesumweltmi-

nisteriums wird genannt: 

• Weltweiter Schadstoffausstoß des 

 Gesundheitswesens: 4,4 % 

• Weltweiter Schadstoffausstoß des 

Flugverkehrs: 3 %

Das Projekt KLIK – Klimamanager für Kli-

niken (www.klik-krankenhaus.de) listet 

auf: 

• Energiebedarf der 2.000 Akutkran-

kenhäuser und Fachkliniken in 

Deutschland: ca. 18,1 TWh in 2013. 

• Kosten für Energie in 2013:                

 2,3 Milliarden Euro. Dies entspricht 

4.600 Euro pro Bett, dabei ist der Ver-

brauch der Rehakliniken nicht mit-

gerechnet. 

→ Einsparpotenzial von 600 Millionen 

Euro pro Jahr bei den Betriebskosten 

laut BUND Energie (2003).

→ Geschätztes Einsparpotential durch 

geändertes Nutzerverhalten: 10 %. 

Hierzu zählen Lüftung, Heizung, Küh-

lung, Beleuchtung, Wasser und Strom. 

Quellen und weiterführende Links: 

Dtsch Ärztebl 2020; 117(11): A-544/B-468              

https://healthforfuture.de 

https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/article/klik_leitfaden.pdf 

https://www.aerztezeitung.de/Politik/30-Jahre-bis-zur-Klimaneutralitaet-401077.html 

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/117761/15-Prozent-der-COVID-19-Todesfaelle-koennten-auf-Luftverschmutzung-zurueckgehen
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„Behinderte Menschen reagieren empfindlich 

 auf Druck“

Dr. med. Mechthild Pies ist Leiterin des neuen Medizinischen Zentrums 

 für Erwachsene mit Behinderung (MZEB) am Klinikum Höchst

Erwachsene Menschen mit geistiger 

Behinderung oder schweren Mehr-

fachbehinderungen wurden bis vor 

Kurzem mit Vollendung des 18. Le-

bensjahres von der gesundheitlichen 

Versorgung durch spezialisierte Ärz-

tinnen und Therapeuten weitgehend 

ausgeschlossen. Dr. med. Mechthild 

Pies, Chefärztin des ersten Medizini-

schen Zentrums für Erwachsene mit 

Behinderung (MZEB) in Hessen, er-

läutert im Gespräch, weshalb der Be-

darf nach dieser besonderen Versor-

gungsform äußerst hoch ist und wie 

sich die Arbeit konkret gestaltet. 

Frau Dr. Pies, Sie leiten bereits seit 2011 

das Sozialpädiatrische Zentrum am Klini-

kum Höchst (SPZ) und konnten nun das 

Angebot für Erwachsene mit Behinde-

rung erweitern. Weshalb bedarf es eines 

speziellen Zentrums für erwachsene 

Menschen mit geistiger oder mehrfacher 

Behinderung?

Dr. med. Mechthild Pies: Vor über 50 Jah-

ren war es für die Betreuung behinderter 

Kinder und Jugendlicher ein sehr wichtiger 

Schritt, den Aufbau Sozialpädiatrischer 

Zentren zu ermöglichen. Grundlage dafür 

war die Regelung im § 119 SGB V, die eine 

angemessen zeitintensive Betreuung absi-

chert. Denn Menschen mit Behinderung 

brauchen mehr Zeit. Es braucht mehr 

Netzwerkarbeit, die sogenannte spre-

chende Medizin steht im Mittelpunkt. 

Man benötigt viel Zeit für die adäquate 

Begleitung der Familien und weiterer Be-

zugssysteme wie Kindergarten oder Schu-

le. 

Sobald die Patientinnen und Patienten das 

18. Lebensjahr erreichten, brach diese Art 

der Versorgung bisher ab. Die Probleme 

werden im Erwachsenenalter aber nicht 

weniger, sondern ganz im Gegenteil. Ins-

besondere die Verhaltensproblematiken 

oder die Medikationsanforderungen neh-

men sogar zu. Je älter die Menschen wer-

den, umso komplexer werden teilweise 

auch die damit verbundenen Krankheits-

bilder und Symptome. In der klassischen 

medizinischen Behandlung ist heutzutage 

jedoch nur wenig Zeit für die sprechende 

Medizin. Behinderte Menschen, insbeson-

dere die intelligenzgeminderten, reagie-

ren jedoch sehr empfindlich auf Druck. 

Wenn das Wartezimmer voll ist und ei-

gentlich alles innerhalb von wenigen Mi-

nuten erledigt sein muss, geht meist über-

haupt nichts mehr. 

Nun gibt es auch Medizinische Zentren 

für Erwachsene mit Behinderung. Wie 

kam es zu dieser Entwicklung?

Pies: Dass auch das ambulante Setting für 

Erwachsene mit Behinderung um SPZ-

ähnliche Institutionen erweitert werden 

muss, wurde nach vielen Jahren endlich 

anerkannt. Im SPZ konnten wir bislang 

nur für wenige sehr stark betroffene junge 

Erwachsene die Weiterbehandlung durch 

eine Einzelfallentscheidung der Kranken-

kassen erkämpfen. Es gab keine verlässli-

che Lösung. Die Patienten waren auf das 

Wohlwollen der Kostenträger angewie-

sen. 

2015 wurde das SGB V um § 119c er-

gänzt. Damit wurde die gesetzliche 

Grundlage zur Gründung Medizinischer 

Zentren für Erwachsene mit Behinderung 

geschaffen. Hierfür hatten sich Mediziner 

unterschiedlicher Fachrichtungen und 

verschiedene Fachverbände stark ge-

macht. Neben der unerlässlichen zeitin-

tensiveren Betreuung wurde auch immer 

wieder auf die besonderen kommunikati-

ven Herausforderungen im Umgang mit 

nicht bzw. kaum sprechenden Patienten 

hingewiesen. So ist die Unterstützte Kom-

munikation ein wesentlicher Bestandteil 

der MZEB-Arbeit. 

Seit wann gibt es das MZEB am Klinikum 

Höchst?

Pies: Es hat zweieinhalb Jahre gedauert, 

bis wir vom Zulassungsausschuss der Kas-

senärztlichen Vereinigung Hessen (KVH) 

die MZEB-Ermächtigung erhalten und mit 

den Kostenträgern alles geklärt hatten. Im 

Dezember 2019 konnten wir endlich star-

ten. Und dann kam Covid-19 und wir 

mussten im März 2020 nach nur vier Mo-

naten Tätigkeit schon schließen – zum 

Glück aber nur vorübergehend. Seit Juni 

2020 haben wir wieder geöffnet.

Wie und von wem wird das Angebot bei 

Ihnen angenommen?

Pies: Erwachsene SPZ-Patienten wechseln 

im Rahmen der Transition zu uns ins 

MZEB. Ein großer Versorgungsbedarf be-

steht auch in vielen Wohneinrichtungen. 

Wir versuchen das überregional abzude-

cken. Wir haben ein großes Einzugsge-

biet. Die bisherige Versorgung der Bewoh-

ner durch hausärztliche Kolleginnen und 

Kollegen sowie beispielsweise Neurolo-

gen, Psychiater und Orthopäden ist in das 

klassische System eingebettet. Dies bietet 

jedoch kaum Raum für den erforderlichen 

interdisziplinären Austausch. Das MZEB-

Im Gespräch

Dr. med. Mechthild Pies
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Setting schafft hingegen zeitliche Res-

sourcen für den Austausch. Mit unserer 

Lotsenfunktion haben sich die Kommuni-

kationswege schon merklich verkürzt. 

Wird zum Beispiel ein Patient mit unklaren 

Schmerzen hausärztlich, psychiatrisch, 

neurologisch und orthopädisch betreut, 

helfen wir, die Maßnahmen der einzelnen 

Fachrichtungen untereinander transpa-

rent zu machen. 

Wie kann man sich die Behandlung des 

MZEB konkret vorstellen? 

Pies: Wir sind sowohl hier vor Ort als auch 

aufsuchend tätig. Die Komplexbehand-

lung umfasst ärztliche, psychologisch-pä-

dagogische und therapeutische Leistun-

gen. Dabei ist der Bedarf für die aufsu-

chende Tätigkeit sehr groß. Die Beglei-

tung von Menschen aus Wohneinrichtun-

gen zur Arztpraxis fordert Betreuerkapa-

zitäten, die bekanntlich sehr knapp sind. 

Werden behinderte Menschen aus ihrem 

gewohnten Umfeld herausgerissen, er-

schwert dies die Einschätzung ihrer Symp-

tomatik. Insbesondere eigenständig mobi-

le intelligenzgeminderte Patienten wei-

gern sich mitunter, ihr Umfeld zu verlas-

sen und steigen erst gar nicht ins Auto ein. 

Alle diese Aspekte müssen wir bei unserer 

MZEB-Tätigkeit beachten. Wir lernen hier 

jeden Tag dazu. Wir erleben die aufsu-

chende Tätigkeit als sehr effektiv. Sie er-

leichtert den Zugang zu den Patienten 

sehr.

Welchen Stellenwert nimmt das Lotsen 

bei Ihrer Tätigkeit insgesamt ein?

Pies: Die Lotsenfunktion ist eindeutig vor-

rangig, insbesondere für die Menschen 

aus den Wohneinrichtungen. Sie können 

unsere medizinisch-therapeutischen An-

gebote vor Ort – wie beispielsweise Phy-

siotherapie oder Logopädie – aus den 

schon genannten Gründen mangels Mobi-

lität nur bedingt annehmen. Wir vernet-

zen, supervidieren, geben Anregungen 

und lotsen daher. 

Sie kooperieren dadurch mit vielen ver-

schiedenen Therapeutinnen und Ärzten. 

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit?

Pies: Wir werden mit offenen Armen 

empfangen und als Ergänzung gesehen. 

Im Rahmen des Ermächtigungsverfah-

rens hatten die niedergelassenen Kolle-

ginnen und Kollegen im Rhein-Main-Ge-

biet in einer umfangreichen Befragung 

der KVH den großen Bedarf Medizini-

scher Zentren für Erwachsene mit Behin-

derung bestätigt. Auch die Wohneinrich-

tungen sind dankbar und sehr kooperati-

onsbereit. Das große Thema ist immer 

wieder Zeit. Eine reguläre Arztpraxis 

sieht heutzutage mindestens 80 Men-

schen an einem Tag, wir sehen mit voller 

Stelle vier bis maximal sechs Patienten. 

Pro Patient haben wir mindestens 90 Mi-

nuten Zeit.

Die Arbeit am einzelnen Patienten ist da-

durch sehr zeitintensiv. Wie viele Patien-

ten können sie betreuen?

Pies: Wir haben im Moment eine Fallober-

grenze von 200 Fällen im Quartal, die uns 

vom Zulassungsausschuss der KVH aufer-

legt wurde. Dies deckt den Versorgungs-

bedarf bei weitem nicht ab. Bislang sind 

wir das einzige MZEB in Hessen. 

Wenn Sie bisher das einzige MZEB in Hes-

sen sind, welchen Radius können Sie ab-

decken?

Pies: Wir fahren im Moment eine Strecke 

bis zu 60 Kilometern. In der Regel sind 

wir im Tandem unterwegs. Dies erfor-

dert gute Planung und Koordination. Die 

angrenzenden Bundesländer sind deut-

lich besser aufgestellt. In Rheinland-

Pfalz gibt es derzeit schon fünf MZEB. 

Wir müssen uns dafür einsetzen, dass 

auch hier in Hessen die Versorgung von 

Menschen mit Behinderung noch stärker 

in den Fokus rückt. 

Wie viele Mitarbeiterinnen arbeiten für 

das MZEB?

Pies: Wir werden mit knapp zehn Vollzeit-

stellen in das Jahr 2021 gehen. Dazu ge-

hören Ärztinnen, psychologisch-pädago-

gische und therapeutische Kolleginnen 

sowie Krankenschwestern und Medizini-

sche Fachangestellte. Wir arbeiten in ei-

nem neurologischen und einem internisti-

schen Team. Beide sind multiprofessionell 

besetzt.

Wer kann in oder im Rahmen des MZEB 

behandelt werden?

Pies: Nicht alle Kinder oder Jugendliche, 

die in einem SPZ betreut wurden, dürfen 

automatisch in ein MZEB wechseln, son-

dern nur die schwerer Betroffenen. Die 

Zulassungsausschüsse legen Vorgaben 

fest. Sie variieren überregional etwas. Sie 

orientieren sich deutschlandweit am Grad 

der Behinderung im Schwerbehinderten-

ausweis – bei uns sind es 70 Grad. Zudem 

müssen gewisse Merkzeichen erfüllt sein 

und die Diagnose muss mit einer Behinde-

rung in der Kindheit zusammenhängen. 

Der Zulassungsausschuss hat die Diagno-

sen klar benannt. Ein 25-Jähriger, der nach 

einem Motorradunfall querschnittsge-

lähmt ist, ist zum Beispiel kein klassischer 

Patient für ein MZEB. 

Was hat es mit den Merkzeichen auf sich, 

die erfüllt sein müssen?

Pies: Auch diese wurden für unser MZEB 

vom Zulassungsausschuss konkret festge-

legt. Mit den Merkzeichen soll vermutlich 

abgesichert werden, dass es tatsächlich 

Im Gespräch

„Menschen mit Behinderung soll eine adäquate Teilhabe ermöglicht werden, das ist der Kern unserer 

Arbeit“, sagt Dr. med. Mechthild Pies.
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schwerbehinderte Menschen sind, die ei-

ner lebenslangen intensiven Betreuung 

bedürfen. 

Bezogen auf die aktuelle Situation unter 

Covid-19: Können Sie seit der Wiederer-

öffnung im Sommer „normal“ weiterma-

chen?

Pies: Wir versuchen unser Bestes – natür-

lich unter Einhaltung der Hygienerichtlini-

en. Auch hier gelingt die Abstimmung mit 

den Wohneinrichtungen sehr gut. 

In welcher Hinsicht bedarf es Ihrer An-

sicht weiterer Entwicklung?

Pies: Sowohl für die ambulante als auch 

für die stationäre Versorgung unserer 

Patienten bedarf es noch starker Verbes-

serung und Aufbau angemessener Struk-

turen. Dies beginnt schon beim Thema 

Bildgebung: Viele unserer Patientinnen 

tolerieren ohne tiefe Sedierung oder 

Narkose keine MRT-Untersuchung. Die-

ses zeit- und personalintensive Setting 

bietet kaum eine radiologische Praxis. 

Das gleiche gilt für endoskopische Un-

tersuchungen. Auch die stationäre Be-

treuung erfordert Besonderheiten. So 

wäre zum Beispiel die reguläre Mitauf-

nahme von Bezugspersonen sehr wün-

schenswert. Hierzu müssen natürlich 

auch die finanziellen Voraussetzungen 

geschaffen werden. 

Was ist Ihnen bei Ihrer Arbeit besonders 

wichtig?

Pies: Den Menschen mit Behinderung eine 

adäquate Teilhabe zu ermöglichen, das ist 

der Kern. Im Erwachsenenalter ist es 

nochmal wichtiger die Umweltfaktoren zu 

berücksichtigen. Ich kann noch so viele 

Ressourcen vor Ort haben – wenn die 

Menschen aufgrund ihrer Behinderung 

nicht zu uns kommen können, hat das gar 

keinen Zweck. 

Es ist ein gutes und wichtiges Signal von-

seiten der Politik, dass sie die Möglichkeit 

geschaffen hat, die MZEB zu errichten. 

Damit sind wir auf einem guten Weg, aber 

es gibt noch einiges zu tun.

Interview: Maren Grikscheit

Im Gespräch

Kultur digital 

Angebote in Frankfurt, Darmstadt und Kassel

Corona hat die Gesellschaft fest im Griff. 

Zu den besonders Leidtragenden gehören 

die Kulturschaffenden. Doch obwohl Büh-

nen, Museen und Konzertsäle verwaist 

sind, blühen vielerorts Kreativität und Ein-

fallsreichtum; auch offerieren etliche kul-

turelle Institutionen digitale Genüsse oder 

Vorankündigungen. Hier eine Auswahl:

Dass Corona kein Grund sein muss, 

auf musikalische Erlebnisse zu ver-

zichten, behauptet etwa die Oper Frank-

furt auf ihrer Website und lädt Besuche-

rinnen und Besucher zu ihrem Online-An-

gebot ein: Konzerte von Musikern aus 

dem Frankfurter Opern- und Museums-

orchester, Opernklassiker im Stream, 

Talkrunden zu Produktionen, Kinderfor-

mate und noch mehr können unter „Oper 

Frankfurt für zu Hause“ digital entdeckt 

werden: https://oper-frankfurt.de/de/

oper-frankfurt-zuhause/.

In dem Stückeinführungspodcast „vorge-

hört“ stellt das Schauspiel Frankfurt sei-

ne neusten Produktionen vor und schaut 

zugleich hinter die Kulissen. Hörer erhal-

ten nicht nur einen inhaltlichen Überblick, 

sondern auch Einblicke in den Entste-

hungsprozess: https://www.schauspiel

frankfurt.de/podcast-vorgehoert/.

Ein umfangreiches Angebot bietet die 

digitale Sammlung des Städel Muse-

ums Frankfurt. Hier kommen sowohl Ex-

perten mit wissenschaftlichen Suchinte-

ressen auf ihre Kosten als auch Laien, die 

in der Sammlung herumstöbern möchten. 

Besucher haben Zugriff auf großformati-

ge Abbildungen mit Detailzoom und Infor-

mationen, Texte, Filme und Audiotracks 

zu einzelnen Objekten: https://samm

lung.staedelmuseum.de/de/.

Mit dem „Block Beuys“ gilt das Hessi-

sche Landesmuseum Darmstadt als 

wichtiger Ort für zeitgenössische Raum- 

installationen. Anlässlich des 200. Beste-

hens hat das Museum den in Argentinien 

geborenen und in Berlin lebenden Künst-

ler Tomás Saraceno eingeladen, der in sei-

ner weder zeit- noch ortsspezifischen 

Ausstellung Songs for the Air mit mode-

ner Technik neue Verbindungen zwischen 

Mensch und (Um-)Welt möglich machen 

möchte. Akustisch-visuelle Kostproben 

unter: www.hlmd.de/ausstellungen/aktu

ell/detail/detail/current/tomas-sarace 

no-songs-for-the-air.html/ oder Kurzlink: 

https://tinyurl.com/y87xh8fy/.

Schöne Frauen auf regennassem 

Asphalt, makellose Gesichter, die mit 

düsteren Straßenschluchten kontrastie-

ren: Mit seinen Porträts von Linda Evange-

lista, Naomi Campbell, Tatjana Patitz, Cin-

dy Crawford und Christy Turlington schuf 

Peter Lindbergh das Supermodel-Phäno-

men. Seine ab 12.1.2021 ebenfalls im 

Darmstädter Landesmuseum gezeigte 

Ausstellung „Untold stories“ ist eine Zu-

sammenstellung von 140 Arbeiten aus 

den frühen 1980er-Jahren bis heute. Einen 

virtuellen Vorgeschmack gibt der Trailer 

https://www.hlmd.de/fileadmin/

user_upload/Lindbergh_Trailer_1.mp4/.

Das JUST-Junge Staatstheater Kassel 

füllt ein sogenanntes Anti-Langewei-

le-Glas mit Ideen für Groß & Klein – von 

Buchtipps bis Bastelanleitungen! Die 

neusten Ideen sind auf den Social-Media-

Kanälen des JUST eingestellt. Informatio-

nen unter https://www.staatstheater-

kassel.de/programm/stayathome/ 

stayathome-just/ oder Kurzlink:

https://tinyurl.com/yatueqvc/.

Katja Möhrle

Parlando
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Serie Teil III: Die Listen der Delegiertenversammlung 2018–2023 stellen sich vor

Liste Fachärztinnen und Fachärzte Hessen

Die Delegiertenversammlung – das 

Parlament der hessischen Ärzteschaft 

– ist das oberste Legislativorgan der 

Landesärztekammer. Sie besteht aus 

80 gewählten Mandatsträgerinnen 

und -trägern aus elf unterschiedlichen 

Listen, die sich einzeln im Rahmen  

dieser Serie vorstellen.

Die Liste Fachärztinnen und Fachärzte 

Hessen hat sich 1988 gegründet. Sie ver-

tritt alle Hessischen Fachärzte und Fach-

ärztinnen in Klinik und Praxis sowie alle 

Kolleginnen und Kollegen in Weiterbil-

dung. Wir verstehen uns als Vertreter der 

fachärztlichen Berufsverbände und Fach-

gesellschaften.

Durch diese breite Basis und eine offene 

Kommunikation konnte sich die Liste in 

den vergangenen drei Jahrzehnten als fes-

te Größe etablieren. So stellte sie fast 

durchgehend den Präsidenten:

•  1992–2004 Dr. med. Alfred Möhrle

•  2008–2018 Dr. med. Gottfried von        

Knoblauch zu Hatzbach

•  Seit 2018 Dr. med. Edgar Pinkowski

Wir stehen für eine solide Arzt-Patienten-

Beziehung, die unabhängig von ökonomi-

schen und politischen Zwängen den Kern 

der ärztlichen Tätigkeit ausmacht. Daher 

setzen wir uns für den Erhalt sowie die  

Sicherung der Freiberuflichkeit und Unab-

hängigkeit des Arztberufes ein.

Hierzu gehört auch eine Stärkung der Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf. Konkret 

setzen wir uns für eine Erleichterung des 

Wiedereinstiegs zum Beispiel nach der El-

ternzeit ein. Wichtig ist uns die Förderung 

von Ärztinnen in der berufs- und kammer-

politischen Arbeit.

Ausdrücklich streben wir, soweit möglich, 

eine Parität von Ärztinnen und Ärzten in 

allen Gremien an. Des weiteren möchten 

wir junge Kolleginnen und Kollegen in die 

berufs- und kammerpolitische Arbeit mit 

einbinden, um so eine größtmögliche Ge-

nerationengerechtigkeit zu erzielen. Wir 

wissen, dass die Ärzteschaft nur mit ei-

nem ausreichendem und gut ausgebilde-

tem Nachwuchs ihren Versorgungsauftrag 

erfüllen kann. Daher setzen wir uns unter 

anderem für eine Entbürokratisierung der 

Weiterbildung, eine unkomplizierte und 

rasche Unterstützung bei Fort- und Wei-

terbildung sowie für die Förderung der 

ambulanten Weiterbildung ein.

Die Keimzelle einer gesunden Patienten-

versorgung ist die persönliche und lang-

fristige Beziehung von Arzt und Patient. 

Daher ist der Erhalt der hausärztlichen 

und fachärztlichen Praxen für uns von 

zentraler Bedeutung. Dies muss sich auch 

in einer ausreichenden Vergütung wider-

spiegeln. Hierzu gehört auch der Erhalt 

der GOÄ.

Wir stehen für Therapiefreiheit und für 

fachärztliche Leistung ein, die von Fach-

ärzten freiberuflich gestaltet wird. Die In-

stitution der Ärztekammer und mit ihr die 

institutionalisierte ärztliche Selbstverwal-

tung befinden sich in einem steten Wan-

del, den wir bisher mitgestaltet haben und 

weiter im Interesse der Ärzteschaft ge-

stalten wollen.

So setzen wir uns für eine stetige Service-

Optimierung für unsere Mitglieder ein. 

Hierbei gilt es natürlich auch mit Vernunft 

digitale Möglichkeiten zu eröffnen. Hierzu 

gehören neben kontinuierlichen CME- 

Artikeln im Hessischen Ärzteblatt auch 

mehr Online-Fortbildungen der Akademie 

der Landesärztekammer.

Mit Tatkraft vertreten wir personell und 

auch inhaltlich, was wir fordern. So sind 

nicht nur im Versorgungswerk der Kam-

mer unsere Mitglieder prägend vertreten 

(Stv. Vorsitzende: Dr. med. Susan Tritt-

macher, Vorstandsmitglied: Dr. med. Al-

fred Möhrle), sondern auch im Weiterbil-

dungsauschuss (Vorsitzender: Dr. med. 

Wolf-Andreas Fach), Ausschuss ärztlicher 

Nachwuchs (Stv. Vorsitzender: Dr. med. 

Cornelius Weiß), im Hessischen Ärzte-

blatt (Verantwortlicher Redakteur: 

Dr. med. Peter Zürner) oder der Akade-

mie für ärztliche Fort- und Weiterbildung 

(Stv. Vorsitzender: Dr. med. Hans- Martin 

Hübner).

Gemeinsam laden wir Sie ein, mit uns für 

eine zukunftsfähige, starke hessische Ärz-

teschaft einzutreten.

Dr. med. Christine Hidas

Dr. med. Cornelius Weiß
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Ärztekammer
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Bessere Kommunikation zur Pandemiebekämpfung 

„Covid-19 aktuell“: Fortbildung mit Experten aus Medizin  

und öffentlichem Gesundheitswesen

Was hat sich im Umgang mit Covid-19 be-

währt? Und was sollte sich ändern? Die 

Experten aus Klinik, Praxis und Öffentli-

chem Gesundheitswesen, die auf einer 

moderierten ärztlichen Fortbildungsver-

anstaltung „Covid-19 aktuell“ der Akade-

mie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung 

der Landesärztekammer Hessen in Bad 

Nauheim am 18. November 2020 Fakten 

und Perspektiven der Pandemiebekämp-

fung vorstellten, waren sich einig: Wichtig 

sind eine verbesserte Kommunikation und 

klare Zuständigkeiten. 

Praktiker kommen zu Wort

Täglicher Lagebericht des RKI, Infektions-

fälle, Altersverteilung und Mortalität: Es 

gäbe viele Daten über das Infektionsge-

schehen, stellte Prof. Dr. med. Ursel Heu-

dorf, ehemalige stellvertretende Leiterin 

des Frankfurter Gesundheitsamtes und 

Moderatorin der Fortbildung, in ihrer Ein-

führung fest. Auf der Fortbildungsveran-

staltung mit Prof. Dr. med. Maria J. G. T. 

Vehreschild, Leiterin der Infektiologie am 

Universitätsklinikum Frankfurt, Dr. med. 

Eckhard Starke, Stv. Vorsitzender der Kas-

senärztlichen Vereinigung Hessen (KVH), 

und Prof. Dr. med. René Gottschalk, Leiter 

der Frankfurter Gesundheitsamtes, sollten 

dagegen Praktiker vor Ort zu Wort kom-

men.

Vehreschild, per Video zu der Veranstal-

tung zugeschaltet, schilderte rückbli-

ckend ihre Erfahrungen mit Covid-19-Be-

handlungen und Strategien: angefangen 

mit der Testung von 126 Passagieren ei-

nes Repatriierungsfluges aus Wuhan am 

31. Januar 2020 über die Bildung einer 

Taskforce am Universitätsklinikum Frank-

furt unter ihrer Leitung und der vorüber-

gehenden Umfunktionierung des Klinik-

hauptgebäudes zum maximalen Bele-

gungszeitpunkt im April mit 48 gleichzei-

tig zu behandelnden Covid-19-Patienten. 

„Das Konzept wurde innerhalb von zwei 

Wochen umgesetzt“, so Vehreschild. 

Möglich geworden sei dies durch das 

Krankenhausentlastungsgesetz, den da-

mals entstandenen „Planungsstab Hes-

sen“ unter der Leitung des Hessischen Mi-

nisteriums für Soziales und Integration 

sowie die außergewöhnlich hohe Einsatz-

bereitschaft der Krankenhausmitarbeite-

rinnen und -mitarbeiter. Das Wichtigste, 

was man in der ersten Jahreshälfte ge-

plant habe, „waren transparente Kommu-

nikation, Motivation und Verfügbarkeit 

des Personals, effiziente Test- und Hygie-

nemaßnahmen sowie Verfügbarkeit von 

Ressourcen – Equipment, Schutzausrüs-

tungen“. 

„Nach dem Rückgang der Corona-Infek-

tionen im Sommer ist aktuell ein neuer 

Höchststand von Covid-19-Patienten in 

Deutschland zu verzeichnen, so auch am 

Universitätsklinikum Frankfurt“, berich-

tete Vehreschild. Als „sehr schmalen 

Grat und große kommunikative Aufga-

be“ bezeichnete sie die Herausforde-

rung, die Versorgung von Covid-19-Pa-

tienten zu leisten, ohne dabei die Versor-

gung von Nicht-Covid-Patienten zu ver-

nachlässigen. Die Forderung der DIVI 

(Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung 

für Intensiv- und Notfallmedizin) nach 

unverzüglicher Einstellung des Regelbe-

triebs nannte Vehreschild einen „sehr 

sensiblen Punkt“. 

Knappe Marge an Intensivbetten 

„Bei dem Personal kratzen wir an unseren 

Grenzen“, sagte Vehreschild. Sie sehe da-

her eine „knappe Marge an faktisch be-

treubaren Intensivbetten“. Auch nehme 

die hohe Motivation des Personals im Un-

terschied zur ersten Jahreshälfte durch 

anhaltend hohe Belastung ab. „Es mangelt 

außerdem an der eingangs hohen Aner-

kennung.“ Nicht zuletzt sei die Verfügbar-

keit des Personals stark eingeschränkt, da 

viele Krankenhausmitarbeiterinnen und 

-mitarbeiter an Covid-19 erkrankten. Da-

bei gingen die Infektionen nicht von den 

Intensivstationen aus, deren Hygiene-

maßnahmen wirkten, sondern vom pri-

vat-persönlichen Bereich. Was die Thera-

pie von Covid-19 betrifft, machte Vehre-

schild deutlich, dass es zu Beginn der Pan-

demie keine Behandlungsstandards gege-

ben habe, man Erfahrungen habe sam-

meln müssen und jetzt die Patienten „ru-

Ärztekammer

Eine Ärztin aus dem Team von Prof. Dr. med. Maria Vehreschild                                                                     

bei der Visite auf der Covid-19-Normalstation. 
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higer“ und symptombezogen behandeln 

könne. 

„Unser Vorteil: viele niedergelas-

sene Ärztinnen und Ärzte“

„Wir müssen darüber diskutieren, was wir 

in Zukunft anders machen können, und 

Schwachpunkte der gesundheitlichen Ver-

sorgung bekämpfen“, forderte Dr. med. 

Eckhard Starke, Facharzt für Allgemein-

medizin, Stellv. Vorsitzender der KVH und 

Delegierter der Landesärztekammer Hes-

sen. Diese Aufgabe gelte es gemeinsam zu 

stemmen. Mit Unterstützung der nieder-

gelassenen Ärztinnen und Ärzte, die an 

die Grenze des Machbaren gegangen sei-

en, habe die KVH in der Vergangenheit 

viel erreicht. „Gerade unser System mir 

der Vielzahl niedergelassener Ärzte war 

unser großer Vorteil“, so Starke weiter. 

„Das müssen wir im Hinterkopf behalten, 

wenn wir die Herausforderungen der Zu-

kunft bewältigen wollen.“ 

Im Planungsstab des Hessischen Ministeri-

ums für Soziales und Integration (HMSI) 

zur Versorgung von Covid-19-Patienten 

sei es von Anfang an auf die Versorgungs-

fähigkeit, die Koordinierung des Versor-

gungsgebietes und die Definition der Es-

kalationsstufen im Verlauf der Covid-

19-Pandemie angekommen. „Es war Neu-

land“, urteilte Starke rückblickend. Man 

habe alles gemeinsam erarbeitet: Hessen-

weit wurden 15 Covid-19-Koordinierungs -

center und zentrale SARS-CoV-2-Untersu-

chungsstellen für Verdachtsfälle aufge-

baut. Darüber hinaus wurden 63 Corona-

Schwerpunktpraxen als freiwillige Zusam-

menschlüsse etabliert und Fahrdienste 

eingerichtet. Zusätzlich zu den Schwer-

punktpraxen hätten sich über 390 Arzt-

praxen beteiligt, sagte Starke. „Wichtig 

war, schwere Verläufe rechtzeitig zu er-

kennen.“ 

Im Laufe der Monate seien die Testun-

gen mit vielen Änderungen und oftmals 

kurzem Vorlauf angepasst worden: „Hier 

muss man sich perspektivisch Gedanken 

machen: Wer wird getestet: symptoma-

tische oder asymptomatische Patien-

ten?“, sagte der Stv. Vorsitzende der 

KVH und riet Ärztinnen und Ärzten zu 

einem zurückhaltenden Einsatz der 

Tests. Starke wies darauf hin, dass der-

zeit in Deutschland zwischen 1,2 und 1,5 

Millionen Testungen wöchentlich erfolg-

ten. Man befinde sich an den Kapazitäts-

grenzen. 

Verbesserungsmöglichkeiten bei der Pan-

demiebekämpfung sah Starke u. a. in Ent-

bürokratisierung und Digitalisierung so-

wie in der Zentralisierung des Öffentli-

chen Gesundheitsdienstes (ÖGD). Das für 

die ambulante Notfallversorgung konzi-

pierte SaN-Modell habe das Potenzial für 

einen ganzheitlichen, sektorenübergrei-

fenden Ansatz, alle Beteiligten bei der Ge-

sundheitsversorgung mit einzubeziehen – 

unter dem Aspekt einer regionalen oder 

pandemischen Infektionswelle auch den 

Öffentlichen Gesundheitsdienst. Dies wä-

re ein wesentlicher Vorteil und ein großer 

Schritt für die Versorgung über die Sekto-

rengrenzen hinweg.

Vor allem aber bezeichnete Starke die Op-

timierung der Kommunikation als drin-

gend erforderlich. „Wir müssen über die 

Kommunikation mit der Bevölkerung re-

den, um eine Polarisierung der Gesell-

schaft zu verhindern.“

Impfzentren geplant 

Starke richtete einen weiteren Blick in der 

Zukunft: Die Impfung werde eine große 

Herausforderung. Sofern die Impfstoffe 

gegen Covid-19 von den Behörden geneh-

migt werden, werden in Hessen Impfzen-

tren eingerichtet. Dort sollen in den kom-

menden Monaten hessenweit 30.000 

Menschen pro Tag geimpft werden. 

Zur Beurteilung der Versorgungskapazitä-

ten u. a. von Covid-19-Patienten in Hes-

sen hatte der Stv. Vorsitzende der KVH 

den webbasierten Interdisziplinären Ver-

sorgungsnachweis IVENA eHealth gelobt, 

der vom Frankfurter Gesundheitsamt ent-

wickelt wurde. IVENA ist eine Anwen-

dung, mit der sich die Träger der präklini-

schen und klinischen Patientenversorgung 

jederzeit in Echtzeit über die aktuellen Be-

handlungs- und Versorgungsmöglichkei-

ten der Krankenhäuser der Region infor-

mieren können. 

Forderung nach Einbeziehung 

 des ÖGD in das Expertengremium 

In seinem Vortrag hob Prof. René Gott-

schalk, Leiter des Frankfurter Gesund-

heitsamtes, die Bedeutung des Öffentli-

chen Gesundheitsdienstes (ÖGD) bei der 

Bekämpfung der Covid-19-Pandemie her-

vor und forderte die Bildung eines Exper-

tengremiums zur Beratung der Politik, in 

dem der ÖGD vertreten sein müsse. Aus-

führlich widmete sich Gottschalk ver-

schiedenen Publikationen des RKI und 

machte dabei auf Fehler, insbesondere bei 

der Darstellung des Sterbefall-Monito-

rings in Deutschland, aufmerksam. So sei-

en alle im Krankenhaus verstorbenen Pa-

tienten, bei denen eine Covid-19-Infekti-

on festgestellt wurde, als Covid-Tote ge-

wertet worden – unabhängig davon, wel-

che Ursache tatsächlich zum Tod geführt 

habe. Gottschalk wies auf die Influenza-

Pandemie 2009 hin, bei der zwar kaum 

Todesfälle zu beklagen waren, die aber ei-

ne hohe Morbidität verursachte. Alleine in 

Frankfurt wurden während der Pandemie, 

die deutlich kürzer war als die Covid-

19-Pandemie, 145.000 Fälle geschätzt, 

die entweder ambulant oder stationär 

versorgt wurden. Diese Zahlen habe man 

bei Covid-19 bisher längst noch nicht er-

reicht: „Wir sind bei ca. 13.500 Fällen in 

Frankfurt am Main.“ 

Bei der Eindämmung der Pandemie kom-

me es auf den „gesunden Menschenver-

stand“ an, erklärte der Leiter des Frank-

furter Gesundheitsamtes. Ausdrücklich 

hob er die Wirksamkeit von Atemschutz-

masken hervor und bedauerte, dass es 

nicht gelungen sei, ein Maskentragegebot 

umzusetzen. „Dies hätte in vielen Berei-

chen die teilweise massiven Einschränkun-

gen verhindern können.“ Nicht zu recht-

fertigen sei, dass Bewohner von Alten- 

und Pflegeheimen durch eine einschrän-

kende Besuchsregelung gegängelt wor-

den seien. 

Als entscheidende Mittel einer Pandemie-

bekämpfung bezeichnete Gottschalk die 

Risikokommunikation vor und die Kom-

munikation während der Krise. Was pas-

siere, wenn diese Instrumente nicht er-

folgreich eingesetzt würden, sei bei den 

sogenannten Querdenkern zu beobach-

ten. Als Fazit seiner Ausführungen fasste 

der Referent zusammen, dass Covid-19 

für 80 Prozent der Erkrankten eine kaum 

beeinträchtigende Infektion sei, 20 Pro-

zent erkrankten schwer und 2 Prozent 

von ihnen bedürften intensivmedizini-

scher Behandlung.

Katja Möhrle

Ärztekammer
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Coronavirus: Eine italienische Geschichte Teil 2

2017 schlossen die Landesärztekam-

mer Hessen und die Ärzte- und Zahn-

ärztekammer der Provinz Salerno (Or-

dine dei Medici ed Odontoiatri della 

Provincia di Salerno) eine Vereinbarung 

zur gegenseitigen Anerkennung von 

ärztlichen Fortbildungspunkten: Auf-

takt einer lebendigen Partnerschaft. Im 

vergangenen Jahr hat das Hessische 

Ärzteblatt über die Pandemiesituation 

in Italien mit Fokus auf Kampanien be-

richtet. In dieser Ausgabe veröffentli-

chen wir gekürzt und in deutscher 

Übersetzung einen Artikel von Dott. 

Giovanni D’Angelo, Präsident der Ärz-

tekammer von Salerno, der im Original 

in „Salerno Medica“ (Nr. 2; 04 bis 

06/2020) sowie gleichzeitig in „Il Mat-

tino“, Neapel, erschienen ist. (moeh)

Der Sturm von Covid-19 scheint 

nachzulassen. Die Morbiditätsin-

dikatoren nehmen tendenziell ab, 

obwohl das Virus noch immer jeden Tag 

zahlreiche Menschenleben kostet – als 

Gedenken an seine Stärke und Kraft. Un-

ter den Toten sind auch jene, die es ge-

wagt haben, den Kampf gegen das Böse 

auf Krankenstationen oder in Arztpraxen 

aufzunehmen. Bewaffnet mit Mut und 

Verantwortungsbewusstsein statt mit 

Schutzausrüstung. Für Ärzte und Kran-

kenschwestern in den Krankenhäusern 

bedeutete dies permanente, hektische Ar-

beit mit endlosen Schichten, an die sich 

ein paar Stunden Ruhe schlossen. 

Zwischen Wachsein und Schlaf

Versuchen Sie, sich Ihre Nächte zwischen 

Wachsein und Schlaf vorzustellen, in de-

nen Ihnen immer wieder Bilder von Pa-

tienten mit ihren Schmerzen und ihren 

Hoffnungen durch den Kopf gehen. Einige 

dieser Patienten starren in die Leere, fern 

der tröstlichen Nähe ihrer Lieben. Manche 

schütteln dem Gesundheitspersonal als 

letzten Zeugen ihres irdischen Lebens die 

Hand. Nicht wenige Ärzte und Pfleger zie-

hen die Arbeit der Angst und Stille der 

Nacht vor – eine Arbeit, die sie hoch auf-

merksam und innerlich angespannt erledi-

gen und mit spontanen, liebevollen Ges-

ten für die Kranken bereichern. Und dies 

trotz der Angst, sich selbst anzustecken. 

Über 12.000 infizierte Ärzte, Pfleger, 

Apotheker, Biologen, Tierärzte, Fahrer, 

Mitglieder des Sozial- und Gesundheits-

personals usw. wurden von ihren Angehö-

rigen abgesondert und unter Quarantäne 

gestellt – wenn alles gut lief. Viele sind je-

doch auch gestorben.

Sie alle wurden zu Heldinnen und Helden, 

aber zu welchem Preis und für wie lange? 

Als sie sich bei den ersten Anzeichen, dass 

die Aggressivität des Virus nachzulassen 

schien, noch mitten im Krieg befanden, 

tauchten plötzlich ebenso undankbare 

wie unangemessene Stimmen auf, die den 

Helden die Verantwortung für alles Nega-

tive zuschoben, was auf dem Schlachtfeld 

geschehen war. Ein primitiver Versuch, für 

sich selbst Kapital aus dem hochprofessio-

nellen Einsatz anderer zu schlagen. Doch 

die Reaktion darauf waren Solidarität und 

Einheit all jener, die an vorderster Front 

standen, wie es sie vielleicht noch nie zu-

vor gegeben hatte. Fest verbunden durch 

eine altruistische Einstellung gegenüber 

den Kranken und die gemeinsamen ethi-

schen Grundsätze eint sie ein Ziel: den Be-

dürftigen fachlich und menschlich zu hel-

fen.

Wettbewerb und Konfrontation

Dies ist das wahre Gesicht unseres Ge-

sundheitswesens, das seinen verfassungs-

mäßigen Ursprung in den Werten Solidari-

tät und Subsidiarität hat – und nicht in der 

gesetzgeberischen Autonomie der in den 

Folgejahren entstandenen Regionen. Mit 

falschen Interpretationen wurde versucht, 

die Universalität des Gesundheitsgutes zu 

untergraben. So hielt der Keim des Wett-

bewerbs in unserer Verfassung Einzug, der 

im Laufe der Zeit zu großen Lücken in den 

regionalen Gesundheitssystemen geführt 

hat. In der tragischen Phase der „öffentli-

chen Gesundheit“ ist dies offensichtlich 

geworden. Der Begriff „öffentliche Ge-

sundheit“ selbst umfasst sowohl die Chan-

ce als auch das Bedürfnis nach Umsetzung 

gemeinsamer Gesundheitsmaßnahmen – 

mit möglichen regionalen Ausnahmerege-

lungen, auf jeden Fall aber innerhalb des 

allgemeinen Regelwerks.

Die Schwierigkeit der zentralisierten Ver-

waltung offenbarte sich darin, wie das Re-

gierungsdekret, die Verordnung des Mi-

nisterpräsidenten, angewendet wurde. So 

wurden zunächst von einer Region und 

am nächsten Tag von einer anderen Ände-

rungen in dem Erlass vorgenommen, häu-

fig mit dem einzigen Ziel, die Entschei-

dungsautonomie der regionalen Gesund-

heitsbehörden hervorzuheben. Ganz zu 

schweigen von den Zusammenstößen 

zwischen benachbarten Regionen, als Mi-

litärlastwagen die Särge zu ihrem endgül-

tigen Bestimmungsort – den Massengrä-

bern – transportierten.

In diesen Tagen beginnt eine von der Re-

gierung geförderte serologische Scree-

ning-Kampagne mit 150.000 Italienern, 

um auf der Grundlage definierter Parame-

ter verlässliche Daten zur Prävalenz der 

Infektion zu erhalten. Mit geeigneten  

Algorithmen sollen die Ergebnisse auf un-

sere gesamte Bevölkerung projiziert wer-

den. Unabhängig davon hatten zuvor 

sechs italienische Regionen drei Tage lang 

serologische Tests durchgeführt – mit un-

terschiedlichen Schemata, Probeentnah-

mestrategien, Technologien etc. Und all 

das nur, weil sich jede Region trotz der 

Kosten und der für die nationale Gesund-

heit unerheblichen Ergebnisse einer auto-

nomen Strategie rühmen möchte.

Wie lange werden Sie unsere 

 Geduld missbrauchen?

Leider enden die Ungleichheiten zwischen 

dem Süden und dem Norden Italiens nicht 

bei Verwaltung und Organisation des Ge-

sundheitswesens. Noch deutlicher werden 

sie bei der Analyse der Produktivität: In 

den ersten beiden Monaten des Jahres 

2020 lag das Pro-Kopf-Bruttoinlandspro-

dukt (BIP) im Süden um 45 % unter dem 

Wert des Nordens. Durch den chronischen 

Mangel an funktionierenden Infrastruktu-

ren und spezialisierten Industrien, die ge-

ringe Verbreitung des Telematiknetzes so-

wie die Verzögerung der technologischen 

und IT-Entwicklung besteht die Gefahr, 

dass die erhoffte Erholung im Süden in 

Phase 2 (der Pandemie, Anm. d. Ü.) ver-

zögert und fragmentiert wird. 

Ansichten und Einsichten
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All dies wird zu einer weiteren Zunahme 

von Armut und einer gefährlichen allge-

meinen Unzufriedenheit führen: ideale 

Bedingungen für Kriminalität und die 

Rückkehr der Mafia-Kontrolle von Verwal-

tung und Sozialstrukturen. Eine Hypothe-

se, die sich angesichts des Rückgangs des 

Sommertourismus verstärkt, der einen 

wichtigen Faktor für die Wirtschaft des 

Südens und die saisonale Beschäftigung 

darstellt. Damit wächst das Risiko einer In-

stabilität des demokratischen Systems im 

ganzen Land. Ein wichtiger Wassertropfen 

im Meer lokaler Probleme könnte die Un-

terstützung der am stärksten in die Krise 

geratenen Produktionsbereiche durch ein-

zelne Regionen nach dem Vorbild des in 

Kampanien umgesetzten sozioökonomi-

schen Plans für Coronaviren sein. 

Unsichere Zukunft 

In der globalen Gesundheitstragödie Co-

rona sind viele Todesfälle zu verzeichnen. 

(Bis zum 9.12.2020 wurden in Italien 

mehr als 1,77 Millionen Infektionen und 

61.739 Tote aufgrund des Coronavirus ge-

zählt, Anm. d. Ü.). Hinzu kommen Todes-

fälle durch Armut und Suizid. Ein echtes 

Kriegsbulletin, begleitet von Angst und 

Unsicherheit angesichts einer Zukunft, die 

schwer zu leben und noch schwieriger 

vorstellbar ist. Diese Situation wird nicht 

so bald enden, vor allem wenn Dummheit 

und Selbstsucht vorherrschen. 

Bei Erwachsenen dominieren die Angst 

vor Misserfolg sowie Depressionen auf-

grund von Einsamkeit und der Sorge vor 

möglichem Arbeitsplatzverlust. Neben 

dem Verlust von Freundschaften haben 

bei jungen Menschen Schlaflosigkeit – 

durch die nächtliche Nutzung von sozialen 

Medien, Videospielen usw. –, Ängste 

durch Schulunterbrechungen und sich 

verschlechternde Beziehungen zu den El-

tern zugenommen. Eine vor allem für psy-

chisch labile Personen gefährliche Ent-

wicklung. 

Vor ein paar Tagen wurde unsere Stadt 

durch die Nachricht vom Tod zweier jun-

ger Menschen im Alter von 13 und 14 Jah-

ren erschüttert, die sich vom Balkon ge-

stürzt hatten. Die Kette der Solidarität 

wird heute von Angst und Selbstzweifeln 

bestimmt; wir alle fühlen uns einsamer 

und wir werden unsicher, zerbrechlich, 

ängstlich und immer weniger fähig, unse-

ren Blick und Geist über die Gegenwart  

hinaus zu richten. Die am häufigsten ge-

stellte Frage lautet: Wie wird es in ein paar 

Monaten sein? Der Blick in die Zukunft er-

fordert Geduld, Vorsicht, gesunden Men-

schenverstand, Verfügbarkeit gegenüber 

anderen, Vertrauen in andere und in sich 

selbst. Und wir müssen alle im gleichen 

Tempo und in die gleiche Richtung mar-

schieren, wobei unser Ziel die universelle 

Niederlage des Virus ist. Das ist eine we-

sentliche Voraussetzung für die Wieder-

aufnahme einer neuen, anderen, ruhige-

ren Lebensweise, in der das Verhältnis zur 

Wirtschaft – Deus ex macchina unserer 

Gesellschaft, der den Menschen versklav-

te und sich nicht in dessen Dienste sah – 

absolut neu interpretiert werden muss. 

Kampf gegen Ungleichheit 

Wir müssen wieder zur Schule gehen, um 

die Werte zu überprüfen, die das Überle-

ben dieser Welt garantieren können. Das 

Wissen, wie man das genießt, was bereits 

vorhanden ist – und dies ist nicht wenig – 

kann reichen. Auch der Kampf gegen Un-

gleichheit und gegen das Elend der bisher 

auf der anderen Hälfte dieser Welt leben-

den Völker gehören dazu sowie das Wis-

sen um die globale wirtschaftliche Instabi-

lität und das Bewusstsein, dass das Gleich-

gewicht in der Umwelt zu einer Bedin-

gung geworden ist. Das Überleben aller 

muss zum Hauptthema der Diskussion 

und der politischen Entscheidungen der 

Regierungen werden, die in diesen Tagen 

vielleicht endlich das wachsende Knarren 

eines abgenutzten, etwas instabilen, 

selbstsüchtigen Pyramidensystems mit  

einer zunehmend breiten Basis und immer 

enger werdenden Spitze erleben. Eines 

Systems, in dem die Macht möglicherwei-

se nicht mehr genügend Ressourcen fin-

det, um soziale Unzufriedenheit und  

Zukunftsangst auszugleichen.

Es ist eine gewaltige Prüfung für die 

Menschheit, die es satt hat zu rennen, um 

ein falsches, vergängliches Glück zu errei-

chen. Wenn Sie Ihren Blick dabei nur nach 

vorne richten, übersehen Sie viele großar-

tige Lebensbilder: einen grünen Rasen mit 

Blumen etwa, spielende Kinder, ein blaues 

Meer mit Segelbooten, einen klaren Him-

mel und einen Vogelschwarm, die un-

schuldigen Augen eines Mädchens und die 

eines älteren Mannes, der das Land kulti-

viert, und das Bild von Bäumen voller 

Früchte, die nicht gepflückt werden, weil 

Anerkennung und Menschenwürde ver-

sagt bleiben.

Dieses Bilderalbum kann wiederbelebt 

werden, wenn das Gleichgewicht zwi-

schen einer gesunden Umwelt und einem 

produktiven System so akzeptiert wird, 

wie es das Überleben unserer Welt erfor-

dert. Wir müssen daher wieder den Men-

schen in den Mittelpunkt stellen und  

unser altruistisches Augenmerk auf die 

Verteilungsgerechtigkeit richten, deren 

Verletzung immer zu Gewalt führt.

Forderung nach tiefgreifender 

 Veränderung 

Ich möchte Ihnen eine Reflexion in der En-

zyklika „Laudato sí“ von Papst Franziskus 

ans Herz legen. Sie wurde im Mai 2015 

verfasst, lange vor den aktuellen Ereignis-

sen, und doch scheint sie die sozialen und 

moralischen Fragen in einer Zeit des ra-

schen Wandels vorwegzunehmen: „Die 

außerordentlichen wissenschaftlichen 

Fortschritte, die erstaunlichsten techni-

schen Meisterleistungen, das wunderbars-

te Wirtschaftswachstum wenden sich, 

wenn sie nicht von einem echten sozialen 

und moralischen Fortschritt begleitet 

sind, letztlich gegen den Menschen.“ Alle 

Bestrebungen, die Welt zu hüten und zu 

verbessern, setzen vor allem voraus, „dass 

sich die Lebensweisen, die Modelle von 

Produktions und Konsum und die verfes-

tigten Machtstrukturen (von Grund auf) 

ändern, die heute die Gesellschaft beher-

schen.“ Mit diesen Worten schließe ich 

(meinen Text) nachdenklicher als zuvor.

Dott.  

Giovanni D’Angelo

Präsident der Ärzte- 

und Zahnärzte- 

kammer der  

Provinz  

Salerno

(Übersetzung: Katja Möhrle) 

Die Beiträge in der Rubrik „Ansichten 

& Einsichten“ geben nicht unbedingt 

die Meinung der Redaktion wieder.

Ansichten und Einsichten
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Kinderbetreuung für Kinder von 3 bis 8 Jahren

Telefonische Informationen: Christina Ittner, Akademie, Fon: 06032 782-223

Kinder- und Jugendmedizin

Pädiatrie „State of the Art“

Thema: Lunge – Allergie – Immunologie

Termin:  Mi., 10. März 2021

Leitung:  Prof. Dr. med. R. Schlösser, Frankfurt

Gebühr:  75 € (Akademiemitglieder kostenfrei)

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Innere Medizin

EKG-Kurs Fr., 07.–Sa., 08. Mai 2021 22 P

Gebühr:  360 € (Akademiemitglieder 324 €)

Leitung: Prof. Dr. med. J. Ehrlich, Wiesbaden

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Intensiv-Seminar Diabetologie

In Kooperation mit der Hess. Diabetes Gesellschaft (HDG)

Termin: Fr., 12.–Sa., 13. Februar 2021 12 P

Gebühr:  180 € (Akademiemitglieder 162 €)

Leitung: Dr. med. M. Eckhard, Bad Nauheim

Auskunft/Anmeldung: A. Candelo-Römer, 

 Fon: 06032 782-227, 

 E-Mail: adiela.candelo@laekh.de

Aktuelle Diabetologie

In Kooperation mit der Hess. Diabetes Gesellschaft (HDG) – 

Regionalgesellschaft Hessen der Deutschen Diabetes Gesell-

schaft e. V. (DDG); zertifizierte DMP-Fortbildung Diabetes mel-

litus Typ 2. 

Teile 5 + 6:  Mi., 24. März 2021

Leitung:  Dr. med. M. Eckhard, Bad Nauheim

 Dr. med. P. Bauer, Gießen

Gebühr:  60 € (Akademiemitglieder 54 €)

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Moderatorentraining

Fr., 26.–Sa., 27. März 2021 16 P

Leitung:   Dr. med. W. Zeckey, Fulda

Gebühren:  360 € (Akademiemitglieder 324 €)

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

I. Fortbildung 

Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Palliativmedizin 

Refresher Palliativmedizin 

Mi., 31. März 2021

Leitung:  Dr. med. L. Fendel, Wiesbaden

Gebühr:  160 € (Akademiemitglieder 144 €)

Auskunft/Anmeldung:  B. Buß, Fon: 06032 782-202,

 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Reisemedizinische Gesundheitsberatung

Strukturierte curriculare Fortbildung gem. Curriculum  

der Bundesärztekammer

Teil 1: Fr., 15.–Sa., 16. Januar 2021 und

Teil 2: Fr., 16.–Sa., 17. April 2021

Leitung:  Dr. med. U. Klinsing, Frankfurt a. M.

Gebühr:  560 € (Akademiemitglieder 504 €)

Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203,

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Hygiene/Öffentliches Gesundheitswesen

Refresher Hygienebeauftragter Arzt im Rehawesen

Mi., 03. März 2021

Leitung:  Prof. Dr. med. U. Heudorf, Frankfurt

Gebühr: 180 € (Akademiemitglied 162 €)

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 

 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Infektiologie

Modul III – Aufbaukurs 

„ABS“: Mo., 15.–Fr., 19. März 2021 42      P

Leitung:  Dr. med. C. Imirzalioglu, Gießen

  Prof. Dr. med. J. Lohmeyer, Gießen

  Dr. med. J. Kessel, Frankfurt

Gebühr:  1.000 € (Akademiemitglieder 900 €)

Modul IV – Projektarbeit: Beginn: Fr., 19. März 2021 

Leitung: Prof. Dr. med. K.-P. Hunfeld, Frankfurt

Gebühr:  750 € (Akademiemitglieder 675 €)

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 

 Mail: heike.cichon@laekh.de

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.akademie-laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Ärzte und Apotheker im Dialog

In Kooperation mit der Landesapothekerkammer.

Mi., 21. April 2021  Querschnittsfach Reisemedizin

Leitung:   Dr. med. A. Wunder,

  Prof. Dr. rer. nat. D. Steinhilber 

Ort: Frankfurt, Hanauer Landstraße

Gebühr:  30 € (Akademiemitglieder 27 €)

Auskunft/Anmeldung: C. Ittner, Fon: 06032 782-223, 

 E-Mail: christina.ittner@laekh.de 

Notfall- und Intensivmedizin

Seminar Ärztlicher Bereitschaftsdienst

Do., 04.–Sa., 06. März 2021 

Leitung: M. Leimbeck, Marburg

 Dr. med. R. Merbs, Friedberg

Gebühr:   450 € (Akademiemitglieder 405 €)

Seminar Leitender Notarzt

Do., 22.–Sa. 24. April 2021

Beginn der Telelernphase: 22. März 2021

Leitung: Dr. med. G. Appel, T. Winter,  Kassel

Gebühr: 800 € (Akademiemitglieder 720 €)

Notfallmedizin machbar machen

Mi., 17. März 2021 

Leitung:  Dr. med. R. Merbs, Friedberg

Gebühr: 180 € (Akademiemitglieder 162 €)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    Mail: baerbel.buss@laekh.de

Fachkunde im Strahlenschutz

Kenntniskurs

Sa., 20. Februar 2021 (prakt. u. theoretische Unterweisung)

Ort: Frankfurt, Universitätsklinikum

Gebühren:   Theoretische Unterweisung: 100 €

 (Akademiemitglieder 90 €)

 Praktische Unterweisung: 60 €

 (Akademiemitglieder 54 €)

Aktualisierungskurs

Sa., 24. April 2021 8 P

Gebühr:   180 € (Akademiemitglied 162 €)

Ort: Frankfurt, Universitätsklinikum

Spezialkurs Interventionsradiologie 

Termin in Planung, bitte lassen Sie sich auf die Interessenten- 

liste setzen.

Leitung: Prof. Dr. med. Dr. med. habil.  

 B. Bodelle,  Frankfurt

Auskunft/Anmeldung: M. Turano, Fon: 06032 782-213,

 E-Mail: melanie.turano@laekh.de

Ultraschall

Kurse in Planung, bitte beachten Sie kommende Hinweise auf 

der Internetseite unter www.akademie-laekh.de.

Interdisziplinärer Grundkurs – 

periphere, zerebrale und abdominelle Gefäße

Fr., 05.–Sa., 06. Februar 2021

In welcher Form die dazugehörigen, praktischen Übungen 

durchgeführt werden können, steht zum aktuellen Zeitpunkt 

noch nicht fest.

Gebühr:  600 € (Akademiemitglieder 540 €)

Leitung der Kurse Prof. Dr. med. V. Hach-Wunderle,   

für Gefäße: Dr. med. F. Präve, Frankfurt

Abdomen und Retroperitoneum 

Grundkurs:  Fr., 22.–Sa., 23. Januar 2021

(zuzüglich 2 Tage á 7 UE praktische Übungen)

In welcher Form die dazugehörigen, praktischen Übungen 

durchgeführt werden können, steht zum aktuellen Zeitpunkt 

noch nicht fest.

Gebühr:  580 € (Akademiemitglieder 522 €)

Aufbaukurs: Fr., 19.–Sa., 20. März 2021

Gebühr:  580 € (Akademiemitglieder 522 €)

Veranstaltungsorte:  Theorie: Bad Nauheim, 

 Bildungszentrum 

 Praxis: Kliniken sowie eine Praxis 

 im Rhein-Main-Gebiet

Leitung der Kurse Prof. Dr. med. M. Friedrich-Rust,

 für Abdomen:   Prof. Dr. med. J. Bojunga, Frankfurt,

  Dr. med. W. Schley, Groß-Umstadt 

Auskunft/Anmeldung: J. Schwab, Fon: 06032 782-211, 

 E-Mail: juliane.schwab@laekh.de

 Hämotherapie

Qualitätsbeauftragter Hämotherapie

Mo., 22.–Fr., 26. März 2021 40 P

Leitung: Prof. Dr. G. Bein, Gießen

Ort:  Gießen, Universitätsklinikum

Gebühr: 900 € (Akademiemitgl. 810 €)

Transfusionsverantwortlicher/-beauftrager/Leiter Blutdepot

Mi., 10.–Do., 11. Februar 2021 16 P

Leitung: Dr. med. A. Opitz, Bad Kreuznach

Do., 25.–Fr., 26. März 2021

Leitung: Prof. Dr. med. G. Bein, Gießen

Ort:  Gießen, Universitätsklinikum

Gebühr:  360 € (Akademiemitgl. 324 €)

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 

 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Psychotherapie

Fehlerkultur in Zeiten der Corona-Pandemie

Sa., 13. Februar 2021 7 P

Leitung:   Dr. med. A. Schüler-Schneider, 

 Frankfurt

Gebühr: 90 € (Akademiemitgl. kostenfrei)

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Ethik

Curriculare Fortbildung „Ambulante Ethikberatung“

Blended Learning-Veranstaltung gem. Curriculum der AEM.

Theorieteil

Modul 1: Präsenzteil  Fr., 05.–Sa., 06. Februar 2021 

Selbststudium:  11. Januar–04. Februar 2021

Modul 2: Präsenzteil  Mi., 16. Juni 2021

Selbststudium:  07. Februar–15. Juni 2020

Gebühr: 690 (Akademiemitglieder 621 €)

Moderationskurs: Fr., 02.–Sa., 03. Juli 2021

Gebühr: 340 € (Akademiemitgl. 304 €)

Leitung:  PD Dr. med. C. Seifart, Marburg

Auskunft/Anmeldung: K. Baumann,  Fon: 06032 782-281,     

 E-Mail: katja.baumann@laekh.de

Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Wiederholungsseminar 

Schwangerschaftskonfliktberatung nach §§ 218 ff (StGB)

Sa., 20. Februar 2021

Leitung:  Dr. med. A. Valet, Herborn

Gebühr:  180 € (Akademiemitglieder 162 €)

Auskunft/Anmeldung:  B. Buß, Fon: 06032 782-202,

 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Einführung in die Schlafmedizin

GBA-Kurs zur Diagnostik und Therapie der Schlafapnoe (ehem. 

BUB-Kurs). In Kooperation mit der Gesellschaft für Schlafmedi-

zin Hessen e. V. (GSMH).

Teil 1: Fr., 23.–Sa., 24. April 2021

Teil 2:  Fr., 07.–Sa., 08. Mai 2021

Teil 3 – Praktikum: in Planung

Gebühr:  680 € (Akademiemitglieder 612 €)

Leitung:  Prof. Dr. med. R. Schulz, 

 Dipl.-Psych. M. Specht, 

  Prof. Dr. med. B. Stuck

Auskunft/Anmeldung: M. Turano, Fon: 06032 782-213,

 E-Mail: melanie.turano@laekh.de

 Begutachtung

Medizinische Begutachtung

Modul Ia:  Fr., 26.–Sa., 27. Februar 2021

Gebühr:  240 € (Akademiemitglieder 216 €)

 Modul Ib:  Fr., 19.–Sa., 20. März 2021

Gebühr:  240 € (Akademiemitglieder 216 €)

Modul Ic:  Fr., 07.–Sa., 08. Mai 2021

Gebühr:  320 € (Akademiemitglieder 288 €)

Verkehrsmedizinische Begutachtung

Modul I-III Fr., 09.–Sa., 10. Juli 2021

Gebühr:  280 € (Akademiemitglieder 252 €)

Modul IV  Fr., 12.–Sa., 13. November 2021

Gebühr:  280 € (Akademiemitglieder 252 €)

Leitung:  Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203,

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Dermatologie

Hautkrebs-Screening

Zertifizierte Fortbildung zur Durchführung und Abrechnung 

der Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs.

Mi., 24. März 2021 8 P 

Leitung: Dr. med. P. Deppert

 Dr. med. K. Wiest

Gebühren:  250 € (Akademiemitglieder 252 €)

  zzgl. 70 € Schulungsmaterial

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287, 

E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

Repetitorium Innere Medizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur Auf-

frischung vorhandener Kenntnisse 

Mo., 19. - Sa., 24. April 2021

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. W. Fassbinder, Künzell

Gebühr ges.:  630 € (Akademiemitglieder, BDI und      

  DGIM 567 €)

Gebühr/Tag:  180 € (Akademiemitglieder, BDI und      

  DGIM 162 €)

Auskunft/Anmeldung:  A. Candelo-Römer, 

 Fon: 06032 782-227,

 E-Mail: adiela.candelo-roemer@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.akademie-laekh.de
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Manuelle Medizin/Chirotherapie

Zur Erlangung der Zusatzbezeichnung Manuelle Medizin/

Chirotherapie müssen sieben Kursblöcke besucht werden. 

Kursblock Block V: Aufbaukurs 

Optimierung OE/HWS-BWS-CTG und UE/LBB-Region 

Fr., 12.–Sa., 13. März 2021 und

Fr., 19.–Sa., 20. März 2021 

Gebühr:  650 € (Akademiemitglieder 585 €) 

Weitere Termine und Gebühren unter www.akademie-laekh.de

Leitung: Dr. med. R. Lüders, Wiesbaden

Auskunft/Anmeldung: M. Turano, Fon: 06032 782-213,

 E-Mail: melanie.turano@laekh.de

Ärztliches Qualitätsmanagement

Der Kurs besteht aus Präsenzphasen und Selbststudium sowie 

einem Teilnehmerprojekt, das überwiegend in Eigeninitiative in 

Heimarbeit zu erbringen ist. 

Block I:  Mo., 08.–Fr., 12. November 2021

Leitung:   N. Walter, K. Israel-Laubinger, Frankfurt 

Gebühren:  Block I: 990 € (Akademiemitgl. 891 €)

 

Weitere Termine und Gebühren unter www.akademie-laekh.de

Auskunft/Anmeldung:

A. Candelo-Römer, Fon: 06032 782-227, 

E-Mail: adiela.candelo-roemer@laekh.de

Suchtmedizin

Suchtmedizinische Grundversorgung

Block 1  Fr., 08.–Sa., 09. Januar 2021

Block 2  Fr., 23.–Sa., 24. Januar 2021

Block 3  Fr., 06.–Sa., 07. Februar 2021

Block 4  Fr., 19.–Sa., 20. Februar 2021

Leitung:  D. Paul, Frankfurt

Gebühren: Block 1   200 € (Akademiemitgl. 180 €)

 Block 2   220 € (Akademiemitgl. 198 €)

 Blöcke 3 u. 4 jeweils 240 €

 (Akademiemitglieder 216 €)

Auskunft/Anmeldung: C Winkler, Fon: 06032 782-208, 

 E-Mail: caroline.winkler@laekh.de 

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung

II. Weiterbildung 

Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Sozialmedizin und Rehabilitationswesen

Kursblock C: Mo., 01.–Fr., 05. Februar 2021 

Kursblock D: Mo., 08.–Fr., 12. Februar 2021 

Kursblock E: Mo., 20.–Fr., 24. September 2021

Kursblock F: Mo., 27. September–Fr., 01. Oktober 2021

Gebühren: je Kursblock 500 €

  (Akademiemitglieder450 €)

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

Psychosomatische Grundversorgung

27. Curriculum Psychosomatische Grundversorgung 

Der Kurs berechtigt zur Abrechnung der Leistungen im Rahmen 

der Psychosomatischen Grundversorgung (35100/35110).  

Es handelt sich um eine integrierte Veranstaltung.

 Enthalten sind die erforderlichen Anteile von 30 Stunden Refle-

xion der Arzt-Patienten-Beziehung (Balint), 30 Stunden Inter-

ventionstechniken und 20 Stunden Theorie.

Die Balintgruppenarbeit ist in jeden Block inkludiert und somit 

bereits in den Teilnahmegebühren enthalten. 

Block I:  Fr., 22.–Sa., 23. Januar 2021

Block II:  Fr., 05.–Sa., 06. März 2021 

Block III:  Fr., 07.–Sa., 08. Mai 2021 

Block IV:  Fr., 09.–Sa., 10. Juli 2021

Block V:  Fr., 29.–Sa., 30. Oktober 2021

Block VI:  Fr., 10.–Sa., 11. Dezember 2021

    

Gebühren je Block:  280 € (Akademiemitglieder 252 €) 

Leitung:  P. E. Frevert, Dr. med. W. Merkle,      

 Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:  A. Flören, Fon: 06032 782-238, 

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Repetitorium Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur  

Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Mi., 03.–Sa., 06. November 2021 

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. Dr. h. c. mult. 

 H.-R.  Tinneberg, Frankfurt

Gebühr: 550 € (Akademiemitglieder 495 €)

Auskunft/Anmeldung: S. Holler, Fon: 06032 782-226

 E-Mail: susanne.holler@laekh.de
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Akupunktur 

In Kooperation mit der Deutschen Ärztegesellschaft  

für Akupunktur e. V./DÄGfA. 

I. Teil Theorie (120 Std.) 

G1-G2:  Fr., 15.–Sa., 16. Januar 2021 

G3-G4: Fr., 19.–Sa., 20. Februar 2021 

G5-G6 Fr., 12.–Sa., 13. März 2021 

G7-G8: Fr., 04.–Sa., 05. Juni 2021 

G9-G10:  Fr., 02.–Sa., 03. Juli 2021 

II. Teil Praktische Akupunkturbehandlungen (80 Std.)

Fr., 19.–Sa., 20. Februar 2021 

Fr., 19.–Sa., 20. März 2021

Fr., 04.–Sa., 05. Juni 2021

Leitung:  H. Luxenburger, München

Gebühren:  auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de oder 

  A. Bauß, DÄGfA,    Fon: 089 71005-11,  

 E-Mail: bauss@daegfa.de

Spezielle Schmerztherapie

Kurs zum Erwerb der Zusatzbezeichnung.

Modul I:  Auf Anfrage

 Grundlagen der Schmerzmedizin

Leitung: PD Dr. med. M. Gehling, Kassel

 Prof. Dr. med. M. Tryba, Kassel

Modul III:  Fr., 18.–Sa., 19. Juni 2021 20 P

 Muskuloskelettale Schmerzen

Leitung: Dr. med. Sina Moreau, Frankfurt

 Dr. med. Gerd Neidhart, Frankfurt

Modul IV:  Fr., 03.–Sa., 04. September 2021 20 P

 Diverse Schmerzsyndrome

Leitung: C. Drefahl, Frankfurt

 Dr. med. W. Merkle, Frankfurt

Modul II:  Fr., 05.–Sa., 06. November 2021 ...P

 Schmerzhafte Erkrankungen des peri  -

    pheren und zentralen Nervensystems,        

   psychische Komorbidität

Leitung: PD Dr. med. M. Gehling, Kassel

 Prof. Dr. med. M. Tryba, Kassel

Gebühr:  jeweils 300 €  (Akademiemitgl. 270 €)

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Sportmedizin

ZTK 4:  Mo., 15.–Di., 16. März 2021

ZTK 7:  Mi., 17.–Do., 18. März 2021

ZTK 10:  Fr., 19.–Sa., 20. März 2021

ZTK 12:  Mo., 30.–Di., 31. August 2021

ZTK 1:  Mi., 01.–Do., 02. September 2021

ZTK 11:  Fr., 03.–Sa., 04. September 2021

ZTK 9:  Mo., 25.–Di., 26. Oktober 2021

ZTK 3:  Mi., 27.–Do., 27. Oktober 2021

ZTK 14:  Fr., 29.–Sa., 30. Oktober 2021

Leitung:  Prof. Dr. med. Dr. phil. W. Banzer

Gebühren: je ZTK 300 € (Akademiemitgl. 270 €)

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

Allgemeinmedizin

Psychosomatische Grundversorgung 

für die Kurs-Weiterbildung Allgemeinmedizin 

Kurs C – Modul IIb:  Sa., 09. Januar 2021

Leitung: Prof. Dr. med. E. Baum, Marburg

   Prof. Dr. med. Stefan Bösner, Marburg

Gebühr: 170 €  (Akademiemitglieder 153 €)

Kurs A – Modul I:  Do., 29.–Fr., 30. April 2021

Leitung:  Prof. Dr. med. C. Christ, Wiesbaden

Gebühr: 340 €  (Akademiemitglieder 306 €)

Eine ermäßigte Teilnahmegebühr ist gültig für Akademiemit-

glieder und für die Teilnehmer des Weiterbildungskollegs der 

Kompetenzzentren Allgemeinmedizin Hessen. Teilnehmer, für 

die beides zutrifft, erhalten einen doppelten Rabatt.

Repetitorium Allgemeinmedizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur 

Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Fr., 11.–Sa., 12. Juni 2021

Fr., 17.–Sa., 18. Dezember 2021

Gesamtleitung:  Dr. med. A. Wunder, Frankfurt

Gebühren:  jeweils 260 €  (Akademiemitgl. 234 €)

Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.akademie-laekh.de
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Arbeitsmedizin

Weiterbildungskurs zum Erwerb der Gebietsbezeichnung  

Arbeitsmedizin in sechs Kursblöcken. Die Blöcke werden als 

Blended Learning-Veranstaltung angeboten, ihnen geht eine 

Telelernphase voraus. 

Modul 1  Mo., 18.–Di., 26. Januar 2021 

Beginn der Telelernphase: 15.12.2020

Modul 2  Mo., 22. Februar–Di., 02. März 2021 

Beginn der Telelernphase: 26.01.2021

Modul 3  Mo., 03.–Di., 11. Mai 2021 

Beginn der Telelernphase: 07.04.2021

Gebühren:  je Modul: 750 €

 (Akademiemitglieder 675 €)

Weitere Termine und Gebühren unter 

www.akademie-laekh.de

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. D. Groneberg, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:  S. Scherbel, Fon: 06032 782-283,

 E-Mail: sandra.scherbel@laekh.de

Palliativmedizin

Fallseminar Modul 1  Di., 09.–Sa., 13. März 2021

Gebühr: 740 € (Akademiemitglieder 666 €)

 Leitung:  C. Riffel, Darmstadt 

Fallseminar Modul 2  Mo., 07.–Fr., 11. Juni 2021

Gebühr: 740 € (Akademiemitglieder 666 €)

 Leitung: Dr. med. W. Spuck, Kassel

 M.-S. Jost, Eschwege

Fallseminar Modul 3  Mo., 15.–Fr., 19. November 2021

Gebühr: 840 € (Akademiemitglieder 756 €)

 Leitung: Dr. med. L. Fendel, Wiesbaden 

Kurs-Weiterbildung  Di., 07.–Sa., 11. Dezember 2021

Gebühr: 740 € (Akademiemitglieder 666 €)

 Leitung: Dr. med. K. Mattekat, Hanau 

Auskunft/Anmeldung:   B. Buß, Fon: 06032 782-202,

 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

ALLGEMEINE HINWEISE

In der Regel werden Akademieveranstaltungen ohne Sponsoren 

durchgeführt. Interessenskonflikte der Veranstalter, der Refe-

renten und der Veranstaltungsleitung bestehen nicht. Abwei-

chungen werden auf der Internetseite der jeweiligen Veranstal-

tung angezeigt. Alle Veranstaltungen sind produkt- und dienst-

leistungsneutral. 

Programme: Kurzfristige Änderungen vorbehalten.

Anmeldung: Im Internet schnell und kostenfrei unter:

https://portal.laekh.de oder www.akademie-laekh.de 

möglich. 

Gerne können Sie sich auch schriftlich zu den Veranstaltungen 

anmelden: Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung, 

Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim, 

Fon: 06032 782-200, Fax: 06032 782-220.

 Erst nach Rücksendung Ihrer unterschriebenen Anmelde -

unterlagen ist Ihre Anmeldung verbindlich. Sie erhalten keine 

weitere Bestätigung. 

Bitte beachten Sie die AGBs und etwaige Teilnahmevorausset-

zungen! Wenn Veranstaltungen kurzfristig abgesagt werden 

müssen, werden Sie von der Akademie benachrichtigt. 

Veranstaltungsort (sofern nicht anders angegeben): 

Bildungszentrum der Landesärztekammer Hessen, 

Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim.

Kinderbetreuung: Für Kinder von drei bis acht Jahren freitags 

und samstags kostenfrei möglich! Telefonische Informationen: 

Christina Ittner, Fon: 06032 782-223.

Gebühr (sofern nicht anders angegeben): gilt inklusive  

Seminarunterlagen und Pausenverpflegung.

Teilnehmerzahl: Für alle Veranstaltungen gibt es eine Begren-

zung der Teilnehmerzahl. Gerne setzen wir Sie in diesem Fall auf 

die Warteliste oder informieren Sie zeitnah über die nächste 

Veranstaltung. 

Akademie-Mitgliedschaft: Akademie-Mitglieder zahlen in der 

Regel ermäßigte Gebühren für Akademieveranstaltungen und 

können kostenfrei an ausgewählten Veranstaltungen teilneh-

men. Bitte informieren Sie sich über 

die Mitgliedsbeiträge online oder bei 

Cornelia Thriene, 

Fon: 06032 782-204, 

E-Mail: cornelia.thriene@laekh.de

Akademie online:

www.akademie-laekh.de

E-Mail: akademie@laekh.de

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Ernährungsmedizin (120 Stunden)

Als Mitglied des ernährungstherapeutischen Teams sollen die 

fortgebildeten Mitarbeiter/-innen bei der Koordination und Or-

ganisation von Präventionsleistungen sowie bei Therapiemaß-

nahmen ernährungsbedingter Krankheiten qualifiziert unter-

stützen und delegierbare ärztliche Leistungen übernehmen.

Beginn (ERM): 15.03.2021

Gebühr: 980 € zuzgl. 60 € Lernerfolgskontrolle

Zusätzlich sind die Themen:

Kommunikation und Gesprächsführung (PAT 1) und Wahrneh-

mung und Motivation (PAT 2) zu belegen. Diese werden in Ein-

zelveranstaltungen vermittelt und können terminlich unabhän-

gig gebucht werden.

Kontakt: Karin Jablotschkin, Tel.: 06032 782-184, Fax -180

Durchführung der Ausbildung 

Die 40-stündige Fortbildung richtet sich an alle Medizinischen 

Fachangestellten/Arzthelfer/-innen, die an der Planung und 

Durchführung in der Berufsausbildung zum/zur Medizinischen 

Fachangestellten mitwirken und damit den Arzt/die Ärztin un-

terstützen und entlasten.

Beginn (PAT 20): ab 12.02.2021

Gebühr: 495 €

Kontakt: Karin Jablotschkin, Tel.: 06032 782-184, Fax -180

Kardiologie (KAR) 120 Stunden

Inhalte: Der 120-stündige Qualifizierungslehrgang vermittelt 

spezielle Kenntnisse von Krankheitsbildern in der Kardiologie 

und befähigt dazu, den Arzt/die Ärztin bei der Vorbereitung, 

Durchführung und Nachbereitung ambulanter nicht-invasiver, 

invasiver diagnostischer und therapeutischer Maßnahmen zu 

unterstützen. Zusätzliche Themen der Fortbildung sind: Koor-

dination und Organisation von Therapie- und Sozialmaßnah-

men, Patientenschulungen, Telemedizin, Kommunikation und 

Motivation zu Verhaltensänderungen. Informationen zum  

Gesamtlehrgang finden Sie auf unserer Website. 

Termin: Interessentenliste

Gebühr: 1.215 € zzgl. 60 € Lernerfolgskontrolle

Zusätzlich sind die Themen: Kommunikation und Gesprächs-

führung (PAT 1) und Wahrnehmung und Motivation (PAT 2) zu 

belegen. Diese werden in Einzelveranstaltungen vermittelt und 

können terminlich unabhängig gebucht werden.

Kontakt: Katja Rühlmann, Fon: 06032 782-176, Fax: -180

Fachkraft für Impfmanagement (40 Stunden)

Inhalte: Der Qualifizierungslehrgang gliedert sich in vier 

Themenschwerpunkte: Medizinische Grundlagen, organisa-

torische Grundlagen, Erarbeitung einer Fallstudie, Best 

practice des Impfmanagements. Die Teilnehmenden erarbei-

ten Fallbeispiele für ihren Tätigkeitsbereich. Das Lehrgangs-

konzept beschreibt eine zeitliche Anerkennung von zehn 

Stunden, die anhand einer Aufgabenstellung selbstständig 

erarbeitet wird.

Die Teilnahme an der 8-stündigen Fortbildung „Impfen“ wird 

beim Qualifizierungslehrgang „Impfmanagement“ anerkannt.

Termine (IMP): Interessentenliste

Gebühr: 430 € inkl. Lernerfolgskontrolle

Kontakt: Ilona Preuß, Fon: 06032 782-154, Fax -180

Arbeitsmedizin/Betriebsmedizin (140 Stunden)

Inhalte: Qualifizierte MFA sollen Arbeitsmediziner durch die 

Übernahme von delegationsfähigen ärztlichen Leistungen ent-

lasten. Das Fortbildungscurriculum „Arbeitsmedizin/Betriebs-

medizin“ vermittelt hierzu die Kompetenzen. Die Fortbildung 

besteht aus einem 92-stündigen Theorieteil und einem 

48-stündigen praktischen Teil: „Diagnostische Verfahren“ in 

den Bereichen „Augen“, „Ohren“, „Herz-Kreislauf“ und „Lunge“.

Termin (BET): Interessentenliste

Gebühr: 1.750 € zzgl. 60 € Lernerfolgskontrolle 

Kontakt: Katja Rühlmann, Fon: 06032 782-176, Fax: -180

Aktualisierungskurs „Kenntnisse im Strahlenschutz 

Ziel der Veranstaltung ist die Aktualisierung der Fachkunde und 

erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz gem. § 18a RöV. 

Zielgruppe sind Medizinische Fachangestellte, Arzthelfer/-in-

nen und Personen mit einer abgeschlossenen sonstigen medizi-

nischen Ausbildung, MTA, MTRA und MTLA.

Termin (STR A 1_1): Sa., 24.04.2021, 08:30–17:00 Uhr

Gebühr: 115 € inkl. Lernerfolgskontrolle

Kontakt: Ilona Preuß, Fon: 06032 154-154, Fax: -180

Refresher: Aufbereitung von Medizinprodukten

Inhalte: Die Fortbildung richtet sich an Teilnehmer/-innen, die 

bereits die Sachkenntnis zur Aufbereitung von Medizinproduk-

ten erworben haben, ihren Kenntnisstand aktualisieren und die 

Gelegenheit zum fachlichen Austausch nutzen möchten.

Termin (MED 12_1): Mi., 10.03.2021, 13:30– 17:45 Uhr 

Gebühr: 80 €

Kontakt: Ilona Preuß, Fon: 06032 782-154, Fax: -180

Fortbildung für MFA und Arzthelfer/-innen | Carl-Oelemann-Schule

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.carl-oelemann-schule.de
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Kommunikation und Gesprächsführung

Inhalte: Techniken der Kommunikation, Gesprächsführung ins-

besondere mit spezifischen Patientengruppen, Telefonkommu-

nikation, Konfliktlösungsstrategien, Auseinandersetzung mit 

der Berufsrolle

Termin (PAT 1_1): Mi., 31.03.2021, 09:30–16:45 Uhr

Gebühr: 100 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Wahrnehmung und Motivation

Inhalte: Modelle der Selbst- und Fremdwahrnehmung verste-

hen, Patienten und betreuende Personen zur Mitwirkung moti-

vieren, Besonderheiten spezifischer Patientengruppen berück-

sichtigen, soziales Umfeld einschätzen

Termin (PAT 2_1): Do., 01.04.2021, 09:30–16:45 Uhr

Gebühr: 100 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Refresher: GOÄ und UV-GOÄ

Inhalte: Das vorliegende Fortbildungsangebot richtet sich an 

MFA, die im Rahmen ihres Tätigkeitsgebietes in der Ablauforga-

nisation berufsgenossenschaftlicher Abrechnung zukünftig 

mitwirken wollen und an Teilnehmende des Qualifizierungslehr-

gangs „Arbeitsmedizin/Betriebsmedizin“, die ihren Kenntnis-

stand aktualisieren und erweitern möchten.

Termin (PAT 13): Sa., 06.02.2021, 09:30–16:00 Uhr 

Gebühr: 115 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782–132, Fax: –180

Prüfungsvorbereitungskurse für Auszubildende 

– zur Vorbereitung auf die Sommerprüfung

Medizinische Fachkunde

Termin (PVK 4_1): Sa., 13.03.2021 und Sa., 27.03.2021, 

                                    jeweils 09:30–16:00 Uhr oder

              (PVK 4_2): Sa., 20.03.2021 und Do., 01.04.2021, 

                      jeweils 09:30–16:00 Uhr

Gebühr: € 140

Präsenzlabor und EKG praktisch

Termin (PVK 5_1): Sa., 29.05.2021, 09:30–17:45 Uhr oder 

              (PVK 5_2): Sa., 12.06.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

              (PVK 5_3): Sa., 19.06.2021, 09:30–17:45 Uhr

Gebühr: 100 €

Kompaktkurs:

Praktische Übungen kaufmännischer Prüfungsinhalte

Termin (PVK 7_1): Fr.,, 04.06.2021, 09:30–16:00 Uhr oder

              (PVK 7_2): Sa., 19.06.2021, 09:30–16:00 Uhr 

Gebühr: 90 €

Betriebsorganisation und Verwaltung 

sowie Wirtschafts- und Sozialkunde

Termin (PVK 6_1): Sa., 06.03.2021, 09:30–16:00 Uhr oder

              (PVK 6_2): Sa., 13.03.2021, 09:30–16:00 Uhr

Gebühr: 90 €

Abrechnung: EBM

Termin (PVK 1_1):  Di., 06.04.2021, 09:30–16:00 Uhr oder

              (PVK 1_2):  Sa., 17.04.2021, 09:30–16:00 Uhr

Termin dezentral in Kassel:

(PVK 1_3): Sa., 27.03. 2021, 09:30–16:00 Uhr

Gebühr: 90 €

Abrechnung: GOÄ / UV-GOÄ

Termin (PVK 2_1): Sa., 27.02.2021, 09:30–16:00 Uhr oder

              (PVK 2_2): Sa., 05.06.2021, 09:30–16:00 Uhr 

Gebühr: 90 €

Abschlussprüfung praktischer Teil – Termine:

(PVK 3_2): Fr., 14.05.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

(PVK 3_3): Sa., 15.05.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

(PVK 3_4): Sa., 22.05.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

(PVK 3_5): Di., 25.05.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

(PVK 3_6): Mi., 26.05.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

(PVK 3_7): Fr.., 04.06.2021, 09:30–17:45 Uhr oder

(PVK 3_8): Sa., 05.06.2021, 09:30–17:45 Uhr 

Gebühr: € 100

Kontakt: 

Christina Glaubitz-Harbig, Fon: 06032 782-175, Fax: -180

Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

ALLGEMEINE HINWEISE

Anmeldung: Bitte schriftlich oder per Fax an die Carl-Oele-

mann-Schule. Eine Bestätigung erfolgt ebenfalls schriftlich.

Veranstaltungsort (soweit nicht anders angegeben):

Carl-Oelemann-Schule (COS)

Website: www.carl-oelemann-schule.de

Carl-Oelemann-Weg 5 | 61231 Bad Nauheim

Fon: 06032 782-100 | Fax: 06032 782-180

Übernachtungsmöglichkeit und Buchungsanfrage: 

Gästehaus der Carl-Oelemann-Schule

Carl-Oelemann-Weg 26 | 61231 Bad Nauheim

Fon: 06032 782-230 | Fax: 06032 782-320

E-Mail: gaestehaus@fbz-hessen.de

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Carl-Oelemann-Schule | Fortbildung für MFA und Arzthelfer/innen



Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
Geburtstage

Bezirksärztekammer Frankfurt

MFA-Sommerprüfung 2021

Anmeldung der Auszubildenden 

zur Abschlussprüfung  

für Medizinische Fachangestellte 

im Sommer 2021  

vom 5. Mai bis 11. August 2021

Auszubildende, die an der Abschlussprü-

fung für Medizinische Fachangestellte 

im Sommer 2021 teilnehmen wollen, 

sind zwischen dem

13. Januar und 20. Januar 2021

bei der zuständigen Bezirksärztekam-

mer anzumelden.

Die Anmeldung erfolgt durch Einrei-

chung des Anmeldeformulars.

Außerdem sind der Anmeldung beizufü-

gen:

1.  der Ausbildungsnachweis (Berichts-

heft) mit Beurteilungsprotokoll,

2.  der Fragebogen über die Tätigkeit

der Auszubildenden,

3.  ggf. eine Bescheinigung über Art und

Umfang einer Behinderung,

4.  bei vorzeitiger Abschlussprüfung zu-

sätzlich: Die notwendige Notenbe-

scheinigung der Berufsschule.

Es wird gebeten, die Unterlagen recht-

zeitig und vollständig einzureichen.

Zur Abschlussprüfung im Sommer 2021 

sind anzumelden:

1. Auszubildende, deren Ausbildungszeit

nicht später als am 11. Oktober 2021

endet,

2. Auszubildende, die die Abschlussprü-

fung vorzeitig abzulegen beabsichti-

gen (i. d. R. ein Termin vor der regulä-

ren Abschlussprüfung),

3. Wiederholer/-innen, die im vorange-

gangenen Prüfungstermin die Ab-

schlussprüfung nicht bestanden ha-

ben,

4. sogenannte Externe, die gemäß § 45

Abs. 2 Berufsbildungsgesetz ca. 4,5

Jahre in dem Beruf der/des Medizini-

schen Fachangestellten tätig gewe-

sen sind und beabsichtigen, die Ab-

schlussprüfung abzulegen. Als Zeiten

der Berufstätigkeit gelten auch Aus-

bildungszeiten in einem anderen, ein-

schlägigen Ausbildungsberuf.

 Informationen im Internet:

 https://www.laekh.de/aktuelles 

 Landesärztekammer Hessen

 Abteilung: MFA-Ausbildungswesen

Deutsches Ärzteblatt stellt M-Ausgabe ein

Bisher haben nicht-berufstätige Ärztin-

nen und Ärzte, pensionierte Mediziner 

sowie in nicht-medizinischen Bereichen 

tätige Ärzte anstelle der Wochenausga-

be des Deutschen Ärzteblattes eine zu-

sammenfassende Monatsausgabe 

(M-Ausgabe) erhalten.

Aufgrund der zunehmenden, durch die 

Corona-Krise beschleunigten Digitalisie-

rung sinken die Umsatzerlöse im Werbe-

markt deutlich. Gepaart mit dem steti-

gen Anstieg von Druck- und Versand-

kosten ist eine kostendeckende Leis-

tungserbringung nicht mehr möglich. 

Der Deutsche Ärzteverlag hat daher im 

Einvernehmen mit der Bundesärztekam-

mer und der Kassenärztlichen Bundes-

vereinigung als den Herausgebern des 

Deutschen Ärzteblatts entschieden, die 

monatliche Ausgabe des Deutschen Ärz-

teblatts (M-Ausgabe) zum Ende des Jah-

res 2020 einzustellen.

Die bisherigen Bezieher der M-Ausgabe 

des Deutschen Ärzteblatts haben jetzt 

die Wahl, entweder das Deutsche Ärzte-

blatt im kostenlosen Digital-Abonne-

ment als ePaper bzw. als Ausgabe per 

App zu beziehen oder ein Abonnement 

der regulären Print-Ausgabe des Deut-

schen Ärzteblatts zum Selbstkostenpreis 

von € 69 jährlich (inklusive Versandkos-

ten) abzuschließen. Die Anmeldung zu 

den Alternativangeboten erfolgt mit Hil-

fe der bisherigen Abo-Nummer im Inter-

net www.aerzteblatt.de/aboumstellung 

oder über das der letzten M-Ausgabe im 

Dezember beiliegende Antwort-Fax 

oder über folgende Telefonhotline: Fon: 

02234 7011 123.

  Quelle: Deutscher Ärzteverlag
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Genderneutrale Sprache

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 

in den Texten des Hessischen Ärzteblattes 

manchmal nur die männliche Form ge-

wählt. Die Formulierungen beziehen sich je-

doch auf Angehörige aller Geschlechter, so-

fern nicht ausdrücklich auf ein Geschlecht 

Bezug genommen wird. (red)
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Geburtstage

Bezirksärztekammer Kassel

Bezirksärztekammer Marburg

Bezirksärztekammer Wiesbaden

Einladung zur Mitgliederversammlung  

der Ärztehilfe Nordhessen e. V.

Termin: Mittwoch 20.01.2021 

um 14:30 Uhr

Ort: Bezirksärztekammer Kassel, 

Tischbeinstraße 32, 34121 Kassel

Tagesordnung

1.  Begrüßung

2.  Feststellung der Beschlussfähigkeit

3.  Entlastung des Vorstands

4.  Neuwahl des Vorstands

5.  Aktueller Mitgliederstand

und Finanzen

6. Verschiedenes

Leitung:

LMD a. D. Dr. med. Dr.-Ing. 

Hans-Dieter Rudolph, 

2. Vorsitzender Ärztehilfe Nordhessen
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Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
Geburtstage

Bezirksärztekammer Darmstadt

Bezirksärztekammer Gießen 

Fortsetzung nächste Seite

Aufgrund §§ 1 und 17 Absatz 1 Nr. 3 des 

Heilberufsgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 7. Februar 2003 

(GVBl. I S. 66–87), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. I S. 82 

(160)), i. V. m. § 5 Absatz 3 Satz 2 und 6 

Buchstabe „a” der Hauptsatzung der Lan-

desärztekammer Hessen vom 17. Juli 

1995 (HÄBL 9/1995, S. 293–295), zu-

letzt geändert durch Satzung vom 26. No-

vember 2019 (HÄBL 1/2020, S. 57), hat 

die Delegiertenversammlung der Landes-

ärztekammer Hessen am 28. November 

2020 folgende Satzung beschlossen:

Satzung zur Änderung 

der Hauptsatzung  

der Landesärztekammer 

Hessen

I.

Die Hauptsatzung der Landesärztekam-

mer Hessen vom 17. Juli 1995 (HÄBL 

9/1995, S. 293–295), zuletzt geändert 

durch Satzung vom 26. November 2019 

(HÄBL 1/2020, S. 57), wird wie folgt ge-

ändert:

1.) In § 5 Abs. 4 Satz 1 werden hinter 

dem Wort „schriftlich“ die Worte 

„oder in Textform“ eingefügt.

2.) § 6 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„(4) Das Präsidium ist beschlussfähig, 

wenn mehr als die Hälfte aller Präsidi-

umsmitglieder persönlich oder unter 

Nutzung von Video- oder Telefonkon-

ferenztechnik anwesend ist. An seiner 

Sitzung nehmen ausschließlich deren 

Mitglieder, die Geschäftsführung und 

die besonders Geladenen teil. 

Das Präsidium entscheidet mit der 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 

abgelehnt.  

Nur im Ausnahmefall sind Beschluss-

fassungen mit angemessener Vorlauf-

zeit auch im Umlaufverfahren schrift-

lich oder in Textform möglich.“

3.) In § 6 Abs. 5 Satz 2 wird das Wort 

„Schriftform“ durch die Worte 

„Schrift- oder Textform“ ersetzt.

II.

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021

 in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen am 28. November 2020 beschlossene 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 

der Landesärztekammer Hessen wird 

hiermit ausgefertigt und im Hessischen 

Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident –

_ _ _ _ _

Genehmigungsvermerk:

Hessisches Ministerium 

für Soziales und Integration

(V8-18b2120-0001/2008/008)

Die von der Delegiertenversammlung der 

Landesärztekammer Hessen am 28. No-

vember 2020 beschlossene Satzung zur 

Änderung der Hauptsatzung der Landes-

ärztekammer Hessen wird von mir gemäß 

§ 17 Abs. 2 des Heilberufsgesetzes geneh-

migt. 

Wiesbaden, 7. Dezember 2020

Im Auftrag gez. Dr. Stefan Herb
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Der interessante Fall – Kasuistiken erwünscht!

Haben Sie einen interessanten Fall, den 

Sie gerne im Hessischen Ärzteblatt

vorstellen würden?

Die Redaktion freut sich über 

Zusendungen per E-Mail an: 

 haebl@laekh.de
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Bezirksärztekammer Gießen

Fortsetzung

Ehrungen MFA/

Arzthelfer*innen

Aufgrund §§ 5 Absatz 1 und 17 Absatz 1 

Nr. 4 des Heilberufsgesetzes in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 7. Febru-

ar 2003 (GVBl. I S. 66–87), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. 

I S. 82 (160)), i. V. m. § 5 Absatz 6 Buch-

stabe “c” der Hauptsatzung der Landes-

ärztekammer Hessen vom 17. Juli 1995 

(HÄBL 9/1995, S. 293–295), zuletzt ge-

ändert durch Satzung vom 26. November 

2019 (HÄBL 1/2020, S. 57), hat die Dele-

giertenversammlung der Landesärzte-

kammer Hessen am 28. November 2020 

folgende Satzung beschlossen:

Satzung zur Änderung 

der Berufsordnung für die 

Ärztinnen und Ärzte 

 in Hessen

I.

Die Berufsordnung für die Ärztinnen und 

Ärzte in Hessen in der Fassung vom 

26. März 2019 (HÄBL 6/2019, S. 396)

wird wie folgt geändert:

1.) In § 5 werden in Satz 1 nach dem 

Wort „Maßnahmen“ die Worte „und 

Verfahren“ eingefügt und folgender 

neuer Satz 2 angefügt: 

„Die Ärztekammer kann hierzu ent-

sprechende Richtlinien erlassen.“

2.) In § 13 wird in Absatz 1 der zweite 

Satz gestrichen und die zugehörige 

Anlage: „Richtlinie zur Durchführung 

der assistierten Reproduktion“ auf-

gehoben.

II.

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021

in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen am 28. November 2020 beschlossene 

Satzung zur Änderung der Berufsordnung 

für die Ärztinnen und Ärzte in Hessen 

wird hiermit ausgefertigt und im Hessi-

schen Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident –

_ _ _ _ _

Genehmigungsvermerk:

Hessisches Ministerium 

für Soziales und Integration

(V8-18b2120-0001/2008/007)

Die von der Delegiertenversammlung der 

Landesärztekammer Hessen am 28. No-

vember 2020 beschlossene Satzung zur 

Änderung der Berufsordnung für die Ärz-

tinnen und Ärzte in Hessen der Landes-

ärztekammer Hessen wird von mir gemäß 

§ 17 Abs. 2 des Heilberufsgesetzes geneh-

migt. 

Wiesbaden, 7. Dezember 2020

Im Auftrag gez. Dr. Stefan Herb

„Als Mörder sollte man nichts schriftlich hinterlassen über seine 

Taten, wenn man nicht gefasst werden will; denn auf dieser Welt 

wird jeder Lebende gefunden“, so ein einsitzender Auftragskiller. 

Wie kann ein Zahnarzt, wenn er zur Kriminalität gedrängt wird, 

Dr. med. Dr. med. dent.  

Klaus Oehler: Zwei Krimis 

Mit Tod gefüllt & Letal Dental 

IZWP-Verlag Kriftel, Bestellung per E-Mail: 

dr.dr.k.oehler@t-online.de, je € 25

seine Kenntnisse für das perfekte Verbrechen ausnutzen? Die 

beiden Krimis „Mit Tod gefüllt“ und „Letal Dental“ lassen teilha-

ben an der Akribie der technischen und intellektuellen Vorbe-

reitung eines Zahnarztes für den perfekten Mord. Wie eine Ma-

rionette am Faden der Gier gibt der Protagonist seine Moral-

vorstellungen auf, als er von einem Gangsterboss subtil zum 

Verbrechen gedrängt wird. Amüsante Krimis, die nachdenklich 

werden lassen, welche Möglichkeiten ein Zahnarzt hat, Mit-

menschen den Tod zu bereiten, ohne dass unmittelbare Gewalt 

angewendet werden muss. Eben ganz andere Krimis. (red)

Büchertipps von Lesern für Leser

Foto: © connel-design – stock.adobe.com



Personalia

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

Goldenes  

Doktorjubiläum

Covid-19: Abrechnung für längere 

telefonische Beratungen

Zunächst befristet bis zum 31. Dezem-

ber 2020 ist die mehrfache Berechnung 

der Nr. 3 GOÄ für längere telefonische 

Beratungen, je vollendete 10 Minuten, 

wieder möglich, im Rahmen der Covid-

19-Pandemie. Dazu wurde eine ge-

meinsame Abrechnungsempfehlung 

von Bundesärztekammer, BPtK, PKV-

Verband und den Beihilfekostenträgern 

veröffentlicht. Voraussetzung ist, dass 

das Aufsuchen des Arztes, Psychologi-

schen Psychotherapeuten bzw. Kinder- 

und Jugendlichenpsychotherapeuten 

pandemiebedingt nicht möglich bzw. 

zumutbar ist, eine Videoübertragung 

nicht durchgeführt und die Patienten-

versorgung auf andere Weise nicht ge-

währleistet werden kann. Die Leistung 

ist je Sitzung höchstens viermal berech-

nungsfähig. Je Kalendermonat sind 

höchstens vier telefonische Beratungen 

berechnungsfähig. Der einer Mehrfach-

berechnung der Nr. 3 GOÄ zugrunde 

liegende zeitlich bedingte Mehrauf-

wand kann nicht zeitgleich durch ein 

Überschreiten des 2,3-fachen Gebüh-

rensatzes berechnet werden. Gemäß 

Nr. 3 der Allgemeinen Bestimmungen 

zum Kapitel B der GOÄ sind die Uhrzeit 

und die Begründung zur Mehrfachbe-

rechnung sowie die tatsächliche Dauer 

des Telefonates in der Rechnung anzu-

geben. 

Die Abrechnungsempfehlung ist auf der 

Website der Bundesärztekammer hin-

terlegt. www.bundesaerztekammer.de 

→ aerzte → gebuehrenordnung. Oder

via Kurzlink: 

https://tinyurl.

com/yywkgk4r/.

Der QR-Code für 

Smartphones 

führt direkt dort-

hin 

Ungültige Arztausweise 
Folgende Arztausweise sind verloren und hiermit ungültig:

Arztausweis-Nr. 060060531 ausgestellt 

am 12.08.2019 für Lauritz Blome,

 Frankfurt

Arztausweis-Nr. 060063154 ausgestellt 

am 16.01.2020 für Dr. med.

 Horst Brünner, Fritzlar

Arztausweis-Nr.  060057620 ausgestellt 

am 28.01.2019 für Dr. med. 

Johanna Keßel, Frankfurt

Arztausweis-Nr. 060058858 ausgestellt 

am 16.04.2019 für Kristina Kiryakova, Of-

fenbach

Arztausweis-Nr.  060055791 ausgestellt 

am 24.09.2018 für Kirsten Knoblauch, Lich

Arztausweis-Nr. 060064846 ausgestellt 

am 30.03.2020 für Dr. med.

 Annette Kostka, Langen

Arztausweis-Nr.  060058724 ausgestellt 

am 03.04.2019 für Dr. med.

 Torsten Leonhard, Reiskirchen

Arztausweis-Nr.  060054988 ausgestellt 

am 24.07.2018 für Ahmad Massali,

 Frankfurt

Arztausweis-Nr.  060058577 ausgestellt 

am 25.03.2019 für Dr. med.

 Stefan Menzler, Marburg

Arztausweis-Nr.  060057221 ausgestellt 

am 08.01.2019 für Deniz Onuk,

 Bad Vilbel

Arztausweis-Nr.  060053642 ausgestellt 

am 10.04.2018 für Karl Regenfuß,

 Frankfurt

Arztausweis-Nr.  060049758 ausgestellt 

am 22.08.2017 für Dr. med.

 Wolfgang Schirner, Gießen

Arztausweis-Nr.  060055323 ausgestellt 

am 20.08.2018 für Dr. med.

 Regine Ulitz, Frankfurt

Arztausweis-Nr.  060055661 ausgestellt 

am 13.09.2018 für Linda Vo, Frankfurt
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Dr. med. Walter

 Ohlig, Chefarzt der 

Klinik für Urologie 

am Klinikum Frank-

furt Höchst, ist nach 

über 30 Jahren Tätig-

keit dort in den Ru-

hestand gegangen. Der gelernte Kranken-

pfleger begann seine Tätigkeit als Arzt am 

Klinikum Höchst 1987 und wurde kurz vor 

seiner Facharztprüfung vom damaligen 

Klinikleiter Prof. Dr. med. Gerd Reimar 

Ludwig zum Oberarzt, später zum Leiten-

den Oberarzt ernannt. Seit 2010 leitet 

Ohlig die Klinik als Chefarzt. Er war lange 

ehrenamtlich als Prüfer für die Kenntnis-

standprüfungen des HLPUG tätig und ist 

derzeit als Prüfer für Facharztprüfungen 

bei der LÄKH berufen. Künftig werden die 

urologischen Kliniken in Frankfurt Höchst 

und in Bad Soden unter einer gemeinsa-

men chefärztlichen Leitung stehen.  (red)
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Aufgrund § 17 Absatz 1 Nr. 4 des Heilberufsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66–87), zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. I S. 82 (160)), i. V. m. § 5 Absatz 6 Buchstabe „d” der Hauptsatzung der Landesärz-

tekammer Hessen vom 17. Juli 1995 (HÄBL 9/1995, S. 293–295), zuletzt geändert durch Satzung vom 26. November 2019 

(HÄBL 1/2020, S. 57), hat die Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen am 28. November 2020 folgende Satzung be-

schlossen:

Satzung zur Änderung  

der Weiterbildungsordnung für die Ärztinnen und Ärzte in Hessen 2020 

(WBO 2020)

I.

Die Weiterbildungsordnung für die Ärztinnen und Ärzte in Hessen 2020 (WBO 2020) vom 26. November 2019 (HÄBL 6/2020 – On-

line-Sonderausgabe Weiterbildungsordnung 2020 – www.laekh.de Rubrik Weiterbildung), zuletzt geändert am 16. September 2020 

(HÄBL 11/2020, S. 630) wird wie folgt geändert:

1.) In Abschnitt A § 4 wird in Absatz 2 nach dem Wort „Anleitung“ die Angabe „gem. § 5 Abs. 2“ eingefügt und nach Satz 1 folgen-

der neuer Satz 2 angefügt: 

„Als angemessen gilt eine Vergütung, die sich am Ergebnis inländischer tarifvertraglicher Regelungen für Ärzte orientiert und z. B. 

auch über Stipendien oder Drittmittel aufgebracht werden kann.“

2.) In Abschnitt C Zusatz-Weiterbildung „Notfallmedizin“ wird im Unterabschnitt „Mindestanforderungen gemäß § 11 WBO“ die 

Angabe im Spiegelstrich „– 6 Monate in der Intensivmedizin oder in Anästhesiologie“ um die Worte „oder in einer Notfallauf-

nahme“ ergänzt. 

Siehe auch anliegende Darstellung als Tabellenform:

 6 Monate in der Intensivmedizin oder in Anästhesiologie oder in einer Notfallaufnahme

II.

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Die vorstehende, von der Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen am 28. November 2020 beschlossene Satzung 

zur Änderung der Weiterbildungsordnung der Landesärztekammer Hessen wird hiermit ausgefertigt und im Hessischen Ärzteblatt 

verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Mindest-

anforde-

rungen

gemäß 

§ 11 WBO

•  24 Monate Weiterbildung in einem Gebiet der unmittelbaren Patientenversorgung im stationären Bereich

unter Befugnis an Weiterbildungsstätten, davon

• 6 Monate in der Intensivmedizin oder in Anästhesiologie oder in einer Notfallaufnahme

und zusätzlich

• 80 Stunden Kurs-Weiterbildung gemäß § 4 Abs. 8 in allgemeiner und spezieller Notfallbehandlung

und anschließend

• 50 Notarzteinsätze im öffentlichen Rettungsdienst (Notarzteinsatzfahrzeug oder Rettungshubschrauber)

 unter Anleitung eines verantwortlichen Notarztes, davon können bis zu 25 Einsätze im Rahmen eines

standardisierten Simulationskurses erfolgen.

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident –

_ _ _ _ _

Genehmigungsvermerk:

Hessisches Ministerium 

für Soziales und Integration

(V8-18b2120-0001/2008/004)

Die von der Delegiertenversammlung der 

Landesärztekammer Hessen am 28. No-

vember 2020 beschlossene Satzung zur 

Änderung der Weiterbildungsordnung für 

die Ärztinnen und Ärzte in Hessen der 

Landesärztekammer Hessen wird von mir 

gemäß § 17 Abs. 2 des Heilberufsgeset-

zes genehmigt. 

Wiesbaden, 7. Dezember 2020

Im Auftrag gez. Dr. Stefan Herb

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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Aufgrund § 6b des Heilberufsgesetzes in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 

7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66–87), zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 

2018 (GVBl. I S. 82 (160)), i. V. m. § 6 Ab-

satz 2 der Hauptsatzung der Landesärzte-

kammer Hessen vom 17. Juli 1995 (HÄBL 

9/1995, S. 293–295), zuletzt geändert 

durch Satzung vom 23. November 2019 

(HÄBL 1/2020, S. 57), hat das Präsidium 

der Landesärztekammer Hessen in seinen 

Sitzungen am 4. März 2020 und 7. Okto-

ber 2020 folgende Verwaltungsvorschrift 

beschlossen:

Richtlinie über das Verfahren 

 zur Genehmigung  

zur Durchführung  

künstlicher Befruchtungen 

 in Hessen gemäß § 121a  

des Fünften Buches  

Sozialgesetzbuch  

(Genehmigungsrichtlinie  

§ 121a SGB V)

§ 1 Geltungsbereich

(1)  Gemäß § 121a Fünftes Buch Sozialge-

setzbuch (SGB V) dürfen die Kranken-

kassen Maßnahmen zur Herbeifüh-

rung einer Schwangerschaft (§ 27a 

Abs. 1 SGB V) nur erbringen lassen 

durch 

 1. Vertragsärzte*,

 2. zugelassene medizinische Versor-

gungszentren,

 3. ermächtigte Ärzte,

 4. ermächtigte ärztlich geleitete Ein-

richtungen oder

 5. zugelassene Krankenhäuser, denen 

die zuständige Behörde eine Ge-

nehmigung zur Durchführung die-

ser Maßnahmen erteilt hat. 

(2) Zuständige Behörde ist gemäß § 6b 

Hessisches Heilberufsgesetz die Lan-

desärztekammer Hessen.

(3) Maßnahmen zur Herbeiführung einer 

Schwangerschaft im Sinne dieser 

Richtlinie sind

 1. Inseminationen mit hormoneller 

Stimulation

 2. In-vitro-Fertilisation (IVF)

 3. Intrazytoplasmatische Spermienin-

jektion (ICSI)

 4. Embryonentransfer

(4) Diese Richtlinie regelt das Antrags- 

und Genehmigungsverfahren.

§ 2 Genehmigungsvoraussetzungen

(1) Die Voraussetzungen, unter denen 

Ärzten eine Genehmigung zur Durch-

führung künstlicher Befruchtungen 

erteilt werden kann, sind in § 121a 

Abs. 2 SGB V geregelt. Danach darf 

den in § 1 Abs. 1 genannten Ärzten 

oder Einrichtungen eine Genehmi-

gung nur erteilt werden, wenn sie

 1. über die für die Durchführung der 

Maßnahmen zur Herbeiführung ei-

ner Schwangerschaft nach § 27a 

SGB V notwendigen diagnosti-

schen und therapeutischen Mög-

lichkeiten verfügen und nach wis-

senschaftlich anerkannten Metho-

den arbeiten und

 2. die Gewähr für eine bedarfsgerech-

te, leistungsfähige und wirtschaftli-

che Durchführung von Maßnah-

men zur Herbeiführung einer 

Schwangerschaft nach § 27a Abs. 1 

und 2 SGB V bieten.

(2) Im Übrigen gelten die in der Richtlinie 

zur Entnahme und Übertragung von 

menschlichen Keimzellen im Rahmen 

der assistierten Reproduktion der 

Bundesärztekammer in der Fassung 

vom 11. Mai 2018 (DÄBL 2018; 

115[22]: A 1096) geregelten Anfor-

derungen für die Durchführung künst-

licher Befruchtungen.

§ 3 Antragsberechtigung

Antragsberechtigt sind die in § 1 Abs. 1 

benannten Ärzte und Einrichtungen. 

§ 4 Antragsstellung 

Die Genehmigung zur Durchführung 

künstlicher Befruchtungen wird nur auf 

Antrag erteilt. Der Antrag ist schriftlich in 

einfacher Ausfertigung bei der Landesärz-

tekammer Hessen einzureichen. Die Lan-

desärztekammer Hessen stellt hierfür ein 

Antragsformular bereit. Der Antrag muss 

vollständig ausgefüllt und vom Antragstel-

ler unterschrieben sein. Sämtliche zur Ge-

nehmigungserteilung notwendigen Unter-

lagen müssen dem Antrag beiliegen. Die 

Landesärztekammer Hessen behält sich 

vor, ergänzende Unterlagen einzufordern. 

§ 5 Prüfverfahren 

(1) Personelle Voraussetzungen

 1. Vertragsärzte, ermächtigte Ärzte, 

verantwortliche ärztliche Leiter in 

medizinischen Versorgungszen-

tren, ermächtigten Einrichtungen 

und zugelassenen Krankenhäusern 

sowie deren Stellvertreter müssen 

die folgenden Voraussetzungen er-

füllen: 

  a)  Approbation als Arzt, 

  b) Anerkennung als Facharzt für 

Frauenheilkunde und Geburts-

hilfe, 

  c) fakultative Weiterbildung „Gy-

näkologische Endokrinologie 

und Reproduktionsmedizin“ ge-

mäß Weiterbildungsordnung 

der Landesärztekammer Hessen 

oder eine von der Landesärzte-

kammer Hessen als gleichwertig 

anerkannte Qualifikation.

 2. Die Mitglieder der reproduktions-

medizinischen Arbeitsgruppe müs-

sen über folgende Kenntnisse,  

Erfahrungen und Fertigkeiten ver-

fügen:

  a) Endokrinologie der Reprodukti-

on 

  b) Operative Gynäkologie 

  c) Reproduktionsbiologie mit dem 

Schwerpunkt der In-vitro-Kultur

  d) Andrologie 

  e) Psychosomatische Grundver-

sorgung

  f) Gynäkologische Sonographie

 3. Die regelmäßige Kooperation mit 

einem Humangenetiker, einem 

Arzt mit der Zusatz-Weiterbildung 

„Andrologie“ und einem ärztlichen 

oder psychologischen Psychothe-

rapeuten sollte gewährleistet sein. 

Zudem sollte mit einer psychoso-

zialen Beratungsstelle kooperiert 

werden.

 4. Der Leiter der Arbeitsgruppe muss 

sicherstellen, dass der stellvertre-

tende Leiter im Vertreterfalle in an-

gemessener Zeit in der reprodukti-

onsmedizinischen Einrichtung er-

scheinen kann. Eine jederzeitige 

Vertretung der verantwortlichen 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen



Hessisches Ärzteblatt 1/2021 | 35

Person muss für jeden Bereich gewährleis-

tet sein. 

(2) Diagnostische und therapeutische 

Vorgaben (technische und räumliche 

Ausstattung)

 1. Folgende Einrichtungen müssen 

ständig verfügbar und einsatzbe-

reit sein: 

  a) Hormonlabor 

  b) Ultraschalldiagnostik 

  c) Apparativ-technische Einrich-

tungen zur Gewinnung von Ei-

zellen

  d) Operationsbereitschaft mit  

Anästhesie-Team 

  e) Labor für Spermiendiagnostik 

und –präparation

  f) Labor für In-vitro-Fertilisation, 

In-vitro-Kultur und Mikroinjek-

tion

  g) EDV-gestützte Datenerfassung 

  h) Möglichkeiten der Kryokonser-

vierung 

 2. Die Landesärztekammer Hessen ist 

berechtigt, das Vorliegen dieser 

Voraussetzungen durch Begehung 

der reproduktionsmedizinischen 

Einrichtung an Ort und Stelle zu 

überprüfen.

(3) Auswahlentscheidung gemäß § 121a 

Abs. 3 S. 2 SGB V

 1. Bei notwendiger Auswahl zwischen 

mehreren geeigneten Ärzten oder 

Einrichtungen, die einen Antrag auf 

Durchführung künstlicher Befruch-

tungen stellen, entscheidet die 

Landesärztekammer Hessen unter 

Berücksichtigung der öffentlichen 

Interessen und der Vielfalt der An-

tragsteller nach pflichtgemäßem 

Ermessen, welche Ärzte oder wel-

che Einrichtungen den Erfordernis-

sen einer bedarfsgerechten, leis-

tungsfähigen und wirtschaftlichen 

Durchführung von Maßnahmen zur 

Herbeiführung einer Schwanger-

schaft am besten gerecht werden.

 2. Bei der Auswahlentscheidung im 

Sinne des § 121a Abs. 3 Satz 2 SGB 

V sind die Fachärzte für Frauenheil-

kunde und Geburtshilfe mit dem 

Schwerpunkt bzw. der fakultativen 

Weiterbildung „Gynäkologische 

Endokrinologie und Reprodukti-

onsmedizin“ vorrangig zu berück-

sichtigen, die zusätzlich über eine 

Weiterbildungsbefugnis in diesem 

Schwerpunktgebiet im Sinne der 

Weiterbildungsordnung für die 

Ärztinnen und Ärzte in Hessen ver-

fügen. 

§ 6 Erteilung der Genehmigung

Die Genehmigung wird ausschließlich für 

den beantragten Standort und Leiter er-

teilt. Die hieraus erwachsenden Rechte 

und Pflichten sind auf Dritte nicht über-

tragbar. Die Genehmigung wird grund-

sätzlich unbefristet erteilt. Ein Anspruch 

auf Genehmigung besteht entsprechend 

§ 121a Abs. 3 SGB V nicht. 

§ 7 Widerruf der Genehmigung

Wegen der schnellen Fortentwicklung von 

Wissenschaft und Medizin auf dem Gebiet 

der Reproduktionsmedizin ist die Geneh-

migung nach Maßgabe des § 32 Abs. 2 

Nr. 3 des Zehnten Buches Sozialgesetz-

buch (SGB X) mit dem Vorbehalt des Wi-

derrufs sowie gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 5 

SGB X mit dem Vorbehalt der nachträgli-

chen Aufnahme, Änderung oder Ergän-

zung einer Auflage zu versehen.

§ 8 Nebenbestimmungen

(1) Durch Auflagen ist Folgendes zu ge-

währleisten:

 1. Jede beabsichtigte Änderung mit 

Auswirkung auf die erteilte Geneh-

migung – insbesondere jeder 

Wechsel in der Person des ärztli-

chen Leiters und jede Änderung 

der personellen, fachlichen und 

sachlichen Voraussetzungen, sowie 

Änderungen in der Zusammenset-

zung der Arbeitsgruppe – sind der 

Landesärztekammer Hessen anzu-

zeigen. Unvorhergesehene Ände-

rungen sind unverzüglich anzuzei-

gen.

 2. Dem Leiter der Arbeitsgruppe ob-

liegt die verantwortliche Überwa-

chung der in seiner genehmigten 

Einrichtung durchgeführten repro-

duktionsmedizinischen Maßnah-

men. 

 3.  Die in der Richtlinie der Landesärz-

tekammer Hessen zur Qualitätssi-

cherung in der Reproduktionsme-

dizin (QS-Richtlinie) festgelegten 

Qualitätssicherungsmaßnahmen 

sind einzuhalten.

(2) Bei Nichterfüllung von Auflagen kann 

die Genehmigung widerrufen werden.

§ 9 Kosten

Für die Genehmigung und nachfolgende 

sich auf die Genehmigungserteilung aus-

wirkende Änderungen erhebt die Landes-

ärztekammer Hessen Gebühren nach 

Maßgabe ihrer Kostensatzung.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2021

 in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, vom Präsidium der Lan-

desärztekammer Hessen am 4. März und 

7. Oktober 2020 beschlossene Richtlinie 

über das Verfahren zur Genehmigung zur 

Durchführung künstlicher Befruchtungen 

in Hessen gemäß § 121a des Fünften Bu-

ches Sozialgesetzbuch (Genehmigungs-

richtlinie § 121a SGB V) wird hiermit aus-

gefertigt und im Hessischen Ärzteblatt 

verkündet.

Frankfurt, 2. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident –

* Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text nur 

die männliche Form gewählt. Die Formulierungen be-

ziehen sich jedoch auf Angehörige aller Geschlechter, 

sofern nicht ausdrücklich auf ein Geschlecht Bezug ge-

nommen wird.

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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Aufgrund § 5 Abs. 1 Nr. 6 des Heilberufs-

gesetzes in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I 

S. 66–87), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 3. Mai 2018 (GVBl. I S. 82 (160)), 

i. V. m. § 6 Absatz 2 der Hauptsatzung der 

Landesärztekammer Hessen vom 17. Juli 

1995 (HÄBL 9/1995, S. 293–295), zu-

letzt geändert durch Satzung vom 23. No-

vember 2019 (HÄBL 1/2020, S. 57), hat 

das Präsidium der Landesärztekammer 

Hessen in seinen Sitzungen am 4. März 

2020 und 7. Oktober 2020 folgende Ver-

waltungsvorschrift beschlossen:

Richtlinie der  

Landesärztekammer 

 Hessen zur  

Qualitätssicherung in der 

Reproduktionsmedizin

Präambel:  

Die Qualität medizinischer Leistungen zu 

sichern und stetig zu verbessern, ist ein 

wesentlicher Grundsatz ärztlichen Han-

delns. Im Bereich der Reproduktionsmedi-

zin erfolgt die Qualitätssicherung durch 

die Ärztinnen und Ärzte* nach übergeord-

neten Vorgaben in enger Zusammenar-

beit mit der Landesärztekammer Hessen. 

Das gemeinsame Ziel aller Aktivitäten ist 

dabei stets die Behandlung der Patienten 

auf dem neuesten erwiesenen Stand der 

Wissenschaft. Die Verpflichtung der Lan-

desärztekammer Hessen zur Förderung, 

Regelung und Überwachung von Quali-

tätssicherungsmaßnahmen im Gesund-

heitswesen ergibt sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 1, 

Nr. 4 und Nr. 6 sowie § 25 Nr. 15 Hessi-

sches Heilberufsgesetz. Dabei bestimmt 

die Landesärztekammer Hessen Art und 

Umfang der Qualitätssicherungsmaßnah-

men in ihrem Kammerbereich. Alle zuge-

hörigen Ärztinnen und Ärzte sind ver-

pflichtet, an den Qualitätssicherungsmaß-

nahmen der Landesärztekammer Hessen 

teilzunehmen und der Landesärztekam-

mer Hessen die dafür erforderlichen Aus-

künfte zu erteilen (§ 5 der Berufsordnung 

für die Ärztinnen und Ärzte in Hessen). 

Zudem muss diese Richtlinie i. V. m. der 

„Richtlinie zur Entnahme und Übertra-

gung menschlicher Keimzellen im Rah-

men der assistierten Reproduktion“ der 

Bundesärztekammer in ihrer jeweils gülti-

gen Fassung eingehalten werden (§ 13 

der Berufsordnung für Ärztinnen und Ärz-

te in Hessen).

1. Geltungsbereich

Diese Richtlinie regelt ausschließlich die 

verpflichtenden Qualitätssicherungsmaß-

nahmen der Landesärztekammer Hessen 

ausschließlich für Verfahren der assistier-

ten Reproduktion. 

Verfahren der assistierten Reproduktion 

im Sinne dieser Richtlinie sind:

•  Insemination mit hormoneller  

Stimulation

•  In-vitro-Fertilisation (IVF)

•  Intrazytoplasmatische Spermien- 

injektion (ICSI)

•  Untersuchung der Eizellen auf Impräg-

nation

•  Polkörperdiagnostik (PKD)

•  Embryonentransfer (ET). 

Diese Richtlinie gilt für alle Ärztinnen und 

Ärzte im Bereich der Landesärztekammer 

Hessen, die die hier aufgeführten Verfah-

ren anwenden. 

2. Begriffsbestimmung

2.1. Verfahren der assistierten Reproduk-

tion sind medizinische Behandlungen 

und Methoden, die die Handhabung 

menschlicher Keimzellen (Ei- und Sa-

menzellen) oder Embryonen zum 

Zwecke der Herbeiführung einer 

Schwangerschaft umfassen. 

2.2. Reproduktionsmedizinische Einrich-

tungen im Sinne dieser Richtlinie sind 

alle Einrichtungen im Bereich der 

Landesärztekammer Hessen, die Ver-

fahren der assistierten Reproduktion 

nach Ziffer 1 durchführen.

2.3. Reproduktionsmedizinische Arbeits-

gruppen im Sinne dieser Richtlinie 

sind die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter in einer reproduktionsmedizi-

nischen Einrichtung nach Ziffer 2.2., 

die an der Durchführung von Verfah-

ren der assistierten Reproduktion 

nach Ziffer 1 beteiligt sind. 

3. Anforderungen an reproduktionsmedi-

zinische Einrichtungen 

Es gilt die „Richtlinie zur Entnahme und 

Übertragung menschlicher Keimzellen im 

Rahmen der assistierten Reproduktion“ 

der Bundesärztekammer in ihrer jeweils 

gültigen Fassung. Ergänzend gilt Folgen-

des: 

3.1. Ärztinnen und Ärzte, die die unter 

Ziffer 1 genannten Verfahren anwen-

den, sind verpflichtet, dies der Lan-

desärztekammer Hessen anzuzeigen. 

Die persönlichen und sachlichen Vo-

raussetzungen sind der Landesärzte-

kammer Hessen vor der Aufnahme 

entsprechender Tätigkeiten nachzu-

weisen. Änderungen dieser Voraus-

setzungen sind der Landesärztekam-

mer Hessen unverzüglich anzuzei-

gen. Es ist nachzuweisen, dass die 

sachgerechte Durchführung der er-

forderlichen Leistungen sowohl fach-

lich (Ausbildungs- und Qualifikations-

nachweis) als auch personell und 

sachlich (räumliche und apparative 

Ausstattung) gewährleistet ist. 

3.2. Folgende Einrichtungen müssen je 

nach angewendetem Verfahren unter  

Ziffer 1 ständig verfügbar bzw. ein-

satzbereit sein:

•  Hormonlabor

•  Ultraschalldiagnostik

•  Labor für Spermiendiagnostik und 

-präparation

•  Operationsbereitschaft mit Anäs-

thesieteam

•  Labor für In-vitro-Fertilisation, In-

vitro-Kultur und ggf. Mikroinjektion

•  EDV-gestützte Datenerfassung

•  Möglichkeit der Kryokonservierung

Sofern die reproduktionsmedizinische Ein-

richtung Polkörperdiagnostik durchführt, 

müssen diagnostische Erfahrungen mit-

tels molekulargenetischer und molekular-

zytogenetischer Methoden an Einzelzel-

len vorhanden sein.

4. Überwachung der Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen in der reprodukti-

onsmedizinischen Einrichtung

Die ärztliche Leiterin/der ärztliche Leiter 

einer reproduktionsmedizinischen Ein-

richtung und seine Stellvertreterin/sein 

Stellvertreter müssen die in dieser Richtli-

nie festgelegten Qualitätssicherungsmaß-

nahmen verantwortlich überwachen. Die 

Leitung bzw. die stellvertretende Leitung 

der Arbeitsgruppe obliegt Fachärztinnen 
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und Fachärzten für Frauenheilkunde und 

Geburtshilfe mit dem Schwerpunkt „Gy-

näkologische Endokrinologie und Repro-

duktionsmedizin“ im Sinne der „Weiterbil-

dungsordnung für Ärztinnen und Ärzte in 

Hessen“. Sofern die stellvertretende Leite-

rin/der stellvertretende Leiter der Ar-

beitsgruppe nicht ständig in der gleichen 

reproduktionsmedizinischen Einrichtung 

wie die Leiterin/der Leiter der Arbeits-

gruppe tätig ist, muss die Leiterin/der Lei-

ter der Arbeitsgruppe gewährleisten, dass 

seine Stellvertreterin/sein Stellvertreter 

im Vertretungsfall in angemessener Zeit in 

der reproduktionsmedizinischen Einrich-

tung erscheinen kann. 

5. Maßnahmen der Qualitätssicherung in 

der Reproduktionsmedizin

5.1. Ständige Kommission Reprodukti-

onsmedizin

 Die Landesärztekammer Hessen un-

terhält eine „Ständige Kommission 

Reproduktionsmedizin“, deren Zu-

sammensetzung und Aufgaben durch 

ihre Geschäftsordnung in ihrer jeweils 

gültigen Fassung geregelt werden. Im 

Rahmen der verpflichtenden Quali-

tätssicherung prüft sie die Einhaltung 

der fachlichen, personellen und sach-

lichen Voraussetzungen bei den re-

produktionsmedizinischen Einrich-

tungen sowie die Qualität der Ar-

beitsgruppen verfahrens- und ergeb-

nisbezogen und berät diese. 

5.2. Dokumentation, Datenerfassung 

und -auswertung

 Ärztinnen und Ärzte, die Verfahren 

der assistierten Reproduktion nach 

Ziffer 1 durchführen, müssen der Lan-

desärztekammer Hessen einmal jähr-

lich eine EDV-gestützte Dokumenta-

tion entsprechend der von den Ärzte-

kammern übergreifend abgestimm-

ten Parameter vorlegen. Eine Über-

sicht dazu kann bei der Landesärzte-

kammer Hessen angefordert werden.

 Die Landesärztekammer Hessen be-

stimmt Umfang, Inhalt und Zeitpunkt 

der Datenvorlage, die für die Daten-

annahme und -auswertung zuständi-

ge Stelle sowie das Verfahren zur Da-

tenauswertung. Die Datenerfassung 

hat den Anforderungen an Prospekti-

vität zu genügen. 

5.3. Beurteilung der Qualitätssicherungs-

daten 

 Die Beurteilung der Qualitätssiche-

rungsdaten der reproduktionsmedizi-

nischen Einrichtungen erfolgt anhand 

eines von den Ärztekammern über-

greifend abgestimmten Verfahrens 

(QS ReproMed-Verfahren) mittels 

Berechnung und Auswertung von 

Qualitätsindikatoren. Die Landesärz-

tekammer Hessen kann zur Bewer-

tung der Qualitätssicherungsdaten 

Experten und Beratungsgremien hin-

zuziehen.

5.4. Qualitätssicherungsgespräche

 Einmal jährlich führt die Landesärzte-

kammer Hessen anlassunabhängige 

Qualitätssicherungsgespräche mit al-

len reproduktionsmedizinischen Ein-

richtungen in ihrem Bereich durch. 

Grundlage sind die nach den Ziffern 

5.2. und 5.3. gewonnenen Daten und 

Auswertungen. Dabei werden für die 

reproduktionsmedizinischen Einrich-

tungen individuelle Qualitätsziele 

festgelegt. Treten Abweichungen 

hiervon oder sonstige Qualitätsmän-

gel, auch bezüglich der Erfüllung der 

Anforderungen nach Ziffer 3 auf, 

kann die Landesärztekammer Hessen 

mündliche oder schriftliche Stellung-

nahmen von den jeweiligen repro-

duktionsmedizinischen Einrichtun-

gen anfordern oder anlassabhängige 

Qualitätssicherungsgespräche mit ih-

nen durchführen. Zeitpunkt, Ort und 

personelle Besetzung aller Qualitäts-

sicherungsgespräche legt die Landes-

ärztekammer Hessen fest. 

6. Gebühren

Für die Qualitätssicherung in der Reproduk-

tionsmedizin sowie zur Bearbeitung der An-

zeigen und Nachweise nach Ziffer 3 erhebt 

die Landesärztekammer Hessen Gebühren 

nach Maßgabe ihrer Kostensatzung.

7. Aufsicht

Die Einhaltung dieser Richtlinie unterliegt 

der Überwachung durch die Landesärzte-

kammer Hessen. 

8. Datenschutzbestimmungen

Die Grundlage der Landesärztekammer 

Hessen zur Verarbeitung besonderer Ka-

tegorien personenbezogener Daten für 

die Qualitätssicherung in der Reprodukti-

onsmedizin ergibt sich aus § 20 Abs. 1 

Nr. 3 Hessisches Datenschutz- und Infor-

mationsfreiheitsgesetz (HDSIG) („zur Ge-

währleistung hoher Qualitäts- und Sicher-

heitsstandards bei der Gesundheitsversor-

gung“) i. V. m. § 5 Abs. 1 Nr. 6 Hessisches 

Heilberufsgesetz. Die Grundlage für die 

Verpflichtung der Ärztin/ des Arztes, per-

sonenbezogene Daten an die Landesärz-

tekammer Hessen bzw. eine von ihr be-

nannte Stelle zur Datenannahme und 

-verarbeitung zu übermitteln, sind die 

§§ 5 Abs. 1 Nr. 6 und 25 Nr. 15 Hessisches 

Heilberufsgesetz i. V. m.  § 5 der Berufs-

ordnung für die Ärztinnen und Ärzte in 

Hessen i. V. m. der „Richtlinie zur Entnah-

me und Übertragung menschlicher Keim-

zellen im Rahmen der assistierten Repro-

duktion“ der Bundesärztekammer sowie 

i. V. m.  dieser Richtlinie. Für die Datener-

hebung durch die Ärztinnen und Ärzte ist 

eine zusätzliche Dokumentation des Pa-

tienteneinverständnisses zur Übermitt-

lung der Qualitätssicherungsdaten not-

wendig.

9. Inkrafttreten

Die Richtlinie tritt am 1. Januar 2021 

in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, vom Präsidium der Lan-

desärztekammer Hessen am 4. März und 

7. Oktober 2020 beschlossene Richtlinie 

der Landesärztekammer Hessen zur Qua-

litätssicherung in der Reproduktionsmedi-

zin wird hiermit ausgefertigt und im Hes-

sischen Ärzteblatt verkündet.

Frankfurt, 2. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident –

* Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden im Text 

nur die weibliche und die männliche Form gewählt. Die 

Formulierungen beziehen sich jedoch auf Angehörige 

aller Geschlechter, sofern nicht ausdrücklich auf ein  

Geschlecht Bezug genommen wird.
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Aufgrund § 5 Abs. 5 Satz 2 der Weiterbil-

dungsordnung für die Ärztinnen und Ärz-

te in Hessen 2020 (WBO 2020) vom 

26. November 2019 (HÄBL 6/2020 – On-

line-Sonderausgabe Weiterbildungsord-

nung 2020 – www.laekh.de Rubrik Wei-

terbildung), zuletzt geändert am 16. Sep-

tember 2020 (HÄBL 11/2020, S. 630) hat 

das Präsidium in seiner Sitzung am 2. De-

zember 2020 folgende Richtlinien be-

schlossen:

Richtlinien  

über die Befugnis  

zur Weiterbildung

Präambel

Die Richtlinien über die Befugnis zur Wei-

terbildung für eine Facharztweiterbil-

dung, einen zugehörigen Schwerpunkt 

und für eine Zusatz-Weiterbildung sind 

allgemeine Verwaltungsvorschriften nach 

den §§ 5 bis 7 der Weiterbildungsordnung 

für Ärztinnen und Ärzte in Hessen (WBO 

2005 und WBO 2020). Sie werden von der 

Landesärztekammer Hessen insbesonde-

re bei der Erteilung, Bemessung und Über-

prüfung des Umfanges der Befugnis zur 

Weiterbildung zugrunde gelegt.

Das Präsidium der LÄKH hat zum Inkraft-

treten der WBO 2020 am 1. Juli 2020 eine 

Übergangsregelung beschlossen. Vorbe-

stehende Befugnisse nach WBO 2005 ent-

falten vorläufig auch Wirkung für die WBO 

2020. Bis zum 30. Juni 2023 sollen alle Be-

fugnisse nach den Kriterien der WBO 

2020 überprüft und neu beschieden wer-

den. Bei der Überprüfung von Befugnis-

sen, inzwischen neu beantragten Befug-

nissen zur WBO 2020 und zur Erfüllung 

der Übergangsbestimmungen von nach 

dem 30. Juni 2020 zur WBO 2005 neu be-

antragten Befugnissen wird nach den un-

ten ergänzten Vorschriften entschieden. 

Im nachstehenden Text wird die Berufsbe-

zeichnung „Arzt“ („Ärzte“) einheitlich 

und neutral für Ärztinnen und Ärzte ver-

wendet.

I. Antragsverfahren:

Die Befugnis zur Weiterbildung erteilt die 

Landesärztekammer entsprechend den 

§§ 5 bis 7 WBO 2005 bzw. WBO 2020 auf 

Antrag. Dabei soll das von der Landesärz-

tekammer zur Verfügung gestellte An-

tragsformular verwendet werden.

II. Fachliche Eignung

1. Mehrjährige Tätigkeit – Gebiete

Das Erfordernis der „mehrjährigen Tätig-

keit nach Abschluss der entsprechenden 

Weiterbildung“ nach § 5 Absatz 2 der Wei-

terbildungsordnung (sog. „Stehzeit“) be-

trägt für Gebiete grundsätzlich 4 Jahre 

nach der entsprechenden Anerkennung.

Davon abweichend beträgt die Stehzeit 

für die Gebiete „Allgemeinmedizin“, „Ar-

beitsmedizin“, „Physikalische und Rehabi-

litative Medizin“ und „Transfusionsmedi-

zin“ grundsätzlich 3 Jahre. 

Hat ein Kammermitglied zwei Fachärzte 

eines Gebietes erworben, so beträgt die 

Stehzeit für den zweiten Facharzt grund-

sätzlich 3 Jahre.

2. Mehrjährige Tätigkeit – Schwerpunkte

Für Schwerpunkte entspricht die Stehzeit 

grundsätzlich der Weiterbildungszeit, die 

zum Erwerb der Anerkennung zusätzlich 

zur jeweiligen Gebietsweiterbildung nach-

zuweisen ist.

3. Mehrjährige Tätigkeit             

 – Zusatz-Weiterbildung

Für Zusatzweiterbildungen beträgt die 

Stehzeit grundsätzlich 2 Jahre nach der 

entsprechenden Anerkennung.

4. Niedergelassene Ärzte

Niedergelassene Ärzte können unabhän-

gig von der oben genannten Stehzeit 

grundsätzlich nach 2 Jahren ambulanter 

Tätigkeit zur Weiterbildung befugt wer-

den. Für Ärzte, die zuvor bereits eine Be-

fugnis hatten, entfällt eine zusätzliche 

Stehzeit. Bei Ärzten, die noch nicht befugt 

waren, können Stehzeiten aus der statio-

nären Tätigkeit anerkannt werden.

5. Weisungsfreiheit

Um der Verpflichtung zur persönlichen 

Leitung und Gestaltung der Weiterbildung 

gemäß § 5 Absatz 3 Weiterbildungsord-

nung gerecht werden zu können, muss 

der weiterbildungsbefugte Arzt bezüglich 

der Gestaltung der Weiterbildung wei-

sungsfrei sein. Besteht zwischen einem 

befugten Arzt und einem in Weiterbildung 

befindlichen Arzt ein direktes Verhältnis 

der Weisungsbefugnis, ist die Anleitung 

zur Selbsterfahrung (einschließlich Balint-

gruppen und Vergleichbarem) in einem 

psychiatrischen, psychosomatischen, psy-

chotherapeutischen oder psychoanalyti-

schen Gebiet bzw. einem Schwerpunkt 

oder einer Zusatz-Weiterbildung zwi-

schen dem Weiterbildungsbefugten und 

dem in Weiterbildung befindlichen Arzt 

ausgeschlossen.

6. Teambefugnis

Machen Struktur und personelle Beset-

zung einer gegliederten Weiterbildungs-

stätte es erforderlich, für die Weiterbil-

dung in einem Gebiet mehrere Ärzte ge-

meinsam zu befugen, muss von allen be-

fugten Ärzten gemeinsam gewährleistet 

werden, dass sich die Weiterbildung auf 

den gesamten Umfang der im Befugnisbe-

scheid genannten Weiterbildungsinhalte 

erstreckt.

Chefärzte, fachlich leitende Abteilungs- 

bzw. Oberärzte innerhalb derselben Ab-

teilung bzw. fachgleiche niedergelassen 

tätige Fachärzte in Praxen, MVZ, Institu-

ten oder Einrichtungen können zur Si-

cherstellung der insgesamt nach WBO 

2020 geforderten Kompetenzen inhaltlich 

komplementäre Befugnisse an derselben 

Weiterbildungsstätte erhalten. 

In einer Weiterbildungsstätte (Klinik, Pra-

xis, Institut oder Einrichtung) gemeinsam 

tätige Befugte können sich grundsätzlich 

weder untereinander noch in Selbstbe-

wertung im gleichen befugten Gebiet, 

gleichen Schwerpunkt oder gleicher Zu-

satzweiterbildung teilweise oder ganz 

weiterbilden.

Unberührt davon sind die Übergangsrege-

lungen nach § 20 Abs. 7 WBO 2020 für 

neu eingeführte Weiterbildungen.

7. Mehrjährige Tätigkeit – neu eingeführ-

te Facharzt-, Schwerpunkt- und             

 Zusatzbezeichnungen

Bei neu eingeführten Facharzt-, Schwer-

punkt- und Zusatzbezeichnungen gilt in 

Abweichung zum Erfordernis einer mehr-

jährigen Tätigkeit nach Abschluss der ent-

sprechenden Weiterbildung II. 1–4 folgen-

des:

•  Wird eine solche Bezeichnung im Rah-

men von Übergangsbestimmungen er-

worben, so kann das Erfordernis der 
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mehrjährigen Tätigkeit als erfüllt ange-

sehen werden, wenn außer der Min-

destweiterbildungszeit eine weitere 

gleichwertige mehrjährige Tätigkeit 

vor Abschluss der Weiterbildung er-

bracht wurde.

•  Wird eine solche Bezeichnung im Rah-

men von Übergangsbestimmungen 

erworben, neben der Mindestweiter-

bildungszeit eine weitere gleichwerti-

ge, aber nicht ausreichend mehrjäh-

rige Tätigkeit vor Abschluss der Wei-

terbildung erbracht, kann diese auf 

das Erfordernis der mehrjährigen Tä-

tigkeit nach Abschluss der entspre-

chenden Weiterbildung angerechnet 

werden.

•  Für Ärzte, die aus einem anderen Ge-

biet wechseln, wird das Erfordernis ei-

ner etwaig noch verbleibenden mehr-

jährigen Tätigkeit individuell berech-

net.

Diese Regelung gilt jeweils bis zu drei Jah-

re nach Einführung der neuen Bezeich-

nung.

III. Persönliche Eignung

Die persönliche Eignung wird vorab und 

anlassbezogen von der Landesärztekam-

mer geprüft. Dabei sind insbesondere be-

rufsrechtliche und strafrechtliche Verfah-

ren sowie Verstöße gegen arbeits- und be-

rufsbildungsrechtliche Vorschriften zu be-

rücksichtigen.

Die angemessene Vergütung von in Wei-

terbildung befindlichen Ärzten ist sicher-

zustellen. Als angemessen gilt eine Vergü-

tung, die sich am Ergebnis inländischer ta-

rifvertraglicher Regelungen für Ärzte ori-

entiert und z. B. auch über Stipendien 

oder Drittmittel aufgebracht werden 

kann.

IV. Inhaltlicher und Zeitlicher Umfang        

der Weiterbildungsbefugnis

1. Regelleistungsnachweis

Die Bemessung des inhaltlichen und zeitli-

chen Umfangs der Weiterbildungsbefug-

nis ist davon abhängig, ob und in welchem 

Umfang die Weiterbildungsinhalte des je-

weiligen Gebiets, Schwerpunkts oder Zu-

satzweiterbildung gemäß der Weiterbil-

dungsordnung bzw. den Weiterbildungs-

richtlinien vermittelt werden können.

Kriterien dafür sind:

• Insgesamt vermittelbare Kompeten-

zen,

• Leistungsstatistiken in Diagnostik und 

Therapie,

• Struktur des ärztlichen Dienstes der 

Weiterbildungsstätte, insbesondere 

des Nachweises eines ständigen Vertre-

ters mit der in Frage stehenden Qualifi-

kation,

• die Durchführung diagnostischer und 

therapeutischer Verfahren in dem Um-

fang, der erforderlich ist, um die in den 

Richtlinien über den Inhalt der Weiter-

bildung bzw. in der WBO 2020 genann-

ten Weiterbildungsanforderungen im 

Verhältnis zur Zahl der in Weiterbildung 

befindlichen Ärzte vermitteln zu kön-

nen,

• Art und Umfang der Dokumentation,

• mindestens jährliche Fortschritts-

gespräche und ihre Dokumentation, 

• regelmäßige Fallbesprechungen auch 

unter interdisziplinären Aspekten,

• die für das Gebiet, die Facharztkom-

petenz, den Schwerpunkt, die Zusatz-

Weiterbildung erforderliche räumliche 

und apparative Ausstattung,

• der Zugang zur aktuellen Fachliteratur 

in Printform oder digital muss jederzeit 

gewährleistet sein,

• Art und Umfang der Konsiliartätigkeit,

• Interne und externe Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen.

Der Antragssteller hat hierüber einen 

Nachweis zu erbringen (Regelleistungs-

nachweis).

2. Erleichterter Leistungsnachweis (bei 

eingegrenzt vermittelbaren Kompetenz-

umfängen)

Für einen Antrag mit erleichtertem Leis-

tungsnachweis ist ein Regelleistungsnach-

weis nach IV. 1 grundsätzlich nicht erfor-

derlich. Hiervon ausgenommen sind die 

Schwerpunktweiterbildungen in Facharzt-

gebieten und die Zusatzweiterbildungen, 

für die ein Regelleistungsnachweis nach 

IV. 1 weiterhin erforderlich bleibt.

2.1 Niedergelassene Vertragsärzte, ange-

stellte Ärzte in Vertragsarztpraxen, ange-

stellte Ärzte in MVZen oder in leitender, 

fachlich weisungsfreier Funktion tätige 

Krankenhausärzte erhalten grundsätzlich 

auf Antrag eine Weiterbildungsbefugnis 

im Umfang von 12 Monaten für eine Fach-

arztweiterbildung bzw. im Umfang von 6 

Monaten für eine Schwerpunktweiterbil-

dung, sofern die in den weiteren Bestim-

mungen der Abschnitte II. 1–6 und III. die-

ser Richtlinien geregelten Voraussetzun-

gen erfüllt sind. Für neue Befugnisse nach 

WBO 2020 sind die vermittelbaren Kom-

petenzen vorab mitzuteilen.

2.2 Die Erteilung einer Befugnis für eine 

Zusatzweiterbildung, eine über 6 Monate 

hinausgehende Schwerpunkt-Weiterbil-

dung bzw. eine über 12 Monate hinausge-

hende Facharzt-Weiterbildung kann bean-

tragt werden, wenn Umfang und Art des 

Krankengutes, Leistungsspektrum und 

Versorgungstiefe, personelle und mate-

rielle Ausstattung sowie die räumlichen 

Voraussetzungen der Weiterbildungsstät-

te dies zulassen. Mit Inkrafttreten der 

WBO 2020 sind für neue Befugnisse die je-

weils vermittelbaren Kompetenzen zu do-

kumentieren.

2.2.1. Niedergelassene Vertragsärzte, an-

gestellte Ärzte in Vertragsarztpraxen oder 

angestellte Ärzte in MVZen, die eine Be-

fugnis für eine Facharzt-Weiterbildung im 

Umfang von mehr als 12 Monaten bis zu 

24 Monaten beantragen, können die Erfül-

lung dieser Voraussetzungen durch eine 

Bescheinigung der Kassenärztlichen Ver-

einigung nachweisen, dass 

•  der/die Antragsteller über einen vollen 

selbstständigen Vertragsarztsitz/zwei 

halbe Vertragsarztsitze verfügt/ver-

fügen bzw. diesen/diese besetzt/be-

setzen,

•  die Weiterbildungsstätte mindestens 

70 % der durchschnittlichen Fallzahlen 

der Vergleichsgruppe im Durchschnitt 

der letzten vier Quartale erfüllt und

•  die für das Fachgebiet typischen Leis-

tungen (z. B. Hausbesuche in der All-

gemeinmedizin) an einem breiten Pa-

tientenspektrum erbracht werden.

•  Für neue Befugnisse nach WBO 2020 

sind die vermittelbaren Kompetenzen 

zu dokumentieren.

Alternativ kann ein Nachweis nach IV. 1 

erbracht werden.

2.2.2 Nachfolger der Befugnisinhaber an 

Hochschulen, in Krankenhausabteilungen, 

in medizinischen Instituten, Einrichtungen 

des öffentlichen Gesundheitsdienstes, ar-
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beitsmedizinischen Einrichtungen oder im 

ambulanten vertragsärztlichen Bereich 

(Weiterbildungsstätten) können eine vor-

läufige Befugnis erhalten, die gegenüber 

dem Vorgänger um ein Jahr reduziert 

wird. Der Umfang einer solchen Befugnis 

beträgt mindestens 12 Monate für eine 

Facharzt-Weiterbildung bzw. mindestens 

6 Monate für eine Schwerpunkt-Weiterbil-

dung. Nach Ablauf von 12 Monaten der 

leitenden Tätigkeit sind Leistungsnach-

weise nach Punkt IV. 1 einzureichen. Die 

Regelungen über die Stehzeit nach II. blei-

ben unberührt.

2.3 Von nicht vertragsärztlich zugelasse-

nen Fachärzten in freier Praxis, in außerkli-

nischen fachärztlichen Einrichtungen, wie 

z. B. Laborinstituten, öffentlichem Gesund-

heitsdienst oder arbeitsmedizinischen Ein-

richtungen oder ähnlichen und Klinikfach-

ärzten ist das vorgehaltene Leistungsspek-

trum darzustellen. In diesen Fällen kann ei-

ne Befugnis von 3 bis maximal 24 Monaten 

erteilt werden. Für neue Befugnisse nach 

WBO 2020 sind die vermittelbaren Kompe-

tenzen zu dokumentieren. Alternativ kann 

ein Nachweis nach IV. 1 erbracht werden.

V. Nachträgliche Änderungen der Voraus-

setzungen

Überprüfungen der Kriterien, die Voraus-

setzung zur Erteilung der Weiterbildungs-

befugnis waren, sollen durch die Landes-

ärztekammer Hessen in regelmäßigen Ab-

ständen erfolgen.

VI. Initialisierung von Befugnissen für 

neue Weiterbildungsbezeichnungen

Bei Neueinführung von Fachgebieten, 

Schwerpunkten oder Zusatzweiterbildun-

gen sollen Kammermitglieder erstbefugt 

werden, die nach Erfüllung der entspre-

chenden Übergangsvorschriften in § 20 

WBO erfolgreich geprüft wurden. Eine 

Stehzeit entfällt.

VII. In-Kraft-Treten

Die Richtlinien über die Befugnis zur Wei-

terbildung treten am 1. Januar 2021 in 

Kraft und ersetzen die Richtlinien über die 

Befugnis zur Weiterbildung vom 3. Juni 

2015 (HÄBL 7/8/2015, S. 455).

_ _ _ _ _

Die vorstehenden, vom Präsidium der 

Landesärztekammer Hessen am 2. De-

zember 2020 beschlossenen Richtlinien 

über die Befugnis zur Weiterbildung wer-

den hiermit ausgefertigt und im Hessi-

schen Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 15. Dezember 2020 

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident – 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

In Deutschland tragen mehr als 40 Millionen Menschen eine Brille 

– das sind 63,4 % aller Erwachsenen; davon müssen mehr als 22 

Millionen die Brille ständig, 27,7 Millionen gelegentlich tragen, 

z. B. zum Lesen. Bei den über 60-Jährigen steigt der Anteil der 

Brillenträger auf 93 %. Nicht nur die Altersfehlsichtigkeit nimmt 

zu. Immer mehr 20- bis 29-Jährige sind kurzsichtig: 2008 waren 

es 27 %, 2018 schon 35 %. Diese Zahlen veranschaulichen, dass 

die Brille zu den alltäglichsten Gebrauchsgegenständen gehört. 

Wie bei vielen Gebrauchsgegenständen lässt sich nicht mit  

Sicherheit sagen, wer die Brille erfunden hat Tatsächlich ist weni-

ger von einer Erfindung im Sinne eines einmaligen ingeniösen 

Akts auszugehen, als vielmehr von einer Entwicklung im Sinne ei-

nes allmählichen Prozesses, der von wissenschaftlichen und tech-

nischen Erkenntnissen begleitet wurde. 

Wie die Entwicklung von den ersten schweren Lesesteinen aus 

Beryll zu den leichten modernen Brillen verlief, erzählt die Essay-

istin Stefana Sabin in einem kurzweiligen und zugleich schön ge-

Stefana Sabin: 

 AugenBlicke –  

Eine Kulturgeschichte der Brille 

Wallstein Verlag, Göttingen 2019.  

96 Seiten, 34 zum Teil farbige Abbildun-

gen, geb., ISBN 9783835335462, € 18

stalteten Buch mit dem passenden Titel „AugenBlicke“. Die  

Erzählung fängt mit dem grünen Smaragd von Kaiser Nero an, 

durch den er angeblich die Gladiatorenkämpfe betrachtete, und 

folgt dann den mittelalterlichen Mönchen und Gelehrten, die sich 

in Venedig konvexe und in Florenz konkave Gläser für ihre Brillen 

bestellten. Dabei wird immerhin klar, dass die Brille in ihrer noch 

heute üblichen Form in Italien entstanden ist – und die Frage, ob 

der Erfinder der Brille Florentiner oder Pisaner war, ist eine kleine 

und amüsante Geschichte für sich.

Historisch geht es weiter mit den Brillenverkäufern auf den 

Märkten des 17. Jahrhunderts über die selbst gebastelte Nah- 

und Fernsicht-Brille von Benjamin Franklin und die eleganten 

Lorgnons des 19. Jahrhunderts – bis zur Gegenwart. Die Erzäh-

lung endet mit der Katzen-Brille, die Marilyn Monroe trug und 

damit die Hersteller auf die Idee brachte, zwischen Männer- und 

Frauenmodellen zu unterscheiden. Die Entwicklung wird mit Bei-

spielen aus der Kunstgeschichte bebildert und mit Episoden aus 

der Literaturgeschichte – bis zu Harry Potter – belegt. „Augen-

Blicke“ beschreibt, wie die Brille als Produkt medizinischer, tech-

nologischer und handwerklicher Bemühungen der Zivilisation ei-

nen Schub gegeben hat, indem sie dazu beitrug, dass sich die Le-

bensarbeitszeit mehr als verdoppelte, dass präziser gearbeitet 

werden konnte und dass Berufe, für die Lesen, Schreiben und 

Rechnen essenziell waren, überhaupt erst entstehen konnten. 

Man muss also kein Augenarzt sein, ja, man muss gar keine Brille 

tragen, um dieses Buch mit Genuss und Gewinn zu lesen.

                                    Dr. med. Ulrich Wernhard, Augenarzt, Kassel

Bücher
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Aufgrund §§ 5 Absatz 1 Nr. 2 und 17 Ab-

satz 1 Satz 1 des Heilberufsgesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 

7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66–87), zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 

2018 (GVBl. I S. 82 (160)), i. V. m. § 5 

Abs. 6d der Hauptsatzung der Landesärz-

tekammer Hessen vom 17. Juli 1995 

(HÄBL 9/1995, S. 293–295), zuletzt ge-

ändert durch Satzung 26. November 2019 

(HÄBL 1/2020, S. 57), hat die Delegier-

tenversammlung der Landesärztekammer 

Hessen am 28. November 2020 folgende 

Satzung beschlossen:

Satzung zur Änderung 

der Fortbildungsordnung 

der Landesärztekammer 

Hessen

I.

Die Fortbildungsordnung der Landesärz-

tekammer Hessen in der Fassung vom 

16. September 2014 (HÄBL 11/2014, 

S. 659) wird wie folgt geändert:

1.) In § 2 Satz 1 wird das Wort „neuer“ 

durch das Wort „aktueller“ ersetzt.

2.) § 5 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 2 wie folgt neu gefasst:

  „(2) Die Kassenärztliche Bundes-

vereinigung (§ 95d SGB V) und der 

Gemeinsame Bundesausschuss 

(§ 136b SGB V) geben den fortbil-

dungspflichtigen Vertrags- bzw. 

den Krankenhausärzten jeweils ei-

ne Mindestpunktzahl vor, die in ei-

nem bestimmten Zeitrahmen er-

füllt sein muss. Jedes Kammermit-

glied kann den im individuellen 

Punktekonto gebuchten Punkte-

stand in einem von ihm bestimm-

baren Zeitraum abfragen und einen 

Punktekontoauszug ausdrucken1). 

Die Unterteilung nach fachspezifi-

scher und sonstiger Fortbildung ist 

möglich. Der Punktekontoauszug 

kann vom Kammermitglied der 

Stelle, gegenüber der ein Nachweis 

erbracht werden muss, vorgelegt 

werden.“

 [Fußnote 1) 

 Die Löschfristen richten sich nach den 
aktuellen Bestimmungen des Daten-
schutzes.

 b) Absatz 3 wird wie folgt neu ge-

fasst:

  (3) Auf den individuellen Fortbil-

dungspunktekonten werden Fort-

bildungspunkte gutgeschrieben, 

wenn der Landesärztekammer 

Hessen: 

  a) seitens eines Veranstalters Fort-

bildungspunkte mittels der 

elektronischen Anwendung im 

Mitgliederportal direkt an die 

Landesärztekammer Hessen 

gemeldet werden,

  b) seitens eines Veranstalters Fort-

bildungspunkte über den Elek-

tronischen Informationsvertei-

ler (EIV) gemeldet werden,

  c) seitens des Kammermitglieds 

individuelle Teilnahmebeschei-

nigungen anerkannter und be-

reits mit Fortbildungspunkten 

bewerteter Fortbildungsveran-

staltungen eingereicht werden,

  d) seitens des Kammermitglieds 

individuelle Teilnahmebeschei-

nigungen von Fortbildungsver-

anstaltungen aus dem Ausland 

bzw. Nachweise von Veröffentli-

chungen oder Hospitationen 

mit dem Antrag auf Bewertung 

und Vergabe von Fortbildungs-

punkten eingereicht werden 

und, deren Bewertung zu einer 

Punktevergabe geführt hat.

  e) Eine Gutschrift von 10 Fortbil-

dungspunkten der Kategorie E 

erfolgt durch die Landesärzte-

kammer Hessen automatisch 

am 01.02. zum 01.01. eines  

jeden Jahres.“

 c) Absatz 5 wie folgt neu gefasst:

  „Die Fortbildungspunkte dienen 

auch dem Erwerb des Fortbildungs-

zertifikates der Landesärztekam-

mer Hessen. Hierfür müssen in ei-

nem Zeitraum von 5 Jahren mindes-

tens 250 Punkte gutgeschrieben 

sein. Bei Erfüllung der Vorausset-

zungen steht das Fortbildungszerti-

fikat für das Kammermitglied auf 

dem Mitgliederportal zum Downlo-

ad / Ausdruck bereit. Das Zertifikat 

kann auf Anforderung gegen Ge-

bühr in Form einer Schmuckurkun-

de ausgestellt werden.“

 d) In dem nach § 5 Absatz 6 darge-

stellten Hinweis wird die Angabe 

„§ 137 SGB V“ durch die Angabe 

„§ 136b SGB V“ ersetzt.

3.) § 6 wird wie folgt geändert:

 a) In Absatz 3 werden in Satz 1 die 

Worte „Fortbildungszertifikat ge-

eignet“ durch die Worte „Punkte-

konto anerkennungsfähig“ ersetzt 

und die Kategorien D, E, F und G 

wie folgt neu gefasst:

„Kategorie D Fortbildungsbeiträge in 

Printmedien oder als elek-

tronisch verfügbare Version 

mit nachgewiesener Qualifi-

zierung durch eine Lerner-

folgskontrolle in digitaler 

bzw. schriftlicher Form: 

1 Punkt pro 45-minütiger 

Fortbildungseinheit bei be-

standener Lernerfolgskon-

trolle (Kürzere, didaktisch 

sinnvolle Fortbildungsein-

heiten mit inhaltlichem Zu-

sammenhang können ad-

diert werden.)

Kategorie E  Selbststudium durch Fachli-

teratur und -bücher sowie 

Lehrmittel: Innerhalb dieser 

Kategorie werden höchs-

tens 50 Punkte im Nach-

weiszeitraum gutgeschrie-

ben (§ 5 Abs. 3 d).

Kategorie F Wissenschaftliche Veröf-

fentlichungen: 

•  Autorentätigkeit: maxi-

mal 5 Punkte pro wissen-

schaftliche Veröffent-

lichung; Die maximale 

Punktzahl für wissen-

schaftliche Veröffent-

lichungen beträgt 50 

Punkte im Nachweiszeit-

raum.

•  Referententätigkeit/Qua-

litätszirkelmoderation/

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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wissenschaftliche Lei-

tung: 1 Punkt pro Beitrag 

z. B. Poster oder 45-minü-

tiger Vortrag in Kat. A und 

H, unbenommen der 

Punkte für die persönliche 

Teilnahme.

Kategorie G Hospitationen in anderen 

Einrichtungen der Patien-

tenversorgung: 1 Punkt pro 

45 Minuten, höchstens 12 

Punkte pro Tag“

 b)  Absatz 4 wird aufgehoben.

4.) § 7 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt neu ge-

fasst:

  „(1) Die Anerkennung von Fortbil-

dungsmaßnahmen gegenüber dem 

Veranstalter erfolgt grundsätzlich 

vor ihrer Durchführung durch die 

Ärztekammer. Hiervon ausgenom-

men sind die Kategorien E, F und 

G.“

 b) In Absatz 3 wird das Wort „Sitz“ 

durch das Wort „Hauptsitz“ er-

setzt.

 c) Nach Absatz 3 wird folgender neu-

er Absatz 4 angefügt:

  „(4) Die Landesärztekammer Hes-

sen erlässt ergänzende Richtlinien 

zur Bewertung der Fortbildungs-

maßnahmen.“

5.) § 9 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 2 wird wie folgt neu ge-

fasst:

  „(2) Zum Anerkennungsverfahren 

erlässt das Präsidium der Landes-

ärztekammer Hessen Richtlinien, 

in denen insbesondere Folgendes 

geregelt ist:

  1. Antragsfristen,

  2. Inhalt und Form der Anträge 

und Erklärungen,

  3. Methoden der Lernerfolgskon-

trolle,

  4. Teilnehmerlisten,

  5. Teilnahmebescheinigungen

  6. Punktemeldung durch den Ver-

anstalter über das Mitglieder-

portal der Landesärztekammer 

Hessen oder mittels Elektroni-

schem Informationsverteiler 

(EIV) 

  7. Ergänzende Anforderungen für 

die Anerkennung von Fortbil-

dungsmaßnahmen bestimmter 

Kategorien des § 6 Abs. 3,

  8. Mitteilung von nachträglich ein-

getretenen Änderungen zum 

Antrag,

  9. Verfahren bei verspäteten 

Punkte-Meldungen und sonsti-

gen Verstößen gegen die Fort-

bildungsordnung.

 Die Richtlinien bedürfen anlässlich der 

nächsten Delegiertenversammlung 

der Information und Bestätigung 

durch die Delegierten der Landesärz-

tekammer Hessen.“

 b) Nach Absatz 4 wird folgender      

neuer Abs. 5 eingefügt:

  „(5) Die Landesärztekammer Hes-

sen kann im Rahmen des Anerken-

nungsverfahrens Vortragsfolien 

und weitere die Veranstaltung be-

treffende Unterlagen wie z.B. 

Sponsoringverträge anfordern.“

 c) Die bisherigen Abs. 5 und 6 von § 9 

werden zu Abs. 6 und 7.

6.) In § 10 werden die Worte „Beantra-

gung, Anerkennung und Zertifizie-

rung“ durch die Worte „Beantragung 

und Anerkennung“ ersetzt.

7.) § 11 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 11 Gegenseitige Anerkennung von 

Fortbildungsmaßnahmen und Fortbil-

dungspunkten

 (1) Fortbildungsmaßnahmen, die von 

anderen Ärztekammern anerkannt 

wurden, werden anerkannt und die er-

worbenen Teilnahmepunkte dem 

Fortbildungspunktekonto gutge-

schrieben.

 (2) Fortbildungsmaßnahmen, die von 

einer anderen Heilberufskammer an-

erkannt wurden, können anerkannt 

und die erworbenen Teilnamepunkte 

auf das Fortbildungspunktekonto der 

Ärztekammer gutgeschrieben wer-

den.

II. 

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021

 in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen am 28. November 2020 beschlossene 

Satzung zur Änderung der Fortbildungs-

ordnung der Landesärztekammer Hessen 

wird hiermit ausgefertigt und im Hessi-

schen Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident –

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

DIVI Jahrbuch 2020/2021  

– mit Fokuskapitel zu Covid-19 

Hrsg.: Stefan Kluge, Matthias Hering- 

lake, Uwe Janssens, Eckhard Rickels 

MWV 2020. 1. Auflage , 554 S., mit zahl-

reichen s/w-Abbildungen und Tabellen, 

ISBN: 9783954665679, 49.95 €

State of the Art: Das neue DIVI-Jahrbuch bietet einen hochaktu-

ellen Überblick über wichtige intensivmedizinische Themen. Ne-

ben dem Schwerpunkt interdisziplinäre und interprofessionelle 

Zusammenarbeit finden sich über 50 Artikel u. a. zu Covid-19, 

abdominellen Probleme, Hämotherapie, Sepsis, akuter Nieren-

schaden, kardiologische Akut- und Intensivmedizin, kardiochi-

rurgische Intensivmedizin, Lunge und respiratorische Insuffi-

zienz, Reanimation, Management bei Organspende/Transplan-

tation, neurologische Akut- und Intensivtherapie und Notfälle bei 

Kindern. Das Buch ist ein unverzichtbares Fortbildungsmedium 

für akut-, notfall- oder intensivmedizinisch Tätige, es eignet sich 

auch sehr gut für interne Fortbildungen. Dr. med. Achim Jäckel

Bücher



Aufgrund §§ 1 und 17 Absatz 1 Nr. 3 des 

Heilberufsgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 7. Februar 2003 

(GVBl. I S. 66–87), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. I S. 82 

(160)), i. V. m. § 5 Absatz 6 Buchstabe „b” 

der Hauptsatzung der Landesärztekam-

mer Hessen vom 17. Juli 1995 

(HÄBL 9/1995, S. 293–295), zuletzt ge-

ändert durch Satzung vom 26. November 

2019 (HÄBL 1/2020, S. 57), hat die Dele-

giertenversammlung der Landesärzte-

kammer Hessen am 28. November 2020 

folgende Änderung beschlossen:

Änderung 

 der Geschäftsordnung  

der Landesärztekammer 

Hessen

I.

Die Geschäftsordnung der Landesärzte-

kammer Hessen vom 2. Mai 1995 (HÄBL 

6/1995, S. 190), zuletzt geändert am         

27. November 2018 (HÄBL 1/2019, 

S. 37–41), wird wie folgt geändert:

1.) In § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 4 

werden jeweils nach dem Wort 

„schriftlich“ die Worte „oder in Text-

form“ eingefügt.

2.) In § 6 Satz 1 wird das Wort „zuge-

schickt“ durch die Worte „in Text-

form zur Verfügung gestellt“ ersetzt 

und in Satz 3 nach dem Wort „schrift-

liche“ die Worte „oder in Textform“ 

eingefügt.

3.) In § 7 Abs. 2 werden nach dem Wort 

„schriftlich“ die Worte „oder in Text-

form“ eingefügt.

4.) In § 15 wird:

 a) Abs. 1 wie folgt neu gefasst:

  „(1) Die Einberufung des Präsidi-

ums erfolgt nach Bedarf, in der Re-

gel einmal monatlich, durch die 

Präsidentin/den Präsidenten oder 

deren/dessen Vertreterin/Vertre-

ter schriftlich oder in Textform un-

ter Angabe des Ortes, der Zeit und 

der Tagesordnung. Die Sitzung 

kann auch dergestalt stattfinden, 

dass alle oder einzelne Präsidiums-

mitglieder per Video- oder im Aus-

nahmefall Telefonkonferenztech-

nik an der Sitzung teilnehmen. Das 

Präsidium ist beschlussfähig, wenn 

die Mehrheit seiner Mitglieder per-

sönlich oder unter Nutzung von Vi-

deo- oder Telefonkonferenztech-

nik anwesend ist. 

  Nur im Ausnahmefall sind Be-

schlussfassungen mit angemesse-

ner Vorlaufzeit auch im Umlaufver-

fahren schriftlich oder in Textform 

möglich.“

 b) Abs. 4 wie folgt neu gefasst:

  „(4) Jedes Mitglied des Präsidiums 

erhält eine Niederschrift in Text-

form. Einwände gegen die Nieder-

schrift sollen innerhalb von zwei 

Wochen nach Zustellung bei der 

Präsidentin/beim Präsidenten in 

Schrift- oder Textform vorliegen.“

II.

In-Kraft-Treten

Die Änderungen der Geschäftsordnung 

treten am 1. Januar 2021 in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen am 28. November 2020 beschlossene 

Änderung der Geschäftsordnung der Lan-

desärztekammer Hessen wird hiermit aus-

gefertigt und im Hessischen Ärzteblatt 

verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident – 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

Leserbrief zum Thema Covid-19-Pandemie 

Einseitig ausgerichtetes Gesundheitssystem

Es ist sicher richtig, alles rund um das Vi-

rus öffentlich zu hinterfragen. Aber kaum 

thematisiert wird, wie es sein kann, dass 

eine solche Belastung, die es immer geben 

kann, das Gesundheitssystem zum Zu-

sammenbrechen bringen kann. Durch 

dessen politisch gewollte, gewinnorien-

tierte Ausrichtung ist vorprogrammiert, 

dass bei maximaler Einsparung schon der 

„Normalbetrieb“ stressig ist. Für beson-

dere Belastungen gibt es keine Reserven. 

Niemand ist verantwortlich dafür. Es gibt 

zwar seitens der Politiker „Anregungen“ 

für „Verbesserungen“ – sobald es aber an 

die Finanzierung geht, bleibt die Umset-

zung aus oder verzögert sich. Deshalb 

haben wir auch seit Jahrzehnten zu wenig 

Lehrer, unzureichende Schulgebäude und 

mangelhafte IT-Ausrüstungen in Schulen 

und Behörden, was jetzt ebenfalls viel be-

hindert. Die soziale Marktwirtschaft wird 

seit Jahrzehnten systematisch abgebaut 

unter Assistenz eines demagogischen 

Boulevardblattes. Vernünftig dagegen wä-

re, dies rückgängig zu machen und unsere 

soziale Marktwirtschaft zum Nutzen aller 

und der umweltschützenden innovativen 

Zukunft auszubauen. Denn alles hängt 

tatsächlich mit allem zusammen.

            Gisela Krug, Ärztin in Frankfurt/M.
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Aufgrund §§ 5 Absatz 1 Nr. 2 und 17 Ab-

satz 1 Satz 1 des Heilberufsgesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 

7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66–87), zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 

2018 (GVBl. I S. 82 (160), i. V. m. § 5 Ab-

satz 6 Buchstabe „d” der Hauptsatzung 

der Landesärztekammer Hessen vom 

17. Juli 1995 (HÄBL 9/1995, S. 293 bis 

295), zuletzt geändert durch Satzung 

vom 26. November 2019 (HÄBL 1/2020, 

S. 57), i. V. m. § 6 Abs. 4 und § 9 Abs. 2 der 

Fortbildungsordnung der Landesärzte-

kammer Hessen vom 9. April 2005 (HÄBL 

6/2005, S. 421–423), zuletzt geändert 

am 16. September 2014 (HÄBL 11/2014, 

S. 659), hat die Delegiertenversammlung 

der Landesärztekammer Hessen am 

28. März 2020 die folgende vom Präsidi-

um der Landesärztekammern Hessen am 

4. März 2020 und 4. November 2020 be-

schlossenen Änderungen der Richtlinie 

der Landesärztekammer Hessen zum An-

erkennungsverfahren von Fortbildungs-

maßnahmen bestätigt:

Änderung der Richtlinie 

der Landesärztekammer 

Hessen zum  

Anerkennungsverfahren 

von Fortbildungs- 

maßnahmen

I.

Die Richtlinie der Landesärztekammer 

Hessen zum Anerkennungsverfahren von 

Fortbildungsmaßnahmen vom 6. Dezem-

ber 2006 (HÄBL 1/2007, S. 59–61) und 

vom 24. April 2013 (HÄBL 6/2013, 

S. 462), zuletzt geändert am 6. Dezember 

2017 (HÄBL 1/2018, S. 54–56), wird wie 

folgt geändert:

„Richtlinie der Landesärztekammer Hes-

sen zum Anerkennungsverfahren von 

Fortbildungsmaßnahmen

1. Antragsfristen

 Die Antragstellung soll mindestens 

6 Wochen und muss grundsätzlich 

spätestens 3 Wochen (bei Schriftform 

Eingangsdatum bei der Landesärzte-

kammer Hessen) vor dem ersten ge-

planten Termin der anzuerkennenden 

Fortbildungsmaßnahme im Portal der 

Landesärztekammer Hessen erfolgen. 

Bei verspäteter Antragstellung durch 

begründeten Ausnahmefall trägt der 

Antragsteller das Risiko, dass eine Zer-

tifizierungsentscheidung1) möglicher-

weise nicht vor dem ersten Termin der 

Fortbildungsmaßnahme erfolgen 

kann.

2. Inhalt und Form der Anträge und Er-

klärungen 

 Die Antragstellung erfolgt unter Bei-

fügung des vollständigen und gültigen 

Programms für jede anzuerkennende 

Fortbildungsmaßnahme grundsätzlich 

elektronisch über das Portal der Lan-

desärztekammer Hessen. Dabei ist 

der verantwortliche wissenschaftliche 

Leiter2) zu benennen. Die Inhalte einer 

ärztlichen Fortbildung müssen unab-

hängig von wirtschaftlichen Interes-

sen sein. Dienstleistungen und/oder 

Produkte dürfen nicht beworben wer-

den. Dazu gehört die Zusicherung der 

wissenschaftlichen Leitung und des/

der Referenten, dass die Inhalte der 

Fortbildungsmaßnahme produkt- 

und/oder dienstleistungsneutral ge-

staltet sind.

 Bei gesponserten Veranstaltungen, 

bei Veranstaltungen von pharmazeuti-

schen Unternehmen, Herstellern von 

Medizinprodukten, Dienstleistern 

(z. B. überregionale Labore, Unter-

nehmensberatung,) bzw. von diesen 

abhängigen/beauftragten Unterneh-

men ist die Höhe der Gesamtzuwen-

dung/-aufwendung (Kosten für die 

Ausrichtung der Veranstaltung, geld-

werter Vorteil, Referentenhonorare, 

Bewirtungskosten etc.) offen zu le-

gen. Diese Angaben müssen in Pro-

grammen, Flyern, auf der Homepage 

usw. erfolgen. Bei anderen Veranstal-

tern (Kliniken und Praxen) müssen 

Angaben zur Gesamtaufwendung nur 

gemacht werden, wenn diese voraus-

sichtlich € 3.500 pro Tag überschrei-

ten. Veranstalter, Referenten und die 

wissenschaftliche Leitung müssen in 

einer Selbstauskunft ihre potenziellen 

Interessenkonflikte gegenüber den 

Teilnehmern (z. B. erste Folie bei Vor-

trägen, die mindestens 10 Sekunden 

sichtbar bleiben muss, Handout, Aus-

hang, Hinweis im Programm, Link 

oder Download) und auf Anforderung 

zusätzlich gegenüber der Landesärz-

tekammer Hessen offenlegen.

 Als Referenten kommen grundsätzlich 

nur Ärzte infrage. Im Einzelfall können 

auch nichtärztliche Personen, die über 

eine dem speziellen Fortbildungsinhalt 

angemessene Qualifikation verfügen, 

als Referenten eingesetzt werden.

 Insbesondere nicht anerkennungsfä-

hig sind Fortbildungsmaßnahmen,

•  die medizinisch-ethischen Grund-

sätzen und der Berufsordnung wi-

dersprechen,

•  die nicht auf der Grundlage des all-

gemein anerkannten medizinischen 

Wissenschaftsverständnisses beru-

hen,

•  die rein berufspolitische Themen 

 haben,

•  die keine arztspezifischen Themen 

beinhalten,

•  bei denen die Firmen- und Produkt-

neutralität nicht gewährleistet ist,

•  bei denen das Rahmenprogramm in 

einem unangemessenen Verhältnis 

zum medizinisch-fachlichen Teil 

steht (mehr als 50 % der Veranstal-

tungszeit),

•  wenn der ärztliche Leiter und der/

die Referent/-en nicht die erforder-

liche Qualifikation aufweisen,

•  wenn der ärztliche Leiter auch Lei-

ter/Mitarbeiter einer Firma ist, die 

die Veranstaltung durchführt, und/

oder einer Firma angehört, die die 

Veranstaltung sponsert,

•  die der Rekrutierung oder Einwei-

sung von Studienteilnehmern die-

nen.

3. Methoden der Lernerfolgskontrolle

 In den Kategorien A, C, I und K werden 

Zusatzpunkte für dokumentierte und 

von der Landesärztekammer Hessen 

anerkannte Lernerfolgskontrollen ge-

währt. Dafür vorgesehene Verfahren 

sind bereits bei der Antragsstellung 

hinsichtlich des Verfahrens (z. B. 

schriftlich, mündlich, Multiple-Choice-

Fragen, praktische Demonstration 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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etc., Dauer/Zeitbedarf und evtl. Be-

stehenskriterien) zu beschreiben. Die 

Anerkennung daraus resultierender 

Zusatzpunkte wird im Anerkennungs-

bescheid gesondert ausgewiesen.

4. Teilnehmerlisten

 Der Veranstalter hat die Teilnahmen 

zu dokumentieren. Er soll hierzu die 

Teilnehmerliste verwenden, die das 

Portal der Landesärztekammer Hes-

sen nach dem Anlegen eines Veran-

staltungstermins zu einer bereits an-

erkannten Maßnahme zur Verfügung 

stellt. Das hat den Vorteil, dass durch 

die Einsendung dieser Teilnehmerliste 

an die Landesärztekammer Hessen 

die Punktemeldung automatisch er-

folgt.

 Die Teilnehmerliste muss für die Punk-

temeldung im Portal folgende Daten 

enthalten: 

 1. Name und Vorname des Teilneh-

mers,

 2. Einheitliche Fortbildungsnummer 

des Teilnehmers (auch in Barcode-

Form möglich),

 3. Unterschrift des Wissenschaftli-

chen Leiters.

5. Teilnahmebescheinigungen

 Der Veranstalter hat den Teilnehmern 

zum bzw. nach Veranstaltungsende ei-

ne namentlich gekennzeichnete Teil-

nahmebescheinigung auszugeben. Es 

sollen hierzu die Teilnahmebescheini-

gungen verwendet werden, die im 

Portal der Landesärztekammer Hes-

sen nach dem Anlegen eines Veran-

staltungstermins zu einer bereits an-

erkannten Maßnahme zur Verfügung 

gestellt werden.

 Die Teilnahmebescheinigung muss 

folgende Angaben enthalten:

 1. Veranstalter,

 2. Veranstaltungsnummer (VNR),

 3. Veranstaltungsort,

 4. Datum und Uhrzeit der Veranstal-

tung,

 5. Thema der Veranstaltung,

 6. Name und Vorname des Teilneh-

mers,

 7. Wissenschaftlicher Leiter,

 8. Kategorie und Fortbildungspunkte,

 9. Unterschrift/Stempel des Veran-

stalters.

6. Meldung der Fortbildungspunkte        

durch den Veranstalter

 Der Veranstalter hat innerhalb von 

4 Wochen nach Veranstaltungsende 

die Punkte der Teilnehmer zu melden.

7. Ergänzende Anforderungen für die 

Anerkennung von Fortbildungsmaß-

nahmen bestimmter Kategorien des 

§ 6 Abs. 3 der Fortbildungsordnung

 a. Online-Fortbildungsmaßnahmen

  Maßgeblich für die Zuständigkeit 

von ausschließlich über das World 

Wide Web verbreiteten Fortbil-

dungsmaßnahmen (kein zentraler 

Präsenzveranstaltungsort) ist der 

(Haupt-)Sitz des Veranstalters.

  Bei Präsenzveranstaltungen, die 

gleichzeitig über das World Wide 

Web verbreitet werden (hybride 

Veranstaltungen), richtet sich die 

Zuständigkeit für beide Fortbil-

dungsmaßnahmen nach dem Ort 

der Präsenzveranstaltung.

  Insbesondere bei Online-Fortbil-

dungsmaßnahmen muss für den 

Teilnehmer eine nicht kommerziel-

le/neutrale Anmeldemöglichkeit 

bestehen.

  Online Fortbildungsmaßnahmen 

müssen über eine neutrale Platt-

form angeboten werden, d. h. Pro-

dukt- oder Firmenwerbung oder ei-

ne Verlinkung zum Produktportfolio 

des Veranstalters sind nicht zulässig.

  Bei Live-Webinare ist eine Bepunk-

tung in Kategorie A oder C möglich.

  Der Anerkennungsstelle ist ein kos-

tenloser Zugang zur Online-Fort-

bildung zur Verfügung zu stellen.

 b. Kategorie D (Fortbildungsbeiträge 

in Print- oder elektronischen Me-

dien mit Lernerfolgskontrolle)

  Unterliegen die Fortbildungsmaß-

nahmen einem Peer-Review-Ver-

fahren/Kreuzgutachten, wird ein 

Zusatzpunkt anerkannt.

 c. Kategorie F (Wissenschaftliche 

Veröffentlichungen und Autoren-

tätigkeit)

  Als bepunktungsfähige wissen-

schaftliche Veröffentlichung kom-

men insbesondere in Frage:

•  Beiträge in anerkannten med.-

wiss. Zeitschriften,

•  Beiträge in/Herausgabe von 

med.-wiss. (Lehr) Büchern und 

deren substanzielle Überarbei-

tung,

•  Vorträge/Poster bei wissen-

schaftlichen Kongressen (zumin-

dest die Kurzfassung auch in 

Druckform publiziert), 

  sofern die Inhalte solcher Veröf-

fentlichungen § 2 der Fortbildungs-

ordnung entsprechen. 

  Die Punktzahl (max. 5 pro Veröf-

fentlichung) richtet sich grund-

sätzlich nach Niveau und Umfang 

der Veröffentlichung, und bei meh-

reren Autoren ggf. nach deren an-

teiliger Urheberschaft.

  Für Beiträge in Fachzeitschriften 

gilt: Alleinautoren erhalten für  

jeden Beitrag 2 Punkte. Bei mehre-

ren Autoren erhält der Erstautor 

2 Punkte, alle anderen jeweils 

1 Punkt.

  Für Bücher gilt: Alleinautoren er-

halten max. 5 Punkte. Bei mehre-

ren Autoren erhalten die Herausge-

ber je 1 Punkt und die Autoren von 

Einzelkapiteln jeweils 1 Punkt für 

jedes von Ihnen (mit-)verfasste 

Kapitel, jedoch max. 5 pro Buch.

  Referenten können für einen 

45-minütigen Vortrag in Kat. A 

oder H einen Referentenpunkt er-

halten.

 d. Kategorie G (Hospitationen)

  Hospitationen in der eigenen Fach-

abteilung (Krankenhaus), Praxis 

oder eigenem MVZ sind grundsätz-

lich nicht anerkennungsfähig.

  Die Landesärztekammer Hessen 

stellt ein Formular zum Nachweis 

einer Hospitation zum Download/

Ausdruck bereit.

 e. Kategorie H (Curricular vermittelte 

Inhalte, Weiterbildungskurse, Zu-

satzstudiengänge) 

  Zusatzstudiengänge, die zu einer 

eigenen, im engeren Sinn nicht 

ärztlich-medizinischen Qualifikati-
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von im Ausland besuchten und nicht 

in Deutschland zertifizierten Veran-

staltungen die nachträgliche Erfas-

sung von Punkten (insbesondere Ka-

tegorie B – mehrtägige Kongresse), 

sind möglichst alle Teilnahmebe-

scheinigungen einzureichen, aus de-

nen das Programm aufgeschlüsselt 

nach Themen, Zeitverlauf mit Pausen 

und Referenten sowie tatsächlich 

vom Teilnehmer absolvierte Fortbil-

dungseinheiten eindeutig hervorge-

hen. Bei Gleichwertigkeit kann eine 

Bewertung analog der Kategorien A 

bis C erfolgen.

11. Maßnahmen zur Qualitätssicherung

 Es finden stichprobenartige Evaluatio-

nen der zertifizierten Veranstaltungen 

im Rahmen der Qualitätssicherung 

statt. Hierbei werden insbesondere 

nachträgliche Befragungen der Teil-

nehmer durchgeführt.

II.

In-Kraft-Treten

Die Änderung der Richtlinie tritt 

am 1. Januar 2021 in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen am 28. November 2020 beschlossene 

Änderung der Richtlinie der Landesärzte-

kammer Hessen zum Anerkennungsver-

fahren von Fortbildungsmaßnahmen wird 

hiermit ausgefertigt und im Hessischen 

Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident – 

1) In dieser Richtlinie werden die Begriffe Anerkennung, 

Zertifizierung und Bepunktung synonym verwendet. 

2) Genderneutrale Sprache: Aus Gründen der Lesbarkeit 

wird im Text die männliche Form verwendet. Die For-

mulierungen beziehen sich jedoch auf Angehörige aller 

Geschlechter, sofern nicht ausdrücklich auf ein  

Geschlecht Bezug genommen wird. 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

Interessenkonflikt

Autoren sind aufgefordert, mögliche In-

teressenkonflikte offenzulegen. Eine Er-

klärung ist dem Manuskript beizufügen: 

„Die Autoren erklären, dass sie keine fi-

nanziellen Verbindungen mit einer für 

den Artikel relevanten Firma haben.“ 

Oder: „Die Arbeit wurde durch die Firma 

ABC unterstützt.“ (LÄKH)

on führen und/oder in nicht uner-

heblichem Maße Themen behan-

deln, die nicht § 2 der Fortbildungs-

ordnung entsprechen, sind grund-

sätzlich nicht anrechnungsfähig.

 f. Kategorie I (Tutoriell unterstützte 

Online-Fortbildungen – ggf. mit 

Lernerfolgskontrolle)

  Maßgeblich für die Zuständigkeit 

der Anerkennung ist der 

(Haupt-)Sitz des Veranstalters.

 g. Bewertung nach Fortbildungsein-

heiten

  Grundlage für die Bewertung von 

Fortbildungsmaßnahmen sind die 

Fortbildungseinheiten (FE), die mit 

je 1 Punkt bewertet werden. 

Grundsätzlich wird 1 Punkt für eine 

FE von 45 Minuten vergeben.         

 Bei Veranstaltungen, die mind. 5 FE 

umfassen, wird auch die jeweils 

letzte begonnene FE (mind. 

16 Min.) eines Veranstaltungstages 

mit einem vollen Punkt bewertet 

werden. 

  Pausenzeiten zählen nicht zu den 

Fortbildungseinheiten. Bei Veran-

staltungen mit mehr als 7 FE ist ei-

ne Pause von 30 Min. einzurech-

nen.

  Sind bei einer Veranstaltung nur 

Teile derselben zur Fortbildung ge-

eignet, werden Punkte nur für die-

se FE berechnet und gewährt (Teil-

bepunktung).

8. Mitteilung von nachträglich eingetre-

tenen Änderungen zum Antrag

 Ergeben sich nachträglich zu dem vom 

Veranstalter gestellten Antrag Ände-

rungen, bedarf es in folgenden Fällen 

keines neuen Antrags, sondern nur ei-

ner Änderungsmitteilung des Veran-

stalters im Portal der Landesärzte-

kammer Hessen:

•  Der Ort der Veranstaltung (sofern 

der neue Ort im Zuständigkeits-

bereich der Landesärztekammer 

Hessen liegt), 

•  Der/die Zeitpunkt/e der Veranstal-

tung (sofern der neue Zeitpunkt 

noch innerhalb eines Kalenderjahres 

ab Ausstellung des Anerkennungs-

bescheids liegt) kann/können ab 

Anerkennung der Maßnahme frei 

gewählt werden.

 In allen anderen Fällen der Änderung 

von zertifizierungsrelevanten Merk-

malen muss ein neuer Antrag gestellt 

werden.

9. Verfahren bei verspäteter Meldung 

der Fortbildungspunkte und sonsti-

gen Verstößen gegen die Fortbil-

dungsordnung

 Verstößt ein Veranstalter bzw. die Re-

ferenten wiederholt (z. B. verspätete 

Punktemeldungen) oder gegen we-

sentliche Vorgaben der Fortbildungs-

ordnung, kann die Landesärztekam-

mer Hessen zeitlich befristet bis zu 

längstens 6 Monaten die Bearbeitung 

weiterer Anträge desselben Veranstal-

ters ablehnen.

10. Fortbildungsmaßnahmen im Ausland 

– Veranstalter und Teilnehmer

 a) Veranstalter

 Werden vom Veranstalter Fortbil-

dungspunkte für seine im Ausland 

stattfindenden Fortbildungsmaßnah-

men beantragt, muss der verantwort-

liche wissenschaftliche Leiter Mitglied 

der Landesärztekammer Hessen sein. 

Eine Anerkennung erfolgt nur, sofern 

die Anforderungen erfüllt sind, die für 

gleichartige in Hessen stattfindende 

Maßnahmen gelten.

 b) Teilnehmer

 Beantragen Mitglieder der Landes-

ärztekammer Hessen als Teilnehmer 
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Aufgrund §§ 5, 6a, 8, 10 und 17 Abs. 1 Nr. 7 des Heilberufsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I 

S. 66–87), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. I S. 82 (160)), i. V. m. § 5 Abs. 6e der Hauptsatzung der Landesärz-

tekammer Hessen vom 17. Juli 1995 (HÄBL 9/1995, S. 293–295), zuletzt geändert durch Satzung vom 26. November 2019 (HÄBL 

1/2020, S. 57), hat die Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen am 28. November 2020 folgende Satzung  

beschlossen:

Satzung zur Änderung der Kostensatzung  

der Landesärztekammer Hessen

I.

Die Kostensatzung der Landesärztekammer Hessen vom 13. Dezember 1993 (HÄBL 01/1994, S. 30–31); zuletzt geändert am 

 22. September 2020 (HÄBL 11/2020, S. 634), wird wie folgt geändert:

Das Kostenverzeichnis als Anlage zur Kostensatzung wird wie folgt geändert:

1.) Der Gebührenkapitel „I. 2. Weiterbildungswesen Ärzte“ wird wie folgt neu gefasst:

Gebührenpunkt

2.

2.1

2.1.1

2.1.2

2.1.3

2.1.4

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.6.1

2.6.2.1

2.6.2.2

2.7

2.8

2.8.1

2.8.2

2.9

2.10

Gegenstand

Weiterbildungswesen Ärztinnen und Ärzte

Anerkennung von Gebiets-/Facharztbezeichnungen nach der WBO

Prüfungsgebühr bei Verfahren zur Anerkennung der 1. Gebiets-/Facharztbezeichnung

Prüfungsgebühr bei Verfahren zur Anerkennung der 1. Gebiets-/Facharztbezeichnung, sofern 

bei dem Prüfungskandidaten keine Befreiung nach § 1 Abs. 5 der Beitragsordnung besteht

Prüfungsgebühr bei jeder weiteren Gebiets-/Facharztbezeichnung

Wiederholungsprüfung Gebiets-/Facharztbezeichnung

Prüfungsgebühr bei Verfahren zur Anerkennung einer Schwerpunktbezeichnung

Wiederholungsprüfung

unbesetzt

Prüfungsgebühr bei Verfahren zur Anerkennung einer Zusatzbezeichnung 

Wiederholungsprüfung

Gebühr für die Erteilung einer Zusatzbezeichnung ohne Prüfung

Anerkennung nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften

Gebühr bei Verfahren zur Anerkennung gemäß Rettungsdienstgesetz

Gebühr bei Verfahren zur erstmaligen Anerkennung eines Fachkundenachweises nach Strah-

lenschutzgesetz/Strahlenschutzverordnung

Gebühr bei Verfahren zur ergänzenden Anerkennung eines Fachkundenachweises nach Strah-

lenschutzgesetz/Strahlenschutzverordnung

Gebühr für die Erteilung einer Bezeichnung nach Übergangsbestimmungen

Gebühren bei Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Weiterbildungs-

qualifikationen

Gebühr bei automatischer Anerkennung gemäß §§ 18/18a WBO (EU-Konformitätsbescheinigung)

Gleichwertigkeitsprüfung gemäß §§ 19/19a WBO

Anerkennung von Kursen und Weiterbildungsveranstaltungen gemäß § 4 Abs. 8 WBO oder 

Vorgaben der Bundesärztekammer

Anerkennung der Gleichwertigkeit ausländischer ärztlicher Tätigkeiten im tarifrechtlichen 

 Sinne

Gebühr

Euro

315,00

0,00

315,00

315,00

315,00 

315,00

250,00

250,00

100,00

190,00

190,00

50,00

125,00

55,00

von 250,00

bis 1.200,00

von 40,00

bis 200,00

von 50,00

bis 100,00
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2.) Das Gebührenkapitel „I. 3. Berufsbildung: Medizinische Fachangestellte/Arzthelferinnen/-Innen“ wird 

a. wie folgt neu gefasst:

 

b. wie folgt neu gefasst

Gebührenpunkt

3.

3.1

3.1.1

3.1.1.1

3.1.1.2

3.1.2

3.1.3

3.1.4

3.1.5

3.1.5.1

3.1.5.2

3.1.6

3.1.7

3.1.7.1

3.1.7.2

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.3

Gegenstand

Berufsbildung: Medizinische Fachangestellte

Berufsausbildung

Eintragung des Berufsausbildungsvertrages in das Berufsausbildungsverzeichnis 

Unbesetzt

Unbesetzt

Berichtsheft – Ersatzexemplar bei Verlust

Zwischenprüfung

Abschlussprüfung 

Wiederholungsprüfung

Gebühren bei Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer 

 Berufsqualifikationen

Gleichwertigkeitsprüfung

Zusätzliche Kompetenzfeststellung

Nicht besetzt

Überbetriebliche Ausbildung

Pauschalgebühr

Pauschalgebühr, sofern der Berufsausbildungsvertrag von einem Pflichtmitglied der Landesärz-

tekammer Hessen abgeschlossen wurde

Berufliche Fortbildung: Medizinische Fachangestellte

Fortbildung 2 bis 30 Std.

Qualifizierungs-Lehrgänge 30 bis 400 Std.

Prüfungsgebühren/Teilnahme an Lernerfolgskontrolle

Berufsbegleitende Service- und Internatsleistungen

Gebühr

Euro

35,00

4,00

65,00

210,00

180,00

von 100,00

bis 600,00

Erstattung 

der 

Auslagen

675,00

460,00

von 30,00

bis 600,00

von 300,00

bis 2.500,00

von 50,00

bis 250,00

von 0,10

bis 100,00

Gebührenpunkt

3

3.1

3.1.1

3.1.1.1

3.1.1.2

3.1.2

3.1.3

Gegenstand

Berufsbildung: Medizinische Fachangestellte

Berufsausbildung

Eintragung des Berufsausbildungsvertrages in das Berufsausbildungsverzeichnis 

Unbesetzt

Unbesetzt

Berichtsheft – Ersatzexemplar bei Verlust

Zwischenprüfung

Gebühr

Euro

35,00

4,00

65,00

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

3.) Im Gebührenkapitel „I. 4. Tätigkeit der Ethik-Kommission“ werden die Gebührenpunkte 4.1 bis 4.2 wie folgt neu gefasst:

Gebührenpunkt

4.

4.1

4.1.1

4.1.2

4.1.3

4.1.4

4.2

4.2.1

4.2.2

Gegenstand

Tätigkeit der Ethik-Kommission

Beratung von Ärzten bei der Durchführung klinischer Versuche am Menschen und/oder bei 

der Verarbeitung von Körpermaterialien oder personenbezogener Daten über berufsethische 

und berufsrechtliche Fragen (§ 15 Abs. 1 Berufsordnung)

Votum 

Hierbei ist die Begleitung des Forschungsvorhabens hinsichtlich der damit verbundenen Aufgaben 

eingeschlossen (Zwischenfallmeldungen, Jahresbericht mit ggf. Prüfung, Abschlussbericht etc.)

Amendment (Inhaltliche Bewertung und Neubewertung des Votums) 

Zweitvotenerstellung

Amendment (inhaltliche Überprüfung des Zweitvotums)

Tätigkeit nach dem Strahlenschutzgesetz (StrlSchG)

Stellungnahme (Erstantrag)

Neubewertung

Gebühr

Euro

1.750,00

550,00

350,00

150,00

1.000,00

500,00

Gebührenpunkt

3.1.4

3.1.5

3.1.5.1

3.1.5.2

3.1.6

3.1.7

3.1.7.1

3.1.7.2

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.3

Gegenstand

Abschlussprüfung 

Wiederholungsprüfung

Gebühren bei Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufs- 

qualifikationen

Gleichwertigkeitsprüfung

Zusätzliche Kompetenzfeststellung

Nicht besetzt

Überbetriebliche Ausbildung

Pauschalgebühr

Pauschalgebühr, sofern der Berufsausbildungsvertrag von einem Pflichtmitglied der Landesärz-

tekammer Hessen abgeschlossen wurde

Berufliche Fortbildung: Medizinische Fachangestellte

Fortbildung 2 bis 30 Std.

Qualifizierungs-Lehrgänge 30 bis 400 Std.

Prüfungsgebühren/Teilnahme an Lernerfolgskontrolle

Berufsbegleitende Service- und Internatsleistungen

Gebühr

210,00

180,00

von 100,00

bis 600,00

Erstattung der 

Auslagen

750,00

510,00

von 30,00

bis 600,00

von 300,00

bis 2.500,00

von 50,00

bis 250,00

von 0,10

bis 100,00
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4.) Das Gebührenkapitel „I. 5. Künstliche Befruchtung“ wird wie folgt neu gefasst:

II.

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt mit Ausnahme von Artikel I. Nr. 2.) b) am 1. Januar 2021 in Kraft. Artikel I. Nr. 2.) b) tritt am 1. August 2021

 in Kraft.

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen am 28. November 2020 beschlossene Satzung 

zur Änderung der Kostensatzung der Landesärztekammer Hessen wird hiermit ausgefertigt und im Hessischen Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident – 

_ _ _ _ _

Genehmigungsvermerk:

Hessisches Ministerium 

für Soziales und Integration

(V8-18b2120-0001/20008/009)

Die von der Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen am 28. November 2020 beschlossene Satzung zur Änderung 

der Kostensatzung der Landesärztekammer Hessen wird von mir gemäß § 17 Abs. 2 des Heilberufsgesetzes genehmigt. 

Wiesbaden, 7. Dezember 2020

Im Auftrag gez. Dr. Stefan Herb

Gebührenpunkt

5. 

5.1 

5.1.1 

5.1.2

5.1.3

5.2

5.3

Gegenstand

Durchführung von Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung künstlicher Befruchtungen nach § 121a SGB V 

Gebühr je Antrag 

Gebühr je Entscheidung über einen Widerspruch

Gebühr je Änderungsanzeige

Vorlage und Auswertung einer Datensatzmeldung zur Qualitätssicherung in der Reproduktions-

medizin gem. Ziff. 5.2, 5.3 und 5.4 der Richtlinie der Landesärztekammer Hessen zur Qualitäts-

sicherung in der Reproduktionsmedizin. Gebühr pro Zyklus

Anzeigen, die nicht unter § 121a SGB V fallen

Gebühr

Euro

von 1.000,00 

bis 3.000,00

von 750,00 

bis 2.000,00

von 50,00 

bis 350,00

1,70

von 50,00  

bis 350,00 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen



Hessisches Ärzteblatt 1/2021 | 51

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

Aufgrund §§ 10 Absatz 1 und 17 Absatz 1 

Nr. 6 des Heilberufsgesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 7. Februar 2003 

(GVBl. I S. 6687), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. I S. 82 

(160)), i. V. m. § 5 Abs. 6e der Hauptsat-

zung der Landesärztekammer Hessen vom 

17. Juli 1995 (HÄBL 9/1995, S. 293–295), 

zuletzt geändert durch Satzung vom 

26. November 2019 (HÄBL 1/2020, S. 57) 

hat die Delegiertenversammlung der Lan-

desärztekammer Hessen am 28. Novem-

ber 2020 folgende Satzung beschlossen:

Beitragsordnung  

der Landesärztekammer 

 Hessen

Die Berufsbezeichnung „Arzt“ („Ärzte“) wird ein-

heitlich und neutral für Ärztinnen und Ärzte ver-

wendet; der Begriff „Kammerangehöriger“ für 

die/den Kammerangehörige/n.

§ 1 Beitragspflicht

(1)  Die Landesärztekammer Hessen er-

hebt zur Deckung der Kosten, die ihr 

durch Erfüllung ihrer Aufgaben ent-

stehen, von ihren Kammerangehöri-

gen Beiträge. Die Kammerbeiträge 

sind öffentlich-rechtliche Abgaben. 

Beitragsjahr ist das Kalenderjahr. Der 

Beitrag ist ein Jahresbeitrag.

(2)  Beitragspflichtig sind alle Ärzte, die 

am 1. Februar des Beitragsjahres (Ver-

anlagungsstichtag) nach § 2 Abs. 1 

Heilberufsgesetz Pflichtmitglieder 

oder freiwillige Mitglieder der Landes-

ärztekammer Hessen sind. Macht ein 

Arzt seine Veranlagung z. B. durch 

Nichtanmeldung unmöglich, wird er 

nachträglich veranlagt.

(3)  Kammerangehörige, die im Beitrags-

jahr das 71. [ab 01.01.2023 = 72.] Le-

bensjahr vollenden oder vollendet ha-

ben, sind von der Beitragspflicht be-

freit. Gleiches gilt für Kammerangehö-

rige, die laufende Fürsorgeleistungen 

der Landesärztekammer Hessen erhal-

ten. Verstirbt ein Kammerangehöriger 

innerhalb des Beitragsjahres, wird der 

Kammerbeitrag für dieses Jahr erlassen; 

ist er bereits bezahlt, können die Erben 

einen Antrag auf Erstattung stellen.

(4)  Ebenfalls von der Beitragspflicht be-

freit sind die Kammerangehörigen, die 

am Veranlagungsstichtag Leistungen 

nach dem Sozialgesetzbuch II (Ar-

beitslosenhilfe) bzw. Sozialgesetz-

buch XII (Sozialhilfe) beziehen sowie 

die Pflichtmitglieder, die am Veranla-

gungsstichtag als Stipendiaten, Hospi-

tanten tätig sind. Auf Antrag, welcher 

bis zum 31. Januar des Folgejahres zu 

stellen ist, erhalten die Kammerange-

hörigen eine Beitragsbefreiung, die im 

Beitragsjahr in Elternzeit gehen und 

während dieser keiner entgeltlichen 

ärztlichen Tätigkeit nachgehen.

(5)  Von einer Beitragserhebung wird ab-

gesehen, wenn der Kammerangehöri-

ge seine ärztliche Tätigkeit über-wie-

gend im Gebiet einer anderen Ärzte-

kammer in der Bundesrepublik 

Deutschland ausübt, von dieser zum 

Kammerbeitrag veranlagt wird und in 

Hessen nur geringfügig ärztlich tätig 

ist (Zweitmitglied).

§ 2 Beitragsbemessung

(1)  Es werden Beitragsstufen gebildet, ei-

ne Beitragstabelle ist der Beitragsord-

nung als Anlage beigefügt. Als Bemes-

sungsgrundlage gelten die Einkünfte 

aus ärztlicher Tätigkeit des vorletzten 

Jahres vor dem Beitragsjahr. Tritt ein 

Berufsangehöriger nach dem Veranla-

gungsstichtag in den Ruhestand und 

übt seine ärztliche Tätigkeit nicht 

mehr aus, wird auf Antrag in dem ent-

sprechenden Jahr der Jahresbeitrag 

anteilig nach den Monaten der ärztli-

chen Tätigkeit berechnet; dabei darf 

der Mindestbeitrag nicht unterschrit-

ten werden.

(2)  Den Mindestbeitrag zahlen insbeson-

dere Kammerangehörige, 

 a) die keine ärztliche Tätigkeit aus-

üben und freiwilliges Mitglied der 

Landesärztekammer Hessen sind (§ 

1 (4) 1. Halbsatz bleibt unberührt),

 b) die mehrfach approbiert und im 

Hauptberuf nicht ärztlich tätig sind,

 c) (gestrichen)

 d) (gestrichen)

 e) die im vorletzten Jahr vor dem Bei-

tragsjahr keine ärztliche Tätigkeit 

ausgeübt haben oder die im Be-

messungsjahr nur im Ausland ärzt-

lich tätig waren und im Inland keine 

ärztliche Tätigkeit ausgeübt haben.

§ 3 Einkünfte

(1)  Die Einkünfte aus ärztlicher Tätigkeit 

im Sinne des § 2 sind entsprechend 

der jeweils geltenden Fassung des Ein-

kommensteuergesetzes zu ermitteln. 

Hierzu gehören insbesondere:

•  Einkünfte aus selbstständiger Tätig-

keit,

• Einkünfte aus nichtselbstständiger 

Tätigkeit,

• Einkünfte aus Gewerbebetrieb,

• sonstige Einkünfte (z. B. für Ehren-

ämter).

 Die Minderung um Sonderausgaben 

(§ 10 EStG) und Beträge für außerge-

wöhnliche Belastungen (§ 33 ff. EStG) 

ist unzulässig.

 Unter ärztliche Tätigkeit gem. § 2 

Hauptsatzung fallen insbesondere Tä-

tigkeiten

• in Klinik und Praxis,

• in Forschung und Lehre,

• für Wirtschaft, Industrie (z. B. auch 

pharmazeutische), Medien,

• für Verwaltung, Behörden, juristi-

sche Personen des öffentlichen und 

privaten Rechts sowie für Vereini-

gungen.

 Zu diesen Einkünften gehören auch 

Einnahmen insbesondere

• aus Überstunden,

• Bereitschaftsdienst und Rufbereit-

schaft,

• ferner alle Einnahmen aus ärztlicher 

Nebentätigkeit, z. B. aus Privatpra-

xis, Vertretungen, Gutachtertätig-

keit oder Tätigkeit und Einsatz im 

ärztlichen Notfalldienst.

 Bei Kammerangehörigen, die auch 

Mitglied bei einer anderen im Heilbe-

rufsgesetz genannten Kammer und in 

beiden Gebieten tätig sind, gilt die 

Hälfte der gesamten Berufseinkünfte 

aus beiden Tätigkeiten als Einkünfte 

im Sinne des § 3.

(2)  Außer Ansatz bleiben insbesondere

•  Versorgungsbezüge nach öffentlich-

rechtlichen Vorschriften,

•  Renten aus der Sozialversicherung 

oder aus einem ärztlichen Versor-

gungswerk,
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•  Bezüge der Erweiterten Honorarver-

teilung oder vergleichbare Leistungen,

•  Abfindungen, insbesondere bei Ver-

lust des Arbeitsplatzes,

• Praxis-Veräußerungsgewinne,

• Einkünfte aus ärztlicher Tätigkeit im 

Ausland, sofern sie nicht voll umfäng-

lich der deutschen Einkommensteuer 

unterliegen.

§ 4 Veranlagung

(1)  Die Beitragsveranlagung erfolgt durch 

Einstufung des Kammerangehörigen. 

Jeder Kammerangehörige hat sich mit 

Stichtag 1. Februar eines jeden Jahres 

selbst zum Kammerbeitrag für das lau-

fende Beitragsjahr einzustufen. Er soll 

sich dabei des von der Landesärzte-

kammer versandten Vordrucks bedie-

nen. Nach Rücksendung seiner Einstu-

fungsunterlagen erhält der Kammer-

angehörige einen Beitragsbescheid.

(2)  Der Einstufung ist der entsprechende 

Auszug des Einkommensteuerbe-

scheides als Kopie beizulegen; es müs-

sen mindestens folgende Daten er-

sichtlich sein: Name des Steuerpflich-

tigen, das Steuerjahr sowie alle Ein-

künfte aus ärztlicher Tätigkeit. 

 Sofern die Einkünfte aus ärztlicher Tä-

tigkeit des angestellten Arztes unter-

halb der steuerlichen Veranlagungs-

grenze liegen, ist die vom Arbeitgeber 

ausgestellte Bescheinigung über das 

steuerliche Bruttoarbeitsentgelt oder 

andere geeignete Unterlagen ausrei-

chend. Die Nachweisführung kann 

durch eine schriftliche Bestätigung ei-

ner steuerberatenden Stelle i. S. v. § 2 

Steuerberatungsgesetz (StBerG) er-

setzt werden. Kosten hierfür werden 

nicht erstattet.

(3)  Wurde bis zum Veranlagungsstichtag 

der Einkommensteuerbescheid für das 

Jahr, das der Beitragsbemessung zu-

grunde zu legen ist, noch nicht erteilt, 

so stuft sich der Kammerangehörige 

zunächst vorläufig ein. Unverzüglich 

nach Erteilung des Einkommensteuer-

bescheides ist der Beleg gemäß Ab-

satz 2 nachzureichen.

 (3a) Liegt am Veranlagungsstichtag 

zwar ein Einkommensteuerbescheid 

vor, ist dieser aber mit Einspruch oder 

Klage angegriffen, kann eine spätere 

Korrektur des Beitragsbescheides bei 

Nachreichung eines bestandskräftigen 

günstigeren Einkommenssteuerbe-

scheides stattfinden, soweit der Kam-

merangehörige die Einlegung des Ein-

spruchs bzw. der Klage der Landesärz-

tekammer Hessen unverzüglich ange-

zeigt hatte.

(4)  Liegt der Landesärztekammer am 31. 

März des Kalenderjahres weder eine 

Einstufung gemäß § 4 (2) noch eine 

vorläufige Einstufung gemäß § 4 (3) 

des Kammerangehörigen vor, so er-

hält der Beitragspflichtige nach ver-

geblicher einmaliger Erinnerung nach 

einer Frist von vier Wochen einen Bei-

tragsbescheid in Höhe von 5.800 €. 

 Hat sich der Kammerangehörige vor-

läufig eingestuft und den Beleg ge-

mäß Absatz 2 nicht spätestens zum 

Ende des Beitragsjahres nachgereicht, 

so erhält er einen Beitragsbescheid in 

Höhe von 5.800 €. 

 Liegen in den Fällen des § 4 (4) Satz 1 

und 2 gleichwohl offensichtliche An-

haltspunkte für eine Bemessungs-

grundlage des Beitragspflichtigen vor 

oder bestehen hinsichtlich der Rich-

tigkeit der Einstufungen ernstliche 

Zweifel, so kann die Landesärztekam-

mer statt eines Beitragsbescheides 

über 5.800 € auch einen Beitragsbe-

scheid erlassen, der auf einer Schät-

zung beruht.

(5)  Die Landesärztekammer hat Beitrags-

bescheide zu berichtigen, wenn bin-

nen Monatsfrist nach Zugang eines 

Veranlagungsbescheides die Einkünfte 

aus ärztlicher Tätigkeit durch Vorlage 

des entsprechenden Auszuges des 

Einkommensteuerbescheides oder ei-

ne schriftliche Bestätigung einer steu-

erberatenden Stelle i. S. v. § 2 StBerG 

nachgewiesen werden.

§ 5  Fälligkeit und Einzug

(1)  Der Kammerbeitrag wird mit Zugang 

des Veranlagungsbescheides fällig. 

Der Zugang gilt spätestens mit Ablauf 

des dritten Werktages nach Postauf-

gabe als erfolgt, sofern nicht ein spä-

teres Zugehen nachgewiesen wird. 

Kommt der Beitragspflichtige seiner 

Zahlungspflicht binnen Monatsfrist 

nicht oder nicht vollständig nach, wird 

der Beitrag mit einer Nachfristsetzung 

von einem Monat einmal angemahnt. 

 Für jede Mahnung kann eine Gebühr 

von 10,00 € verlangt werden. Verläuft 

die Mahnung erfolglos, so wird der 

Beitrag einschließlich der entstande-

nen Auslagen und Verzugszinsen in 

Höhe von fünf Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz gemäß § 1 des Dis-

kontüberleitungs-Gesetzes vom 9. Ju-

ni 1998 (BGBl. I S. 1242) nach § 12 

des Heilberufsgesetzes i.V.m. den Vor-

schriften des Hessischen Verwaltungs-

vollstreckungsgesetzes vom 29. Ju-

ni 1995 (GVBl. 1995 S. 555) in der je-

weils geltenden Fassung beigetrieben.

(2)  Die Landesärztekammer kann vom 

Kammerangehörigen zum Einzug der 

fälligen Beiträge durch SEPA-Last-

schrift-Einzugsverfahren ermächtigt 

werden. Bei freiwilligen Mitgliedern ist 

die Erteilung eines SEPA-Lastschrift-

mandats obligatorisch.

§ 6 Stundung, Ermäßigung, Erlass

(1)  Auf schriftlichen Antrag kann der Bei-

trag zur Vermeidung unzumutbarer 

Härten wegen besonderer persönlicher 

Umstände oder wirtschaftlicher Notla-

ge ganz oder teilweise erlassen oder 

gestundet werden. Ein Rechtsanspruch 

hierauf besteht nicht. Der Antrag ist zu 

begründen und unter Beifügung eines 

Nachweises über die im vorletzten und 

letzten Jahr erzielten Einkünfte bei der 

Landesärztekammer bis zum 31. März 

des Beitragsjahres einzureichen.

(2)  Über den Antrag entscheidet das Prä-

sidium oder ein vom Präsidium Bevoll-

mächtigter.

(3)  Kammermitglieder, die im Bemes-

sungsjahr mindestens ein steuerlich 

anerkanntes Kind haben, erhalten auf 

Antrag bis zur Beitragsstufe 90 ein-

schließlich pro Kind 25,00 € Beitrags-

ermäßigung. Dieser Antrag ist bis zum 

31. März des Beitragsjahres zu stellen 

und für das Jahr, dessen Einkünfte der 

Veranlagung zugrunde zu legen sind, 

zu belegen. Spätere Anträge werden 
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nicht berücksichtigt. Der Mindestbei-

trag darf durch diese Regelung nicht 

unterschritten werden. Für jedes Kind 

kann die Ermäßigung nur von einem 

Elternteil in Anspruch genommen 

werden.

(4)  Ärzte, die ausschließlich in der theore-

tischen Medizin tätig sind, insbeson-

dere in theoretischen Fächern lehren, 

Forschung betreiben, in der Industrie, 

in der Verwaltung, in Behörden oder 

für Medien tätig sind, zahlen auf An-

trag, unbeschadet des nicht zu unter-

schreitenden Mindestbeitrages, einen 

um 20 % ermäßigten Beitrag, sofern 

sie nachweisen, dass sie nicht mittel- 

und/oder unmittelbar am Patienten, 

Probanden, am zu Begutachtenden 

oder am Leichnam tätig sind. Der An-

trag ist bis zum 31. März des Beitrags-

jahres zu stellen.

§ 6 a Rechtsbehelf

(1)  Gegen den Veranlagungsbescheid 

kann der betroffene Arzt innerhalb ei-

nes Monats nach Zugang schriftlich 

oder zur Niederschrift bei der Landes-

ärztekammer Hessen Widerspruch 

einlegen.

(2)  Gegen den Widerspruchsbescheid ist 

Anfechtungsklage innerhalb eines Mo-

nats nach Zustellung des Bescheides 

beim zuständigen Verwaltungsgericht 

zulässig.

(3)  Widerspruch und Anfechtungsklage 

haben keine aufschiebende Wirkung 

(§ 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO).

§ 7 Elektronische Verarbeitung  

und Datenschutz

(1)  Die Einstufungsunterlagen werden 

elektronisch erfasst. Die Datenverar-

beitung muss dem Hessischen Daten-

schutzgesetz entsprechen. Einge-

reichte Papierunterlagen werden nach 

Überführung in die elektronische 

Form bis zum Ende des Kalenderjahres 

aufbewahrt und dann vernichtet.

(2)  Zugang zu den im Rahmen der Bei-

tragsveranlagung anfallenden perso-

nenbezogenen Daten, die nur zum 

Zwecke der Beitragsveranlagung ver-

wendet werden dürfen, haben nur die 

Mitarbeiter der Beitragsbuchhaltung 

sowie die vom Präsidium ausdrücklich 

schriftlich Ermächtigten. Das Präsidi-

um erlässt eine Dienstanweisung zur 

Datensicherung in der Beitragsbuch-

haltung.

(3)  Im Rahmen der Beitragsveranlagung 

anfallende personenbezogene Daten 

und Unterlagen werden unter Berück-

sichtigung von gesetzlichen Aufbe-

wahrungsfristen nach Abschluss der 

Beitragsveranlagung gelöscht oder 

vernichtet.

§ 8 Verjährung

Hinsichtlich der Verjährung von Ansprü-

chen nach der Beitragsordnung sind die 

Vorschriften der Abgabenordnung über 

die Verjährung der Steuern vom Einkom-

men und Vermögen entsprechend anzu-

wenden.

§ 9 In-Kraft-Treten

Die Beitragsordnung tritt am 1. Januar 

2021 in Kraft. Damit tritt die Beitragsord-

nung vom 27. November 2018 

(HÄBL 1/2019, S. 47–50), geändert am 

26. März 2019 (HÄBL 6/2019, S. 393), 

außer Kraft. Auf die Beitragsfestsetzung 

bis einschließlich des Beitragsjahres 2020 

sind die Regelungen der bisherigen Bei-

tragsordnungen anzuwenden.

Anlage:

Beitragstabelle gemäß § 2 Absatz 1

Der Beitrag beträgt bei Einkünften aus ärztlicher Tätigkeit, die der Kammerangehörige im vorletzten Jahr vor dem Beitragsjahr erzielte:

Beitrags-

stufe

1

2

19

20

25

30

35

40

45

50

55

60

65

Einkünfte aus ärztlicher Tätigkeit 

in €

Freiwillige Mitglieder gemäß 

 § 2 Absatz 2 a 

gemäß § 1 Absatz 3 und 4

(Mindestbeitrag) unter 20.000 €

20.000 € bis unter 25.000 €

25.000 € bis unter 30.000 €

30.000 € bis unter 35.000 €

35.000 € bis unter 40.000 €

40.000 € bis unter 45.000 €

45.000 € bis unter 50.000 €

50.000 € bis unter 55.000 €

55.000 € bis unter 60.000 €

60.000 € bis unter 65.000 €

65.000 € bis unter 70.000 €

Beitrag

50,00 €

beitragsfrei

50,00 €

72,00 €

100,00 €

124,00 €

148,00 €

174,00 €

201,00 €

231,00 €

260,00 €

293,00 €

325,00 €

70

75

80

85

90

95

100

105

110

115

120

125

130

135

140

145

70.000 € bis unter 75.000 €

75.000 € bis unter 80.000 €

80.000 € bis unter 85.000 €

85.000 € bis unter 90.000 €

90.000 € bis unter 95.000 €

95.000 € bis unter 100.000 €

100.000 € bis unter 105.000 €

105.000 € bis unter 110.000 €

110.000 € bis unter 115.000 €

115.000 € bis unter 120.000 €

120.000 € bis unter 125.000 €

125.000 € bis unter 130.000 €

130.000 € bis unter 135.000 €

135.000 € bis unter 140.000 €

140.000 € bis unter 145.000 €

145.000 € bis unter 150.000 €

360,00 €

396,00 €

420,00 €

458,00 €

485,00 €

527,00 €

554,00 €

597,00 €

625,00 €

669,00 €

697,00 €

744,00 €

773,00 €

802,00 €

832,00 €

862,00 €
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150

155

160

165

170

175

180

185

190

195

200

205

210

215

220

225

230

235

240

245

250

255

260

265

270

275

280

285

290

295

300

305

310

315

320

325

330

335

340

345

350

355

360

365

370

150.000 € bis unter 155.000 €

155.000 € bis unter 160.000 €

160.000 € bis unter 165.000 €

165.000 € bis unter 170.000 €

170.000 € bis unter 175.000 €

175.000 € bis unter 180.000 €

180.000 € bis unter 185.000 €

185.000 € bis unter 190.000 €

190.000 € bis unter 195.000 €

195.000 € bis unter 200.000 €

200.000 € bis unter 205.000 €

205.000 € bis unter 210.000 €

210.000 € bis unter 215.000 €

215.000 € bis unter 220.000 €

220.000 € bis unter 225.000 €

225.000 € bis unter 230.000 €

230.000 € bis unter 235.000 €

235.000 € bis unter 240.000 €

240.000 € bis unter 245.000 €

245.000 € bis unter 250.000 €

250.000 € bis unter 255.000 €

255.000 € bis unter 260.000 €

260.000 € bis unter 265.000 €

265.000 € bis unter 270.000 €

270.000 € bis unter 275.000 €

275.000 € bis unter 280.000 €

280.000 € bis unter 285.000 €

285.000 € bis unter 290.000 €

290.000 € bis unter 295.000 €

295.000 € bis unter 300.000 €

300.000 € bis unter 305.000 €

305.000 € bis unter 310.000 €

310.000 € bis unter 315.000 €

315.000 € bis unter 320.000 €

320.000 € bis unter 325.000 €

325.000 € bis unter 330.000 €

330.000 € bis unter 335.000 €

335.000 € bis unter 340.000 €

340.000 € bis unter 345.000 €

345.000 € bis unter 350.000 €

350.000 € bis unter 355.000 €

355.000 € bis unter 360.000 €

360.000 € bis unter 365.000 €

365.000 € bis unter 370.000 €

370.000 € bis unter 375.000 €

890,00 €

919,00 €

948,00 €

977,00 €

1.006,00 €

1.036,00 €

1.065,00 €

1.094,00 €

1.123,00 €

1.151,00 €

1.181,00 €

1.210,00 €

1.241,00 €

1.269,00 €

1.298,00 €

1.329,00 €

1.357,00 €

1.386,00 €

1.417,00 €

1.445,00 €

1.474,00 €

1.503,00 €

1.532,00 €

1.561,00 €

1.590,00 €

1.619,00 €

1.650,00 €

1.677,00 €

1.707,00 €

1.735,00 €

1.765,00 €

1.795,00 €

1.823,00 €

1.852,00 €

1.882,00 €

1.911,00 €

1.941,00 €

1.969,00 €

1.997,00 €

2.030,00 €

2.058,00 €

2.087,00 €

2.116,00 €

2.144,00 €

2.174,00 €

375

380

385

390

395

400

405

410

415

420

425

430

435

440

445

450

455

460

465

470

475

480

485

490

495

990

987

* Ab 500.000 € beträgt der Beitrag 0,59 % der Einkünfte gemäß 
§ 3. Der Höchstbeitrag wird auf 5.800 € begrenzt.

375.000 € bis unter 380.000 €

380.000 € bis unter 385.000 €

385.000 € bis unter 390.000 €

390.000 € bis unter 395.000 €

395.000 € bis unter 400.000 €

400.000 € bis unter 405.000 €

405.000 € bis unter 410.000 €

410.000 € bis unter 415.000 €

415.000 € bis unter 420.000 €

420.000 € bis unter 425.000 €

425.000 € bis unter 430.000 €

430.000 € bis unter 435.000 €

435.000 € bis unter 440.000 €

440.000 € bis unter 445.000 €

445.000 € bis unter 450.000 €

450.000 € bis unter 455.000 €

455.000 € bis unter 460.000 €

460.000 € bis unter 465.000 €

465.000 € bis unter 470.000 €

470.000 € bis unter 475.000 €

475.000 € bis unter 480.000 €

480.000 € bis unter 485.000 €

485.000 € bis unter 490.000 €

490.000 € bis unter 495.000 €

495.000 € bis unter 500.000 €

ab 500.000 €

Höchstbeitrag

2.202,00 €

2.232,00 €

2.262,00 €

2.290,00 €

2.320,00 €

2.349,00 €

2.378,00 €

2.407,00 €

2.435,00 €

2.465,00 €

2.496,00 €

2.524,00 €

2.552,00 €

2.582,00 €

2.611,00 €

2.642,00 €

2.670,00 €

2.699,00 €

2.728,00 €

2.756,00 €

2.786,00 €

2.815,00 €

2.844,00 €

2.873,00 €

2.903,00 €

0,59 % *)

5.800,00 €

_ _ _ _ _

Die vorstehende, von der De-

legiertenversammlung der 

Landesärztekammer Hessen 

am 28. November 2020 be-

schlossene Satzung zur Ände-

rung der Beitragsordnung der 

Landesärztekammer Hessen 

wird hiermit ausgefertigt und 

im Hessischen Ärzteblatt ver-

kündet. 

Frankfurt, 1. Dezember 2020

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident – 

_ _ _ _ _

Genehmigungsvermerk:

Hessisches Ministerium 

für Soziales und Integration

(V8-18b2120-0001/2008/ 

006)

Die von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärzte-

kammer Hessen am 28. No-

vember 2020 beschlossene 

Satzung zur Änderung der Bei-

tragsordnung der Landesärzte-

kammer Hessen wird von mir 

gemäß § 17 Abs. 2 des Heilbe-

rufsgesetzes genehmigt. 

Wiesbaden, 7. Dezember 2020

Im Auftrag gez. Dr. Stefan Herb
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Wichtige Mitteilung  

für alle Mitglieder des Versorgungswerkes

Beiträge ab 1. Januar 2021

Gemäß § 13 der Versorgungsordnung richten sich die monatlichen Pflichtbeiträge zum Versorgungswerk der Landesärztekammer 

Hessen nach den jeweils geltenden Bestimmungen des § 161 Abs. 1 und 2 SGB VI (Sozialgesetzbuch VI).

Gesetzliche Rechengrößen 2021

Beitragssatz 

zur gesetzlichen Rentenversicherung  

und zum Versorgungswerk 

Beitragsbemessungsgrenze monatlich

Monatliche Pflichtbeiträge ab 1. Januar 2021

Angestellte Ärztinnen und Ärzte

mit Befreiung von der gRV1

ohne Befreiung von der gRV2

Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte

ohne Vertragsarztzulassung in Hessen3

mit Vertragsarztzulassung in Hessen3

außerhalb Hessens

Selbstständig Tätige ohne Niederlassung

Weitere Beitragsarten 

Mindestbeitrag nach  

§ 13 der Versorgungsordnung

Höherversorgung

(Pflichtbeitrag + Höherversorgung)

1  Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung (gRV) auf Antrag  

gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI

2  ohne Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung (gRV)  

gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI und mit Beitragsermäßigung nach § 9 Abs. 3 der Satzung

3  nach § 18 der Zulassungsverordnung für Vertragsärzte

alte Bundesländer

18,6 % des monatlichen sozialversicherungspflichtigen Einkommens

7.100,00 € 

Beitrag maximal

1.320,60 € 

  660,30 €

1.320,60 € 

    660,30 €

1.320,60 € 

1.320,60 €

alte Bundesländer:    132,06 €

neue Bundesländer:  124,62 €

alte Bundesländer:    2.641,20 €

neue Bundesländer: 2.492,40 €

neue Bundesländer

6.700,00 €

Beitrag maximal

1.246,20 €

   623,10 €

1.246,20 €

1.246,20 €

Aus dem Versorgungswerk
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Anordnung und Aufhebung von Zulassungsbeschränkungen auf der Grundlage des 

Bedarfsplans 2019 mit dem Arztstand 01.10.2020 unter dem Vorbehalt der 

Nichtbeanstandung durch das HMSI

Der Landesausschuss der Ärzte und Kran-

kenkassen in Hessen hat am 26. Novem-

ber 2020 unter Zugrundelegung des Arzt-

standes 01.10.2020 im Rahmen eines 

Umlaufverfahrens folgende Beschlüsse 

gefasst:

I. Es wird festgestellt, dass im Bereich der 

Kassenärztlichen Vereinigung Hessen 

in den Tabellen 1 bis 5 jeweils darge-

stellten Versorgungsebenen in den mit 

ÜV gekennzeichneten Planungsberei-

chen und Fachgruppen eine Überver-

sorgung (ÜV) gemäß § 101 SGB V in 

Verbindung mit § 103 Abs. 1 SGB V 

vorliegt.

II. In Anwendung des § 103 Abs. 1 Satz 2 

SGB V in Verbindung mit § 16 b Abs. 2 

Zulassungsverordnung für Vertrags-

ärzte (Ärzte-ZV) werden für diese 

Planungsbereiche und Fachgruppen 

Zulassungsbeschränkungen angeord-

net.

III. Bei den Planungsbereichen und Fach-

gruppen, in denen gemäß § 103 Abs. 3 

SGB V in Verbindung mit § 26 Abs. 1 

Bedarfsplanungs-Richtlinie Zulassun-

gen erfolgen dürfen, ist die Anzahl der 

freien Sitze in den Tabellen 1 bis 5 aus-

gewiesen.

Zulassungsanträge und die hierfür erfor-

derlichen Unterlagen gem. § 18 Ärzte-ZV 

sind bis zum 12.02.2021 an die Kassenärzt-

liche Vereinigung Hessen, Zulassungsaus-

schuss für Ärzte/Psychotherapie, Europa-

Allee 90, 60486 Frankfurt, zu senden.

Der Zulassungsausschuss berücksichtigt 

bei dem Auswahlverfahren nur die nach 

der Bekanntmachung fristgerecht und 

vollständig abgegebenen Zulassungsan-

träge. Unter mehreren Bewerbern ent-

scheidet der Zulassungsausschuss nach 

pflichtgemäßem Ermessen unter Berück-

sichtigung folgender Kriterien:

• berufliche Eignung,

• Dauer der bisherigen ärztlichen Tätig-

keit,

• Approbationsalter,

• Dauer der Eintragung in die Warteliste 

gem. § 103 Abs. 5 Satz 1 SGB V

• bestmögliche Versorgung der Ver-

sicherten im Hinblick auf die räumliche 

Wahl des Vertragsarztsitzes,

• Entscheidung nach Versorgungs-

gesichtspunkten (z.B. Fachgebiets-

schwerpunkt, Barrierefreiheit).

 siehe Anlage 1 bis 5

Redaktioneller Hinweis:

Im Zusammenhang mit dieser Veröffentli-

chung der Beschlüsse des Landesaus-

schusses vom 26. November 2020 wird 

vorsorglich darauf aufmerksam gemacht, 

dass durch zwischenzeitliche Beschlüsse 

des Zulassungsausschusses für Ärzte/Psy-

chotherapie diese Veröffentlichung par-

tiell überholt sein kann. Niederlassungs-

willigen Ärzten/Psychotherapeuten wird 

daher empfohlen, sich beim Zulassungs-

ausschuss oder dem für den Niederlas-

sungsort zuständigen KVH-Beratungs-

Center über die Gültigkeit dieser Veröf-

fentlichung zu informieren.

Matthias Mann

Rechtsanwalt,

Vorsitzender des Landesausschusses  

der Ärzte und Krankenkassen in Hessen 
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